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V o r w o r t 
Österreich erlangte mit dem 1955 abgeschlossenen Staatsvertraq 
- nach fast 2 jahrzehntelanger Unterbrechung (durch die Einbe-
ziehung in das großdeutsche Reich und anschließenddurch die 
Teilung in 4 Besatzungszonen) - wieder die Möglichkeit zu 
einer gesamtstaatlichen Politik und damit auch zu einer gesamt-
staatlichen Regionalpolitik für die Entwicklung aller seiner 
Teilräume. Unterschiedliche natürliche Voraussetzungen, die 
historische Entwicklung, Kriegsereignisse, Besatzungsfolgen, 
aber auch die Wirkungen des in verschiedenen Perioden unter-
schiedlich wirkenden Marktmechanismus, hatten starke räum-
liche Unterschiede der Entwicklung einzelner Teilgebiete 
des Staatsgebietes zur Folge gehabt. 
Bis zum Auftreten größerer Strukturprobleme älterer Industrie-
gebiete in der zweiten Hälfte der 70-er Jahre war die staat-
liche Regionalpolitik - sowohl auf Bundes- als auch auf Landes-
ebene - besonders auf die Förderung von peripheren ländlichen 
Gebieten bzw. von Grenzgebieten ausgerichtet gewesen. Dies 
fiel in die beiden Jahrzehnte überdurchschnittlich hohen 
gesamtwirtschaftlichen Wachstums, die auf den Abschluß des 
Staatsvertrages folgten - in vieler Hinsicht vergleichbar 
der Aufschwungphase einer langen wirtschaftlichen Wellenbewe-
gung etwa im Sinne eines ca. SO-jährigen Kondratieff-Zyklus. 
Wie in den meisten anderen Ländern, zielte auch in Österreich 
der Großteil der regionalpolitischen Maßnahmen für schwächer 
entwickelte periphere Gebiete auf deren stärkere räumliche 
(insbesondere verkehrsmäßige) und funktionelle (insbesondere 
industrielle) Integration in die nationale und international~ 
Arbeitsteilung ab. Vor allem in der genannten Wachstumsphase 
führten diese Maßnahmen in den meisten industrialisierten 
Ländern auch tatsächlich zu einer Verringerung von Disparitä-
ten in den quantitativen Aspekten des Lebensniveaus (etwa des 
Beschäftigungsniveaus, 'Pro-Kopf-Einkommens, etc.), eine 
Tatsache, die z.T. durch Engpässe an Arbeitskräften, Boden, 
Infrastruktur, etc. in den hochentwickelten Gebieten bedingt war. 
Gleichzeitig kam es jedoch hiebei zu - anfänglich kaum beach-
teten - qualitativen und strukturellen Transformationen, die 
die mittel- und langfristigen Entwicklungspotentiale peripherer 
schwach entwickelter Gebiete wesentlich beeinflußte. So war 
das Wachstum schwach entwickelter peripherer Gebiete nicht 
unwesentlich auf das vordringen von Zweigbetrieben bzw. "ver-
längerten Werkbänken" multiregionaler oder -nationaler Unter-
nehmen zurückzuführen, mit deren Hilfe sich eine neue räum-
liche Arbeitsteilung zwischen peripheren Gebieten (zunehmend 
standardisierte Aktivitäten und Routinefunktionen) und den 
Kernräumen (zunehmend unternehmerische Schlüsselfunktionen 
wie Forschung und Entwicklung, Vermarktung, Planungs- und 
Entscheidungsfunktionen) führte. Dies brachte in weiterer 
Folge eine verstärkte Bildungs- bzw. schichtenspezifische 
Differenzierung in der Beschäftigtenstruktur aber auch in der 
Wanderungs- und Pendelwanderungsstruktur zwischen peripheren 
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schwach entwickelten Gebieten und Kernräumen mit sich. Dies 
kann auch als r e gionale Desintegration bezeichnet werden 
( S töhr 1 9 81 /b) . 
Während die vorgenannten Veränderungen der Indikatoren des 
quantitativen Lebensniveaus für die Erreichung kurzfristiger, 
z.T. politisch bedingter Zielsetzungen von Bedeutung waren, 
betrafen die zuletzt genannten qualitativen und strukturellen 
Charakteristika vielmehr das mittel- und langfristige Ent-
wicklungspotential der betreffenden Regionen und - als wesent-
liche dynamische Faktoren - dabei insbesondere deren Anpassungs-
und Innovationskap azitäten. 
Die zuletzt genannten qualitativen und strukturellen Aspekte 
der Regionalentwicklung, die bisher sowohl in der Regional-
analyse als auch in der Regionalpolitik vernachlässigt wurden, 
stellen einen der Kernpunkte des Forschungsprogrammes am 
Interdisziplinären Institut für Raumordnung, Stadt- und Regio-
nalentwicklung der Wirtschaftsuniversität dar (PERIPOL-Projekt). 
Als wesentliche strukturelle Determinante wurde dabei die 
periphere Lage in Form ungünstigen Erreichbarkeitspotentials 
zu internationalen, nationalen und regionalen Märkten angesehen. 
In diesem Zusammenhang wurden folgende Fragenbereich~ behandelt: 
- zusammenhänge zwischen dem Erreichbarkeitspotential der 
österreichischen Bezirke (Zugang zum regionalen, nationalen 
und internationalen Markt) und ihrem Entwicklungsstand (ge-
messen an Pro-Kopf-Einkommen, Arbeitslosenrate, Wanderungs-
rate, Pro-Kopf-Steueraufkommen) sowie zwischen deren Ver-
änderungen. 
- Wirtschaftliche und soziale Strukturen in peripheren entwick-
lungsschwachen Gebieten (sektorale und Branchenstruktur, 
organisatorischer Status von Betrieben, Sozialstruktur und 
soziale Mobilität der Arbeitsbevölkerung, von Pendlern und 
Migranten) sowie deren Veränderungen im Vergleich zu Gebieten 
mit hohem Erreichbarkeitspotential und hohem Entwicklungs-
stand (Kernräume). 
- Veränderungen der zentralörtlichen Struktur und des Steuer-
aufkommens von Gemeinden in peripheren Gebieten im Verhält-
nis zu jenen von Kernräumen. 
- Analyse wesentlicher seit 1955 in Österreich eingesetzter 
regionalpolitischer Instrumente im Hinblick auf Geltungs-
dauer, Ansatzpunkte und Wirkungsweise &:Mie ihre Abhängigkeit 
von der nationalen Konjunkturentwicklung. 
- Untersuchungen, in welcher Weise die regionalpolitischen 
Strategien im Lichte der empirischen Befunde zu den vorge-
nannten Fragenbereichen, sowie im Hinblick auf die zu erwar-
tende allgemeine wirtschaftliche Wachstumsverlangsamun$ in 
industrialisierten Ländern verändert werden sollten. 
Wesentliche Ergebnisse dieses Forschungsprogrammes (PERIPOL-
Projekt) wurden bereits in verschiedenen nationalen und inter-
nationalen Buch- und Zeitschriftenpublikationen veröffentlicht. 
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Dies betrifft etwa die Aspekte der grundsätzlichen Probleme 
von Bewertung und von Strategien der Regionalpolitik (Stöhr 
1981/a, 1981/b, 1982, 1983/a, 1983/b; Stöhr und Tödtling 1978/a, 
1978/b und 1982; Herzog und Tödtling 1983). 
Auch zur Frage der regionalen Unterschiede der Betriebs- und 
Arbeitsplatzstruktur und der räumlichen Arbeitsteilung in 
Österreich wurden die Ergebnisse bereits veröffentlicht (Tödt-
ling 1981, 1983/a, 1983/b, 1983/c, 1984). 
Mit weiteren Aspekten der genannten Fragestellungen befaßt 
sich eine Reihe von Studien für die Periode 1955-1980, die 
in den vergangenen Jahren an unserem Institut durchgeführt 
wurden und nunmehr zugänglich gemacht werden in der 
vorliegenden Forschungsreihe: 
IIR-Forschung 
Heft (Kapitel)x) Titel 
1 Jörn KANIAK: Theorie und Methode zur Abgren-
zung peripherer Gebiete und zur Messung des 
regionalen Entwicklungsstandes in Österreich, 
1961-1973 
2 Gunther MAIER: Regionale Verteilung und zeit-
liche Entwicklung der Indikatoren des Entwick-
lungsstandes und des Erreichbarkeitspotentials 
der österreichischen Bezirke,1961-1981 
3 Gunther MAIER: Ausgewählte Charakteristika 
der österreichischen Gebietstypen in Bezug 
auf Bevölkerung und Wirtschaft, 
1971-1981 
4 Gunther MAIER: Bildungs- und Altersspezifische 
Migratio~ in Österreich, 1966-1971 
5 Jörn KANIAK: Tendenzen der Veränderung zentral-
örtlicher Strukturen in peripheren Gebieten 
Österreichs, 1959-1977 
6 Jörn KANIAK: Die Entwicklung des kommunalen 
Steueraufkommens in zentralen und peripheren 
Gebieten Österreichs zwischen 1961-1973 
7 Hubert HERZOG: Regionalpolitik für periphere 
wirtschaftsschwache Gebiete in Österreich auf 
Bundes- und Landesebene, 1955-1980, dargestellt 
am Fallbeispiel Niederösterreich 
8 Hubert HERZOG: Konjunkturelle Entwicklung der 
Nachkriegszeit in Österreich 1950-1980 
9 Gunther MAIER, Peter WEISS: The importance of 
regional factors for the income distribution 
in Austria, 1981 
x) Die Kapitelhinweise im Text beziehen sich auf die jeweiligen 
Hefte dieser Reihe 
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Die in diesem Zusammenhang erstellten Arbeiten wurden durch 
die Förderung des Jubiläumsfonds der österreichischen National-
bank im Rahmen des Projektes "Regionalpolitik für periphere 
wirtschaftsschwache Gebiete" ermöglicht. Hiefür sei an dieser 
Stelle besonderer Dank ausgesprochen. Die Projektleitung oblag 
dem Unterzeichneten, die laufende Begleitung und Koordinierung 
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1. Problemstellung: Zur Frage der Bewertung regional-
politischer Maßnahmen 
1.1 Die Fragestellung 
Regionalpolitik als Aufgabe des öffentlichen Sektors 
leitet ihre primäre Begründung aus der mangelhaften 
räumlichen Allokation des Markt-Preis-Mechanismus, vor 
allem infolge der Nichtberücksichtigung von Agglomerations-
vor- und nachteilen sowie unterschiedlicher selektiver 
Mobilität der Produktionsfaktoren Arbeit und Kapital,ab. 
Eine Reihe weiterer Motive sozialer, ökologischer, 
militärisch-strategischer Natur (Erzielung gleichwertiger 
Lebensbedingungen, Vermeidung extremer punktueller Um-
weltbelastungen, Verhinderung der Entvölkerung von Grenz-
regionen u.a.m.) wird diesem ökonomischen Anliegen meist 
verbal zur Seite gestellt, in der realen Politikaus-
prägung allerdings eindeutig untergeordnet und "Regional-
politik" damit vielfach "regionaler Wirtschaftspolitik" 
gleichgesetzt (vgl. Fürst et. al. 1976, Kap.1 ) . 
In der im folgenden verwendeten Terminologie wird Raum-
ordnungspolitik als der umfassendste Begriff von räumliche 
Zielsetzungen verfolgender Gesellschaftspolitik verstanden, 
während Regionalpolitik - vielfach synonym gebraucht mit 
regionaler Wirtschaftspolitik - deren ökonomische Komponente 
bezeichnet.Raumplanung hingegen umfaßt die formal-
materielle Gestaltung der physischen Umwelt in Form von 
Plächennutzungs- und Infrastruktur-Planung, also das,was 
im englisch-sprachigen Bereich meist als "physical planning" 
bezeichnet wird. 
Die in den letzten Jahren in Österreich (z.B. Kaniak 1976, 
Kramrrer und Scheer 1978,Stöhr und Tödtling 1978) wie auch 
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im Ausland (vgl. Bruder und Ellwein 1980 für die BRD, Mac-
lennan und Parr 1979 für Großbritannien, ROREP 1981 für 
die Schweiz) und die in letzter Zeit vorliegenden, 
diese Kritik erhärtenden empirischen Untersuchungs-
ergebnisse (vgl. die vorangehenden Kapitel zum Projekt 
PERIPO~ lassen eine kritische Analyse der österreichischen 
Regionalpolitik vordringlich erscheinen; dies umso mehr, 
als im Zuge der gegenwärtigen gesamtwirtschaftlichen 
Wachstumsverlangsamung und Finanzierungskrise des 
~ffentlichen Sektors mit einer Verschärfung der regionalen 
Probleme in Österreich gerechnet werden muß. 
Das Hauptaugenmerk dieses Abschnitts liegt entsprechend 
dem Schwerpunkt des Gesamtberichtes nicht auf der Durch-
führung einer-wie noch näher zu erläutern ist- für 
Österreich kaum praktikablen und an si:dh- wenig sinnvollen 
quantitativen Erfolgskontrolle, sondern auf einer Analyse 
struktureller und qualitativer Aspekte des österreichischen 
regionalpolitischen Intrumentariums. Von besonderem Inter-
esse ist dabei die Frage, inwieweit die untersuchten 
Maßnahmen Strategien der großräumig-funktionalen 
Integration oder der selektiv-eigenständigen Entwicklung 
peripherer wirtschaftsschwacher Gebiete zuzuordnen sind 
(zum theoretischen Hintergrund siehe Stöhr und Tödtling 
1978, Stöhr 1981 a). 
Der gewählte Systemzusammenhang (siehe Darst. 1)wird 
analysiert im Hinblick auf 
- normative Festlegungen in Form von Problemdefinition, 
Zielbestimmung und Gebietsabgrenzung (Abschnitte 3.1 
bis 3.3)1 
- die Träger der Regionalpolitik und die Instrumente, 
die zu Zwecken der Entwicklungssteuerung eingesetzt 
werden (Abschnitte 3.4 bis 3.6), 
- die grundlegenden Charakteristika des Instrumentein-
satzes (Adressaten und Wirkungsansätze, Abschnitt 4) 1 
- den Einfluß sozio- ökonomischer Veränderungen des 
Gesamtsystems (exogene Rahmenbedingungen),im speziellen 
der Konjunktursituation, auf die regionale Entwicklung 
(siehe Abschnitt 5 )~ 












Charakteristika des INSTRUMENI'ENEINS.ATZFS 
(hier li.nsbesondere): 
w· k - Kontinuität - Adressaten 
ir ungs- 1- Großenordnung - Verflechtungsbereich 
analyse - regionale1D f' ·t· - Wirkungsansätze 





EXCGENE RAHMENBEDINGUNGEN (hier insbesondere): 
- Konjunkturlage 
- sektorale staatliche Politik 





1.2 Zum Begriff reqionalpolitischer Erfolgskontrolle 
Der von der regionalen Wirtschaftspolitik gestellte An-
spruch, zielgerichtetes staatliches Handeln zu Zwecken 
der Realisierung einer räumlich optimalen Ziel-Mittel-
struktur zu verkörpern (Recker 1978, S.44) müßte demnach 
eine Kontrolle des erzielten Erfolges implizieren. Zu über-
prüfen wäre, ob die eingesetzten Instrumente und Mittel 
überhaupt zu (den gewünschten) Resultaten führten 
(=Effektivität) bzw. ob mit anderen Maßnahmen nicht bessere 
Wirkungen (=Effizienz) hätten erzielt werden können 
(Derlien 1976, S.21). 
Eine "Erfolgskontrolle" als systematische Uberprüfung von 
Wirksamkeit und Auswirkungen staatlicher Aktivitäten kann 
in 3 Teilschritte untergliedert werden (Hembach 1980, S.9, 
vgl. auch Darst. 1): 
a) eine Vollzugskontrolle als Vergleich zwischen den 
konkreten Handlungsabsichten (räumlich Politikdefinition, 
angestrebte Regionalentwicklung) und dem tatsächlichen 
Instrumenteneinsatz 
b) eine Zielerreichungskontrolle als Vergleich zwischen 
gesteckten Zielen (angestrebte Regionalentwicklung) und 
erreichten Zuständen (tatsächliche Regionalentwicklung) 
c) eine Wirkungsanalyse als Beantwortung der Frage, ob 
und in welchem Ausmaß die tatsächliche Regionalent-
wicklung auf die eingesetzten Instrumente zurückzu-
führen ist. 
Wirkungsanalysen untersuchen somit die theoretische Basis 
des regionalpolitischen Handelns und sollen dadurch Ur-
sachen für die Erfüllung bzw. Nichterfüllung von Zielen 
aufdecken und somit Ansätze für zukünftiges Handeln 
bieten (Hembach 1980, S.10). 
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1.3 Restriktionen einer umfassenden Bewertung der 
Regionalpolitik 
Der Durchführung einer umfassenden regionalpolitischen 
Erfolgskontrolle steht noch eine Vielzahl an Theorie- , 
Informations- und Verfahrensdefiziten im Wege (für eine 
ausführliche Diskussion siehe Derlien 1976, Kap. IV und 
Hernbach 1980, Kap. II), als deren wesentlichste, auch auf 
die österreichische Situation zutreffend~ folgende zu 
nennen sind: 
1) Der politische Zielformulierungsprozeß generiert aus 
Gründen politischer Rationalität (im Sinne Downs 1968) 
keine widerspruchsfreien, operationalen Ziele (vgl. 
z.B. den Zielkatalog der ÖROK 1978, S. 38 ff und 
ÖROK 1981). 
2) Der reale administrationsinterne Programmvollzug 
kann von einem externen Beobachter praktisch nicht 
im erforderlichen Detail nachvolbogen werden. Spezifisch 
österreichische Hemmnisse sind diesbezüglich etwa die 
aus der föderalistischen Struktur resultierende hohe 
vertikale als auch horizontale Aufsplitterung von 
Maßnahmenkompetenzen, die im System der Sozialpartner-
schaft begründete Übertragung von Befugnissen an 
öffentlich-rechtliche Körperschaften wie Kammern, sowie 
die österreichische Präferenz für im Bereich der Privat-
wirtschaftsverwaltung der öffentlichen Hand angesiedelte 
Sonderförderungsinstitutionen. 
3) Die Möglichkeit der Zurechnung von Auswirkungen 
staatlicher Handlungsprogramme auf die regionale Ent-
wicklung sind infolge der Schwierigkeit einer Isolierung 
des Einflusses der eingesetzten Instrumente aus dem 
vielfältigen Wirkungsspektrum und der einer be-
friedigenden Modellierung des regionalen Wirkungsge-
füges noch im Wege stehenden theoretischen, methodischen 
und empirischen Probleme sehr begrenzt. 
4) Die Problemausprägungen sowie die ' Zielformulierungen 
änderten sich im Laufe der Entwicklung, während alte 
Instrumente beibehalten bzw. modifiziert und neue hinzu-
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gefügt wurden. Eine exakte Zuordnung von Veränderungen 
der Zielsetzungen, der eingesetzten Instrumente und 
der realen Problemausprägung ist in diesem roulierenden/ 
mehrschichtigen Prozeß praktisch unmöglich. 
Sowohl die ungenügend formulierten regionalpolitischen 
Ziele als auch die methodischen und empirischen 
Probleme, die beim Versuch der Zurechnung von beobachteten 
regionalpoli tischen Instrumenten•• auftraten, bewirkten im 
Falle der bisherigen Untersuchungen ein starkes Uberwiegen 
von aggregierten und leicht erfaßbaren quantitativen 
Variablen wie Regionalprodukt, Pro-Kopf-Einkommen, 
aggregiertes Beschäftigungsniveau, Wanderungsbilanz und 
Versorgung mit Dienstleistungen (vgl. die Auswertung bisheriger 
Erfolgskontrollen im folgenden Abschnitt 2 und Stöhr/ Tödtling 
1982). Strukturelle und qualitative Variable, die für 
das Entwicklungspotential von Regionen sehr bedeutend sein 
können (wie z.B. die Qualifikationsstruktur und der 
Diversifikationsgrad von Arbeitsplätzen, die Fluktuations-
rate bzw. die Stabilität von Betrieben und Arbeitsplätzen, 
die Art der ausgeübten unternehmerischen Teilfunktionen, 
die Innovationskapazität von Aktivitäten, die räumliche 
Verteilung wirtschaftlicher und gesellschaftlicher Unter-
scheidungsfuktionen ect., wurden in die bisherigen Erfolgs-
kontrollen kaum aufgenommen (vgl. S.töhx:-. -und Tödtling 1982). 
Insgesamt dürfte in den bisherigen Erfolgskontrollen somit 
eine Art "trade-off" zwischen einerseits methodischer 
Strenge in Bezug auf das Zurechnungsproblem und andererseits 
der tatsächlichen Relevanz und Aussagekraft der einbezogenen 
Variablen für die Regionalpolitik bestanden haben. Diese 
angeführte Vernachlässigung qualitativer und struktureller 
Aspekte in bisherigen Analysen zur Regionalpolitik ver-
anlaßte die Autoren der vorliegenden Studie strukturelle 
und qualitative Aspekte der Regionalentwicklung und der 
Beurteilung regionalpolitischer Instrumente in den Vorder-
grund zu stellen. 
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1.4 Strukturelle Wirkungsanalyse als methodische 
Alternative 
Eine umfassende Erfolgskontrolle quantitativer und 
qualitativer Natur ist aus den im ~b~chhitt 2 
genannten Gründen nur eingeschränkt bzw. nur auf einem 
Abstraktionsniveau möglich, das kaum sinnvolle und brauch-
bare Aussagen zuläßt (bezüglich einer ähnlichen Erkenntnis 
siehe auch Bartels et. al. 1981). 
Das im folgenden gewählte, als "strukturelle Wirkungs-
analyse" bezeichnete vorgehen besteht nun darin, auf 
qualitativ-strukturellem Wege mittels einer Analyse des in 
Österreich auf Bundesebene und auf Landesebene (im vor-
liegenden Falle zunächst nur für Niederösterreich) einge-
setzten regionalpolitischen Instrumentariums die grund-
sätzlichen Charakteristika und Wirkungsansätze der einge-
setzten Instrumente vor dem Hintergrund der Problemtypen 
entwicklungsschwacher Gebiete und im Hinblick auf die 
formulierten Zielsetzungen der Regionalpolitik zu analysieren, 
um so die kaum lösbaren Beschränkungen eines quantitativ-
formalanalytischen Ansatzes zu umgehen. 
Als methodisches Hilfsmittel diente eine Inhaltsanalyse 
offizieller Dokumente und Förderungsbestimmungen, die in 
Einzelfällen durch Gespräche mit Förderungsträgern 
ergänzt wurde, sowie eine Auswertung der vorhandenen und 
zugänglich gewesenen Förderungsdaten. 
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2. Bisherige Erfolgskontrollen der Regionalpolitik 
2.1 Darstellung ausgewählter Ansätze 
Seit ca. 10 Jahren bestehen in verschiedenen Ländern 
Bemühungen, Methoden regionalpolitischer Erfolgskontrollen 
zu entwickeln, sie anzuwenden und zu verbessern. Der 
folgende Abschnitt dient dem Zweck, eine, wenn auch nicht 
volls~i:indige, so doch die wesentlichen verfügbaren Analysen 
einschließende Ubersicht über die verschiedenen Ansätze zu 
geben und diese hinsichtlich Aussagekraft und Anwendbarkeit 
einzuschätzen. 
Die Auswahl der erfaßten Analysen wurde davon abgeleitet, ob 
sie einen (1) direkt regionalwirtschaftlichen Bezug auf-
wiesen, d.h. Maßnahmen mit explizit räumlichen und regional-
wirtschaftlichen Zielsetzungen untersuch-ren und (2) ob es 
sich dabei um systematische, methodisch ,anspruchsvollere 
Abbildungsversuche von Wirkungen regionalpolitischer 
Instrumente handelte. Letztendlich wurde die Einbeziehung 
der verschiedenen Arbeiten naturgemäß durch deren Zugäng-
lichkeit und Verfügbarkeit bestimmt. Die einbezogenen 
Studien betreffen regionale Wirkungsanalysen der Länder 
BRD, Frankreich, Großbritannien, Niederlande, Österreich, 
Schweden und Schweiz. Entsprechend dem Schwerpunkt des 
Gesamtprojekts wurde auch versucht, 
die erfaßten Analysen hinsichtlich ihrer Ausrichtung auf 
aggregierte, quantitative, qualitative und strukturelle 
Variable (siehe dazu näher den Beitrag von Stöhr 
und Tödtling 1982) zu differenzieren. Dieses An-
liegen konnte aber nur teilweise verfolgt werden, weil in 
den meisten Analysen die unterstellten theoretischen 
Wirkungszusammenhänge nicht offengelegt werden und damit 
nur implizit nachvollzogen werden können, was vor allem 
die Identifikation struktureller Variablen wesentlich 
erschwerte. In ähnlicher Weise wird in vielen Analysen 
auf qualitative und strukturelle Variable zwar verbal hin-
gewiesen, in die nähere Analyse werden sie aber kaum 
einbezogen. 
Für diese Beschränkung scheinen vor allem folgende 
-9-
Gründe maßgeblich: 
a) Wenn Ziele überhaupt operationalisiert und quantifiziert 
werden, dann nur für hoch aggregierte Indikatoren. 
b) Die Feststellung eines quantitativen Erfolges wird 
vielfach als Voraussetzung für eine nähere Über-
prüfung qualitativer und struktureller Aspekte ange-
sehen. Durch die dabei bereits auftretenden Probleme 
werden in der Regel weitergehende Analysen als 
spekulativ und zweitrangig betrachtet. 
c) Die offiziellen Statistiken enthalten in den seltensten 
Fällen ausreichende Zeitreihen qualitativer und 
struktureller Indikatoren. 
In Verbindung mit einem dominant positivistischen Wissen-
schaftsverständnis führen diese Faktoren in Summe zu 
primär quantitativ orientierten Erfolgskontrollen. 
Die einbezogenen Analysen werden im folgenden entsprechend 
der vorangestellten Unterteilung in Zielerreichungs- ,Voll-
zugs- und Wirkungsanalysen näher behandelt (vgl. Darst. 1 
Schema des untersuchten Systemzusammenhangs). 
2.1.1 Zielerreichungskontrollen 
Diese dienen der Prüfung der Frage, ob bzw. in welchem 
Ausmaß die gesteckten Ziele der Regionalentwicklung tat-
sächlich erreicht wurden (Ist-Soll-Vergleich). 
Methodisch sind sie meist einfache Zeitreihen- oder 
Querschnittsanalysen verschiedener Indikatoren, die einer-
seits als regionalpolitische (Zwischen-) Ziele gelten, 
wie etwa Beschäftigungs- und BIP-Entwicklung, Arbeits-
losenrate, Bevölkerungsdichte und Wanderungssaldo 
(vgl. etwa Oswald 1980) oder andererseits im Zuge des 
Instrumenteneinsatzes generiert werden1 wie Zahl von Betriebs-
ansiedlungen, geschaffene Arbeitsplätze, induzierte 
Investitionen, vergebene Förderungsmittel u.a.m. (vgl. z.B. 
Flore 1976, Ohlsson 1977). Wenngleich es viele dieser 
häufig vorgenommenen Analysen mit der Gegenüberstellung 
hochaggregierter, quantitativer Variabler bewenden lassen, 
..-JQ ... 
sind doch die Versuche einer zumindest partiellen Einbe-
ziehung qualitativer Indikatoren von Frost und Spence 1981 
(Analyse der Auswirkungen auf Beschäfigte nach Geschlecht 
und Qualifikation), Flore 1976 (Analyse der Auswirkungen 
auf Betriebs- und Arbeitsplatzstruktur) und 0hlsson 1977 
(Auswertung der Qualifikations- und Lohnintensität der 
geförderten Firmen) besonders hervorzuheben. 
Die wenigen österreichischen Beiträge, - sieht man von 
einer Reihe rein verbaler und eher spekulativer Versuche 
ab - konzentrierten sich einerseits auf eine Analyse des 
Volumens und der regionalen Verteilung der Neugründungen 
von Industriebetrieben (Berchtold 1965, Goldmann o.J., 
Pernitz und Kunze 1970) bzw. beschäftigten sich mit der 
Erstellung relativ umfangreicher Indikatorreihen (Glatz 
1979, Herzog 1979). 
Das Manko der vielfach unzureichend vorgegebenen 
politischen Zielquantifizierung wird dabei entweder dadurch 
umgangen, daß mit Hilfe von Plausibilitätsannahmen Ziel-
festlegungen vom Autor selbst vorgenommen werden, oder 
wie in der Mehrzahl der Fälle, durch Bezug regionaler 
Werte auf den Durchschnitt des Gesamtraums, der damit der 
Einfachheit halber zur Norm erhoben wird, wodurch die 
genannten Zielerreichungskontrollen letztlich nur als 
relative Entwicklungsstandmessungen einzuschätzen sind. 
Die häufig vorgenommene unausgesprochene Gleichsetzung von 
Zielerreichungskontrollen mit Wirkungs- oder Erfolgs-
kontrollen ist jedenfalls falsch, weil ohne explizite 
Theorie der Indikatorenauswahl und der Wirkungsketten 
sowie entsprechende Daten Ursache-Wirkungs zusantm.e:nhänge 
nicht geklärt werden können und eine Isolierung exogener 
Einflußgrößen nicht möglich ist (vgl.Hembach 1980). 
Die Vornahme einer Zielerreichungskontrolle ist aber 




Vollzugskontrollen stellen Vergleiche zwischen den for-
mulierten Handlungsabsichten und den tatsächlichen Handlungs-
mustern dar. 
Zu diesem Aspekt liegen nur wenige Arbeiten vor, was auf 
die Schwierigkeit ihrer Erstellung zurückzuführen ist. 
Von den politischen Entscheidungsträgern und der Förderungs-
bürokratie werden sie nicht durchgeführt, da sie vielfach 
gegen deren institutionelles Eigeninteresse verstoßen; 
von externen Beobachtern ist die detailierte Programm-
ausführung jedoch in der Regel infolge von Geheimhaltungs-
vorschriften oder informellen Entscheidungsabläufen 
praktisch nicht nachvollziehbar. 
Dadurch kommt es entweder zur einfachen Überprüfung von 
Gebiets- oder Standortsdifferenzierungsregeln (für Nieder-
österreich bspw. Pernitz 1971, Pernitz und Schilling 1975, 
Holzer 1978) bzw. von sachlich/sektoralen · Förder-
kriterien, oder zu eher abstrakt-theoretischen polito-
logischen und verwaltungssoziologischen Analysen von 
Programmmerstellungen und Durchführungen (für die BRD etwa 
Reissert und Schnabel 1976, Jann und Kronenwett 1979; für 
Österreich vgl. Cyba et. al. 1977 und Krammer und 
Scheer 19 7 3 ) • 
Die oftmals implizit feststellbare Vermengung von Vollzugs-
kontrollen mit umfassenden Erfolgskontrollen ist deshalb 
aus mehreren Gründen nicht richtig: 
. Weil. in der Regel eine inhaltliche Zielvorgabe (der 
Soll-Zustand) nicht einbezogen oder offengelegt wird; 
. weil nur die Umstände des Instrumenteneinsatzes abge-
klärt werden und nicht deren Wirkung an sichf 
. weil es durch die unzureichende Erfassung des regionalen 
Wirkungsgefüges zur Vernachlässigung aller neben den 
Instrumenten wirkenden Einflußgrößen ("Exogene Rahmen-
bedingungen"in Darst.1) kommt. 
Vollzugskontrollen stellen dennoch einen wichtigen, viel-
fach vernachläßigten und unterbewerteten Bereich dar. Ohne 
den durch sie festgehaltenen konkreten Instrumenten- und 
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Mitteleinsatz sind Wirkungskontrollen nur sehr beschränkt 
aussagekräftig. Meist können aus Vollzugskontrollen auch 
schon klare Gründe für die mangelnde Wirksamkeit regional-
politischer Instrumente abgeleitet werden. 
2.1.3 Wirkungsanalysen 
Wirkungsanalysen dienen der Klärung der Ziel~Mittel 
Relation, d.h. sie untersuchen,ob und in welchem Ausmaß 
die stattgefundenen Entwicklungen auf die gesetzten Handlungen 
zurückzuführen sind. 
Zu diesem Bereich liegen eine Vielzahl von unterschiedlichen 
Studien vor, da er als der sowohl inhaltlich als auch 
methodisch interessanteste Teilaspekt der Erfolgskontrolle 
angesehen werden kann. 
Zwei unterschiedliche Vorgangsweisen können dabei grund-
sätzlich gewählt werden: 
Mikroansätze, die durch direkte Beobachtung und Be-
fragung der Adressaten zu erfassen versuchen, ob und 
inwieweit diese auf den Instrumenteneinsatz reagieren; 
Makroansätze, die den Einfluß von Einzelinstrumenten 
oder des gesamten Instrumentenbündels auf die Ent-
wicklung einer Region oder des gesamten Regions-
systems abzuklären versuchen. 
Nachfolgendes Schema der Arten von Wirkungskontrollen 
stellt den Versuch einer Kategorisierung anhand der unter-
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Nicht ganz einzuordnen in diese Typologie sind inter-
nationale Vergleiche regionalpolitischer Instrilmente, die 
aber eher qualitativ-strukurelle Einschätzungen der 
jeweiligen Programme und Maßnahmen erlauben als daß die 
Wirkungsanalysen im engeren Sinn sind. 
A) Mikroebene 
i) Standortwahluntersuchungen 
Diese analysieren anhand von Befragungen die Bestimmungs-
gründe der Standortentscheidung von Betrieben und die 
Beeinflussung des Auswahlverfahrens durch das Vorhandensein 
regionalpolitischer Instrumente. Diesbezüglich . existieren 
vor allem in der BRD vielfältige Untersuchungen .{,Balle-. 
strem 1974 1 Brede 1971 1 Fürst, Zimmermann und 
Hansmeyer 19 7 3 
1 
Hans er et. al. 19 80 1 Kaiser 
1979 1 Wolf 1974; bezüglich einer vergleichenden 
Übersicht siehe etwa Freund und Zabel 1978), die im 
wesentlichen Rangfolgen von Standortfaktoren in ihrer 
Bedeutung für einzelne Betriebe ermitteln und diese nach 
Branche, Unternehmens- und Betriebstyp, Betriebsgröße u.a.m. 
differenzieren. 
Davon abzuheben ist der in einen breiten Untersuchungsan-
satz eingebettete Versuch von Moore und Rhodes 1975, die 
eine Unternehmungsbefragung dazu verwendeten, um die 
gesamten Beschäftigungseffekte der britischen "Regional 
Employment Premium" abzuschätzen. 
DiesbezUgliche Initiativen in Österreich verfolgte vor 
allem die Kammer für Arbeiter und Angestellte für Nieder-
österreich, die im Zeitraum 1958 - 1972 mittels dreier 
Befragungen die Standortmotive von Industrieneugründungen 
in Niederösterreich erhob (Goldmann o. J.). 
Die Schwächen .dLeser Vorgangsw~ise liegen darin, daß sie 
vielfach mit verschiedenen der Schwierigkeiten der 
empirischen Sozialforschung (mit Verzerrungen und Ver-
fälschungen durch Vorstrukturierung der Fragen, durch die 
Erwartungshaltung des Interviewers, durch unrichtige An-
gaben, durch nachträglich zurechtgelegte Motive ect.) 
behaftet ist, bei einer adäquaten Anwendung kostspielig, 
zeit- und arbeitsinteniv ist und auf Grund dieser Be-
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schränkung in der Regel stark subjektive, raum-zeitlich 
spezifische Ergebnisse li.etert, die kaum verallgemei.nert 
werden können. 
Standortwahluntersuchungen bringen somit eher Aufschlüsse 
über die relative als über die absolute quantitative Be~ 
deutung von Instrumenten. Sie bieten jedoch wertvolle 
qualitative Einblicke in subjektive Wertschätzungen, 
gruppenspezifische Entscheidungsprozesse, Verzögerungs-
effekte von Maßnahmen ect .. 
ii) Analysen der Wirkungen von Industrieansiedlungen 
Dabei handelt es sich um genauere Analysen der mit Betriebs-
ansiedlungen bzw. -erweiterungen einhergehenden Investitionen 
und Arbeitsplatzbeschaffungen und den damit verbundenen Aus-
wirkungen auf die regionale Beschäftigungs- und Einkommens-
situation sowie mittel- bis längerfristigen Folgewirkungen. 
Damit wird eigentlich schon der Übergang von der Mikro-
zur Makroebene vollzogen. 
Vor allem in der BRD wurde eine Reihe derartiger Unter-
suchungen unternommen, die jeweils andere Aspekte in den 
Mittelpunkt ·stellen und mehr oder weniger umfassend ange-
legt sind. Gemeinsam ist ihnen meist eine detailiierte 
Analyse der quantitativen und qualitativen Beschäftigungs-
effekte(vorbildlich etwa Kahler und Reyher 1975), die 
dann mitunter ergänzt wird durch Angaben über die Struktur 
der vergebenen Fördermittel (Ahlers und Baumhöfer 1981), 
über Einkommens- und Kapazitätseffekte zusätzlicher 
Infrastrukturinvestitionen (Nuppnau 1974), über die 
Struktur der Bezugsverflechtungen neuangesiedelter Betriebe 
und über die Folgewirkungen auf die regionale Produktion 
(Spehl und Töpfer 1975) oder durch Daten über die 
Investitionstätigkeit, Umsatz- , Lohn- und Gehaltsent-
wicklung der geförderten Betriebe (Wolf 1974). 
Erste noch relativ grobe Auswertungen in Österreich gehen 
auf Arnold 1975 und 1976 zurück, der die im Zeitraum von 
1955 bis 1974 auf Niederösterreich entfallenen Industrie-
gründungen hinsichtlich Branchenangehörigkeit, Betriebs-
größe und Persistenz untersuchte. Eine sehr detaillerte 
Analyse der Betriebs- und Beschäftigungsstruktur wurde 
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sodann von Tödtling 1981 im Zusammenhang mit dem vorliegenden 
Forschungsprojekt u.a, für das Fallstudiengebiet des 
nördlichen Niederösterreichsdurchgeführt. 
Obwohl auch dieser methodische Ansatz einer Reihe von 
Schwierigkeiten ausgesetzt ist, wie etwa den vielfachen 
Verzerrungen der offiziellen Daten, der Notwendigkeit oft 
aufwendiger Sondererhebungen, eines kaum generalisierbaren 
Fallstudiencharakters, der unzureichenden Möglichkeit der 
Isolierung anderer Einflußgrößen u.a.m., so stellt er doch 
eine flexible, in viele Richtungen hin ausbau- und kombinier-
fähige Möglichkeit dar. Er liefert jedenfalls wertvolle 
Erkenntnisse über das regionale Wirtschaftsgefüge und 
erste einigermaßen zuverlässige quantitative Angaben über 




Diese versuchen den Erfolg oder Mißerfolg der Regionalpolitik abzuschätzen, 
indem sie einen Vergleich zwischen der tatsächlichen Entwicklung der Ziel-
größe und einer hypothetischen Entwicklung, wie sie bei 
Unterlassung ~ihes regionalpolitischen Instiumenteneinsatzes 
eingetreten wäre, anstellen. 
Voraussetzung dafür ist eine - der Realität möglichst 
entsprechende - Trennung des betrachteten Zeitraumes in 
eine Periode "passiver" und eine Periode "aktiver" 
(Moore und Rhodes 1977) Regionalpolitik. 
Die Trendentwicklung der "passiven" Phase wird sodann in 
die ''aktive" Phase hineinverlängert und die Differenz 
zwischen dieser Trendentwicklung und der tatsächlichen 
Entwicklung wird als Resultat der Regionalpolitik aus-
gewiesen. 
An Trendprojektionsmethoden wurden dabei meist entweder 
Shift-Share-Verfahren (bspw. Ashcroft und Taylor 1979, 
Moore und Rhodes 1973, 1974 und 1975, Moore, Rhodes und 
Tyler 1977, Marquand 1980, Rees und Miall 1979) oder 
varianz - (Buck und Atkins 1976 a) bzw. regressions-
analytische Ansätze CFrost 1975, Recker 1976) verwendet. 
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Als Zielgrößen fungierten dabei die Beschäftigungsent-
wicklung (Buck und Atkins 1g7i; a, Erost 1975) , die 
Investitionsentwicklung ( Marquand 19 80, Rees und Mi all 19 79) , 
die Neugründungstätigkeit bzw. die Wanderung von Betrieben 
(Ashcroft und Taylor 1979) oder Kombinationen dieser 
Indikatoren (Moore und Rhodes 1973, 1974, Recker 1976). 
Die spezifischen Probleme dieser Ansätze liegen darin, daß 
sie als reine Extrapolationsverfahren keine Kausalbe-
ziehungen abbilden und abgesehen von den betrachteten 
Instrumenten eine Konstanz aller anderen Einflußgrößen 
unterstellen, was besonders im Falle von Strukturbrüchen 
(Erdölschock, Rezession ect.) zu falschen Ergebnissen 
führt. Darüber hinaus sind sie anfällig für vielfältige 
methodische Verzerrungs- und Man1pulationsmöglichkeiten 
und erlauben mit Ausnahme der varianz- und regressions-
analytischen Verfahren keine Überprüfung der Ergebnisse 
mittels Sensibilitäts- oder Signifikanztests. 
Referenzvergleiche liefern durch die explizite Erstellung 
der II no - policy 11 - Variante immerhin einen ersten 
quantitativen Anhaltspunkt über die erzielten regional-
politischen Effekte. Sie geben auch ein umfassendes Bild 
von Beschäftigungs- oder Investitionswirkungen, da erstmals 
das gesamte Regionssystem und die Summe aller regional-
politischen Instrumente in die Untersuchung einbezogen 
werden. 
ii) Regressionsanalytische Erklärungsversuche 
Regressionsanalysen versuchen den direkten - meist nur 
linearen - Zusammenhang zwischen einerzielvariablen (ab-
hängigen Variablen) und einer Reihe von mutmaßlichen Ein-
flußgrößen (unabhängigen Variablen), unter die auch regional-
politische Instrumente Eingang finden können, abzubilden. 
An Verfahren können dabei Querschnitts- oder Zeitreihen-
analysen bzw. Kombinationen beider zur Anwendung kommen. 
Inhaltlich bildeten sich in Abhängigkeit vom jeweiligen 
Länderkontext unterschiedliche Stoßrichtungen heraus. 
Während sich in der BRD infolge der Ausrichtung der Regional-
politik auf Kapitalanreize und Infrastrukturinvesti tionen 
die Arbeiten auf die Erstellung und Konkretisierung regionaler 
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Produktions- und Investitionsfunktionen konzentrierten 
(Bölting . 1976, Thoss et. al. 1975, Schalk 1976, Schalk und 
Franz 1982.Jaber auch Buck und Atkins 1976 b) ,dominierte 
in Großbritannien ein wesentlich anderer, weniger globaler 
Ansatz. Infolge der Bedeutung, die der Investitionslenkung 
mittels 11 Industrial Development Control 11 beigemessen wurde, 
lag dort das Hauptaugenmerk darauf, die Anzahl der in die 
Entwicklungsgebiete verlagerten Betriebe und/oder die 
dadurch geschaffenen Arbeitsplätze an Hand einer Reihe von 
Faktoren, unter denen sich auch Instrumentvariable be-
fanden, zu klären (Ashcroft und Taylor 1979, Moore und Rhodes 
1 9 7 5 , San t 1 9 7 5 ) . 
In Österreich wurde ein Versuch unternommen, mittels einer 
Pfadanalyse (simultane Mehrfachregression) die Einflüsse 
von durch den ERP-Fonds und die Karmunalkredit AG. geförderten 
Investitionen, Regionalförderung der Länder u.a.m. auf 
verschiedene Faktoren wie Abwanderung und Pendler, zu 
quantifizieren (Berentsen 1978). 
Aber auch die beliebten und häufigen Regressionsansätze 
sind bezüglich ihrer Stichhältigkeit kritisch zu beurteilen. 
Das größte Problem dabei ist die Eindimensionalität der 
Ziel- und Bestimmungsgrößen - d.h. die Wirkungsketten werden 
in der Regel stark verkürzt, unter Ausklammerung des System-
zusammenhangs, betrachtet - was die Ausschaltung von Rück-
und Folgewirkungen bedingt. Die hohen Datenerforoemisse der 
Regressionsanalyse führen in der Praxis zu eher will-
kürlichen, dem Systemzusammenhang nicht gerecht werdenden 
Spezifikationsgleichungen. Die spezifischen, nur schwer 
unterdrückbaren statistischen Probleme der Autokorrelation, 
Multikollinearität und Heteroskedaszidität tragen zusätzlich 
dazu bei, die Aussagekraft der Ergebnisse zu vermindern. 
Dem steht allerdings gegenüber, daß Regressionsanalysen 
eine erste grobe Möglichkeit der Modellierung des regionalen 
Wirkungsgefüges und der Isolierung einzelner Einflußfaktoren 
und Instrumentwirkungen erö~Tnen und im Prinzip zu 
umfassenden ökonome1ri ~hen Modellen ausbaubar sind. Darüber 
hinaus bieten sie die Möglichkeit der Berücksichtigung von 
time-lags und die leichte Überprüfbarkeit der Signifikanz 
der Ergebnisse. 
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iii) Multiplikator- und Input-Output-Modelle 
Diese erlauben erste Abschätzungen der generellen Wirkungen, 
die von Veränderungen wesentlicher Bestimmungsgrößen wie 
regionalpolitisch •motivierter Staatsausgaben oder größerer 
Betriebsansiedlungen auf die regionale Beschäftigungs-
und Einkommenssituation ausgeübt werden. 
Mögliche Verfahren sind Exportbasis- bzw. Interregionale 
Multiplikatoren- und Einregions- bzw. Mehrregions-Input-
Output-Modelle. Ihre tatsächliche Anwendung zu Zwecken 
regionalpolitischer Wirkungskontrolle erfolgt aus folgenden 
Gründen äußerst selten: 
Da Multiplikatoransätze allein sehr grob und ungenau sind, 
müssen faktisch Input-Output-Tabellen erstellt werden. 
Diese bilden nun Mengen- und keine Kausalbeziehungen im 
strengen Sinn ab, beruhen auf Stabilitäts- und Linearitäts-
annahmen und bedingen in der Regel äußerst aufwendige 
Primärerhebungen. Auf regionaler Ebene sind sie viel zu grob, 
um die tatsächlichen Verflechtungen auch nur annähernd 
wiederspiegeln zu können. 
Aktuelle österreichische Anwendungsbeispiele dieser Art 
stellen zwei Regionalstudien für die Obersteiermark dar 
(Bartlmäi et. al. 1981, Blaas et. al. 1981), in denen 
Beschäftigungs- und Einkommenseffekte einer Betriebs-
schließung (Werk der VEW in Judenburg) bzw. einer sport-
lichen Großveranstaltung (Grand Prix am österreichring 
in Zeltweg) analysiert wurden. Einige der sonstigen spär-
lichen Anwendungsbeispiele sind etwa die Konstruktion von 
Einkommens- und Beschäftigungsmultiplikatoren bezüglich 
der öffentlichen Investitionsförderung an die schottische 
Fischereiindustrie (Greig 1972, zitiert nach Armstrong 
und Taylor 1978), die Wahl eines sehr groben Input-Out-
put-Ansatzes zwecks Quantifizierung der Beschäftigungs-
effekte der "Regional Employment Premium" via deren 
Auswirkung auf Produktionsvolumen und Preise anhand von 
Angaben aus Unternehmensbefragungen (Moore und Rhodes 19 7 6) , 
und die Erstellung einer regulären Input-Output-Tabelle, um 
die Auswirkungen von staatlichen Ausgabenkürzungen auf 
die wirtschaftliche Entwicklung der betroffenen Region zu 
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simulieren (Oakland 1979). 
Letzter Beitrag ist ein recht gutes Beispiel dafür, wie 
Input-Output-Analysen mehr oder weniger detaillierte Ab-
schätzungen der von Staatseingriffen ausgelösten Ketten-
reaktionen erlauben. 
iv) ökonometrische Modelle 
~egionalökonometrische Modelle stellen Abbildungsversuche 
regionaler Wirkungsgefüge mit Hilfe multipler, inter-
dependenter Funktionsgleichungen dar. Sie bestehen üblicher-
weise aus mehreren Submodellen (z.B. Arbeitsmarkt-, Kapital-
markt-, Investitions-, Wanderungsmodelle) und bieten die 
Möglichkeit der detaillierten Erfassung aller relevanter 
Entwicklungsdeterminanten und der Quantifizierung der 
Systemrelationen. 
Wenngleich es bereits eine beträchtliche Anzahl derartiger 
regional disaggregierter Modelle gibt (einen Überblick 
bietet Schubert 1981), so enthalten doch nicht allzuviele Modelle 
echte Instrumentvariable und wurde auch keines vorrangig 
für Zwecke regionalpolitischer Wirkungsanalyse konzipiert 
(eine Ausnahme davon ist die auf ein reines Investitions-
modell beschränkte Arbeit von Franz und Schalk 1982). 
Am weitesten fortgeschritten in dieser Hinsicht scheinen 
jedoch die Arbeiten in Holland zu sein (siehe v.Delft und 
Suyker 1981 sowie Folmer und Oosterhaven 1981), während die 
deutschen (Thoss et.al.1980), französischen (Courbis 1979), 
österreichischen (Schubert 1982) und schwedischen (Snickars 
und Lundquist 1978) Beiträge immerhin genügend operational 
scheinen,um eine entsprechende Anwendung zu zulassen. 
Den zumindest theoretisch bestehenden Vorteil dieses An-
satzes wie der Modellierung und Quantifizierung der wichtigsten 
Einflußgrößen, der ex-post- und ex-ante Simulation von Eingriffen und 
der Zugänglichkeit für vielfältige Sensibilitäts-und Signifikanztests 
u.a.m. stehen in der Praxis gewichtige Nachteile gegen-
über. 
Infolge des ungenügenden Erkenntnisstandes der Regional-
ökonometrie und der äußerst hohen, in der Regel kaum zu 
erfüllenden Datenerfordernisse stellen regionalökonometrische 
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Modelle oftmals nur wenig reflektierte Kopien national-
ökonomischer Vorbilder dar. Sie sind zumeist hoch aggregiert, 
ungenügend regionalisiert · - auch interregionale Verflecht-
ungen können zumeist nur mangelhaft berücksichtigt werden -
und bringen bei explizit räumlichem Bezug bisher kaum 
zu bewältigende Spezifikationsprobleme mit sich. Auf 
regionalökonomische Modelle trifft somit die traditionellen 
makroökonomischen Modellen angelastete Kritik in noch 
stärkerem Maße zu: 
Sie liefern abgesicherte Erkenntnisse nur auf einem Ab-
straktionsniveau, das diese vielfach trivial erscheinen 
läßt, und sie gewähren detaillierten Aufschlüssen nur mit 
einem Unsicherheitsfaktor, der ihre Heranziehung als 
Handlungsanweisung eigentlich verbietet. 
2.2 Quantitative, qualitative und strukturelle Aspekte der 
Regionalpolitik aus europäischer Sicht 
(W.Stöhr und F.Tödtling) 
Dieser Beitrag von W.Stöhr und F.Tödtling wurde bereits 
als IIR-Diskussionspapier (Nr. 15/1982) veröffentlicht 
und ist auch in G.Fischer (Hrsg.), 1982, Erfolgskontrolle 
raumwirksamer Politikbereiche, Diessenhofen, Ruegger, 
publiziert. Aus diesem Grunde wird auf eine Widergabe 
an dieser Stelle verzichtet - (vgl. auch Literaturverzeich-
nis im Vorwort: Stöhr und Tödtling, 1982). 
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3. Entwicklung der Regionalpolitik in Österreich, 1955-1980 
3.1 Regionale Problemausprägung 
Die konkreten Probleme, die in den fünfziger Jahren die 
Notwendigkeit einer Regionalpolitik offenkundig werden 
ließen, waren unmittelbarer Ausfluß des 2. Weltkrieges. 
Während der Osten Österreichs von Kampfhandlungen, 
sowjetischer Besatzung, Aussiedelung und dem Ausbau 
technischer Grenzsperren massiv in Mitleidenschaft gezogen 
wurde, blieb der Westen Österreichs weitgehend von Kriegs-
schäden und Demontagen verschont und profitierte in der 
Folge vom Anlaufen der Marshall-Plan-Hilfe, von Kontakt-
vorteilen zu den westeuropäischen Kernräumen infolge 
offener Grenzen und niedriger Transportkosten sowie vom 
Einsetzen des Fremdenverkehrs (Seidel 1970, S.540). 
Auf das daraus resultierende West-Ost-Gefälle in der 
Bevölkerungsverteilung und Wirtschaftskraft konzentrierte 
sich dann auch die insbesonders in der in der ''Österr. 
Gesellschaft zur Förderung der Landesforschung und Landes-
planung" (seit 1964 österr. Gesellschaft für Raumforschung 
und Raumplanung) einsetzende wissenschaftliche Diskussion 
über Notstandsgebiete, unterentwickelte Gebiete oder ent-
wicklungsbedürftige Gebiete (ÖROK 1975, S.43). 
Die vordringlichsten Problemgebiete dieser Zeit waren dem-
nach die von starker Abwanderung und besonderem Mangel an 
sozialen Einrichtungen betroffenen Grenzgebiete im Norden 
und Osten Österreichs, gekennzeichnet durch agrarische 
Ungunstlage, ungünstige Agrar- und Industriestrukturen 
sowie schlechte Entwicklungsbedingen für Industrien,Dienst-
leistungen und Fremdenverkehr, vor allem infolge nach-
teiliger Lagefaktoren und dem Fehlen eigener, gut ausge-
statteter regionaler Zentren (ÖROK 1975, S.66-67). 
Ab Beginn der sechziger Jahre veränderten sich die Ent-
wicklungstendenzen tnsoferne , als neben !~~~E-regionalen 
Wachstumsunterschieden auch die !~~;~-regionalen Disparitäten 
- einerseits in Form zunehmend überlasteter Städte und 
Zentralräume und andererseits in Form notleidender Industrie-
und Bergbauorte infolge technologischer und nachfragebe-
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dingter Strukturänderungen - in den Vordergrund traten 
(ÖROK J973, S. J8). 
In der Folge bewirkte die Veränderung sozio~ökonomischer 
Rahmenbedingungen eine gewisse Trendumkehr. Alters-
strukturelle Gegebenheiten der Bevölkerung, ein Rückgang 
der Erwerbsquote Jugendlicher und eine zumindest phasen-
weise günstige Wirtschaftsentwicklung zwischen 1961 und 
1971 führten im gesamten Bundesgebiet zu Vollbeschäft.:igung 
und Arbeitskräfteknappheit (ÖROK 1978, S. 20). 
Während bislang die überkommene Wirtschafts- und Siedlungs-
struktur die Entwicklungschance einer Region bestimmt hatte 
und Arbeitskräfte gezwungen waren, zu den Betrieben zu 
wandern, wurde infolge von Engpässen in den Ballungs-
gebieten das Arbeitskräftereservoir vielfach zu einem aus-
schlaggebenden Entscheidungsfaktor für die Wahl der Stand-
orte von Betriebsgründungen bzw. -verlagerungen und damit 
für die Expansionschance einzelner Gebiete (Seidel, 
Butschek und Kausel 1966, S.37). 
behhoch existierten in der Mitter der sechziger Jahre eine 
Reihe regionaler Problemgebiete in Österreich. In ihnen 
herrschte wirtschaftliche Stagnation oder geringe Ex-
pansion, ausgeprägte saisonale bzw. strukturelle Arbeits-
losigkeit, geringe Produktivität der Beschäftigten, 
niedriges Einkommensniveau und starke Abwanderung von 
Arbeitskräften bzw. Pendelwanderung (OECD 1967, S. 83). 
Als Problemgebiete wurden übereinstimmend ausgewiesen ,Ge-
biete an geschlossenen Grenzen, überwiegend agrarisch 
strukturierte Gebiete mit geringer Industrialisierung, Derg-
bauerngebiete, Gebiete mit unzureichender Infrastruktur-
ausstattung, Bergbaugebiete und alte Industriegebiete, 
deren Hauptindustrien unter Strukturschwächen litten 
(OECD 1967, s. 89 und BKA 1970, S. 15). 
Wenngleich Ende der sechziger Jahre durch das auf Grund 
der natürlichen Bevölkerungsentwicklung wieder wachsende 
Arbeitskräftepotential, durch die Förderung der geographischen 
Mobilität der Arbeitskräfte durch das 1968 geschaffene 
Arbeitsmarktförderungsgesetz (vgl. Abschnitt 3.5) 
uns durch den Zustrom ausländischer 
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Arbeitskräfte in die Industrie- und Ballungsgebiete der 
Vorteil der peripheren Gebiete, über freie Arbeitskraft-
kapazitätien zu verfügen, wieder weitgehend aufgehoben 
wurde (ÖROK 1978, S.11), kam es im Gefolge des Konjunktur-
hochs1} der beginnenden siebziger Jahre zu einem teil-
weisen Abbau regionaler Disparitäten. So konnten vor 
allem Niederösterreich und Burgenland durch das Einsetzen 
massiver betrieblicher Verlagerungen aus Wien ihre Arbeits-
platzsituation stabilisieren (ÖROK 1973, S.19-20). 
Die Rezession von 1974/75 und das dadurch eingeleitete 
Einschwenken auf einen niedrigeren Wachstumspfad be-
deutete in mehrfacher Hinsicht das Ende dieses Trends. Die 
bisherigen Entwicklungsimpulse in Form konjunktureller 
Spill-Over-Effekte hörten auf, der erhöhte strukturelle 
Anpassungsdruck ließ schlagartig die verdeckten Probleme 
im Grundstoffbereich akut werden und das demographisch 
bedingte und bis zum Jahr 1985 zu erwartende weitere An-
wachsen des Arbeitskräftepotentials trug und trägt ein 
weiteres zur Verschärfung der Situation bei (vgl. auch 
Kap. 2, Maier ) . Gleichzeitig ist jedoch in peripheren 
wirtschaftsschwachen Gebieten mit der!l Auftreten großer Arbeits-
platzdefizite zu rechnen, da eine Standort-Tendenz neuer 
Arbeitsplätze in die Ballungsräume - und gegebenenfalls in 
Niedriglohnländer der Dritten Welt - zu erwarten ist, das 
zusätzliche Arbeitskräfteangebot in Österreich aber 
besonders in jenen Regionen anfällt, in denen es schon 
traditionell schwierig war, neue Arbeitsplätze zu schaffen 
( ÖROK 19 7 8, S. 11-12) . 
Die umfassende Feststellung regionaler Problemausprägungen, 
wie sie mit der "Messung des regionalen Entwicklungs-
standes" von der ÖROK noch Mitte der siebziger Jahre in 
Angriff genommen wurde, verlor mit der tagespolitischen 
Aktualität plötzlich eintretender einzelbetrieblicher 
bzw; sektoraler Krisenerscheinungen und deren teilweise 
tiefgreifenden regionalen Folgewirkungen entscheidend an 
Priorität. Der Sicherung und Schaffung einer möglichst 
1 ) 
über die österr. Konjunkturentwicklung vgl. Kap. 8, Herzog, 
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hohen Zahl von Arbeitsplätzen kommt daher politisch 
höchster Stellenwert zu, und zwar zunächst unbeschadet 
ihrer jeweiligen Lokalisation. 
3.2 Zielsetzung für periphere wirtschaftsschwache 
Gebiete seitens des Bundes und des Landes Nieder-
österreich 
3.2.1 Zeitlicher Überblick 
A) Bundesebene: 
Erste explizite regionalpolitische Zielsetzungen fanden 
sich in der Regierungserklärung von Bundeskanzler Dr.Klaus 
vom 20. April 1966 und im Wirtschaftskonzept der da-
maligen Regierung, dem Koren-Plan aus dem Jahr 1967, dem-
nach die"Förderung der regionalen Entwicklung als Bestand-
teil der Wachstums- und Strukturpolitik zwecks rascher 
Anpassung der österreichischen Wirtschaft an die Dynamik 
der Märkte" fungierte (BKA 1970, S.14). 
Ausführliche Feststellungen trafen dann die Regierungs-
erklärungen der Kabinette Dr. Kreisky I & II 1970 bzw. 
1971, etwa als "Schaffung der räumlichen Voraussetzung 
für annähernd gleiche Erwerbs- und Lebensbedingungen für 
die Bevölkerung in allen Siedlungsgebieten des Landes" 
(BKA 19 7 3, S. 49) . 
In weiterer Folge verlagerte sich der Schwerpunkt regional-
politischer Normensetzungen in die 1971 konstituierte 
ÖROK, der der Bund parallel zur Ausarbeitung des Entwurfs 
eines Bundesraumordnungsgesetzes einen Vorschlag für ein 
regionalpolitisches Zielsystem unterbreitete. Dieses 
relativ systematische, in Funktions- und Strukturziele, 
Haupt- und Oberziele gegliederte Konzept definiert als 
umfassende Hauptziele der Raumordnung "die Sicherung und 
Verbesserung der Lebensbedingungen sowie nach Möglich-
keit den Abbau der regionalen Disparitäten" (ÖROK 1975, 
S.61). 
1975 wurde von der ÖROK ein allgemeiner Zielkatalog zur 
Raumordnung - unterteilt in staatspolitische Grundsätze, 
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Gesellschafts-, Wirtschafts- und raumbezogene Ziele-, sowie 
spezifische Ziele zur Entwicklung der Ost-Grenzgebiete 
und Berggebiete verabschiedet. Das Zielsystem für die 
regionale Entwicklungspolitik bestand dabei aus 2 Ab-
stufungen: 
Erstens aus allgemeinen Zielen ("die Grenzgebiete als Lebens-
und Siedlungsraum der Bevölkerung, die Grenzgebiete als 
Wirtschaftsraum"), die längerfristig und generell gelten 
sollten sowie in Abstimmung mit dem dann 1981 erstellten 
österreichischen Raumordnungskonzept gebracht werden 
sollten (ÖROK 1981 ) ; 
und zweitens aus besonderen Zielen für die Land- und Forst-
wirtschaft, Industrie- und Gewerbe sowie den Fremdenver-
kehr, die dem kurz- bis mittelfristigen Charakter der Auf-
gabenstellung sowie den spezifischen Problemlagen der 
Regionen entsprechen und nach Möglichkeit quantifiziert 
werden sollten (ÖROK 1978, S.100). 
Dieser Beschluss wurde als politische Willenserklärung 
der Gebietskörperschaften aufgefaßt, sich bei allen raum-
bedeutsamen Planungen und Maßnahmen an diesem Zielkatalog 
auszurichten (ÖROK 1978, S.38 und ÖROK 1981). 
In eine neue Richtung weisende, wenn auch nicht unbedingt 
offiziell-programmatische Vorgaben waren dann zuerst in den 
Erläuterungen zu der 1979 vorgestellten Sonderaktion des 
Bundeskanzleramtes enthalten: "Im Sinne einer aktiven 
und umfassenden Regionalpolitik ist die Sonderaktion auf 
die eigenständige regionale Entwicklung durch den Ausbau 
lokaler und regionaler Wirtschaftskreisläufe und die 
Mobilisierung der regionalen Ressourcen gerichtet" (BKA 
1979, S.1). 
Ähnliche Zielsetzungen für periphere Regionen nennt dann 
auch das 1981 veröffentlichte "österreichische Raum-
ordnungskonzept",das speziell in den Unterpunkten "Ziele 
zur Raumstruktur" und "Ziele zu Raumtypen" konkret auf 
die spezifische Situation peripherer wirtschaftsschwacher 
Gebiete Bezug nimmt und mit Forderungen wie der "Be-
schreitung einer möglichst eigenständigen Entwicklung, 
der Vermeidung wirtschaftlicher Monostruktur, der Er-
weiterung bzw. Erhaltung des Arbeitsplatzangebots in 
bestehenden Betrieben" u.a.m. (öROK 1981, S. 76-79), eine 
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nicht unbedeutende, inhaltliche Tendenzwende signalisiert. 
B) Landesebene: Fallbeispiel Niederösterreich 
Erste Zielsetzungen enthielt das Programm von Landes-
hauptmann Dr. Figl für die niederösterreichischen Ent-
wicklungsgebiete aus dem Jahr 1962, in dem eine "Beseitigung 
des unbilligen Wirtschaftsgefälles von West nach Ost'' ge-
fordert, die Schaffung einer entsprechenden Zahl von neuen 
Produktionsstätten als vorrangiges Ziel genannt und eine 
Reihe von konkreten Forderungen an die Adresse der Bundes-
regierung gerichtet wurden (Amt der Nö Landesregierung 
1962, s. 1-7). 
Das 1968 verabschiedete Niederösterreichische Raumordnungs-
gesetz beinhaltet dann sehr allgemeine Zielbestimmungen, 
die später in den sektoralen Raumordnungsprogrammen näher 
bestimmt wurden. Auf die Problematik der entwicklungsbe-
dürftigen Gebiete ging speziell das Niederösterreichische 
Gewerbe- und Industrie-Raumordnungsprogramm des Jahres 
1971 ("Ziele dieses Raumordnungsprogrammes sind: 1. die 
Erreichung eines optimalen regionalen Wirtschaftswachs-
tums, 2. die Verbesserung der wirtschaftlichen Lage der 
Landesteile mit unterdurchschnittlicher Wirtschaftskraft" 
- § 1, LGBL. Nr. 255/1971) sowie eine Fragebogenbeant-
wortung bezüglich dringender Fälle der regionalen Industrie-
politik aus dem Jahre 1973 ein. 
Die 1976 bekanntgegebenen grundsätzlichen Ziele für die 
Regionalplanung wiesen keine Bezugsnahme auf unterschied-
liche Regionstypen auf, während die anfangs 1979 er-
schienenen regionalen Struktur- und Entwicklungsplanent-
würfe sich in konkreten, sektoralen Zielvorgaben (wie z.B. 
der Schaffung einer bestimmten Zahl nichtlandwirtschaftlicher 
Arbeitsplätze) erschöpften, ohne Hinweise auf konkre~e 
Maßnahmen anzugeben. 
3.2.2 Form_und_Inhalt_der_Zielfestle9ungen 
Entgegen dem theoretisch geforderten rational-deduktiven 
Vorgehen mittels Aufstellung eines möglichst vollständigen, 
widerspruchsfreien Zielsystems, dessen hierachischer 
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Konkretisierung und Operationalisierung sowie Maßnahmen-
zuordnung im Sinne strenger Ziel-Mittel-Rationalität 
(vgl. Brösse 1972 und Hembach 1980), enthalten die offiziellen 
Dokumentationen der Planungspraxis eher unsystematisch 
zusammengewürfelt scheinende Zielkataloge, welche die Leit-
bildebene nicht verlassen und vielfach Gefahr laufen, vage 
und pauschale Leerformeln zu bleiben. Vielfach sind Ziel-
setzungen gegensätzlich zueinander formuliert, ohne daß 
Kriterien für die Lösung dieser miteinander konfliktierenden 
Ziele angegeben sind. Operationale Festlegungen quantitativer 
oder qualitativer Natur in Form zu erreichender Standards 
bzw. zu sichernder Mindestschwellen fehlen völlig. Den 
die Konkretisierung besorgenden sektoralen (= fach-
politischen) Ausführungsebenen bzw. -ressorts wird so 
praktisch weitgehende Subsumierbarkeit von Sachverhalten 
eingeräumt. 
Die Gründe für diese zwar nicht außergewöhnliche, doch 
wohl extreme österreichische Situation können auf ver-
schiedene Determinanten der politischen Realität zurück-
geführt werden. Zu nennen sind etwa die Existenz von kaum 
im Grundsätzlichen sondern nur für konkrete Fälle lös-
baren Interessenskonflikten, die Systematik kurzfristiger, 
maximal auf Wahlperioden abgestimmter Handlungsprogramme 
und das politischer Rationalität immanente Grundaxiom 
der Aufrechterhaltung von Flexibilität sowie der Er-
schwerung echter Erfolgskontrollen. Spezifisch öster-
reichischeEinflußfaktoren sind wohl die Kompromißfindung 
durch breiten Interpretationsspielraum im föderativen 
Staatswesen sowie der besondere Status der ÖROK, die als 
reiner Koordinationsmechanismus ohne eigene Maßnahmen-
kompetenz de fasto sich nur auf inoperationale Ziele 
einigen konnte. 
Das von Buttler, Ger lach U.'1.d Liepnarm 1977, S. 127, am Beispiel 
der BRD statuierte Fazit, wonach das Primat der Dezision 
weitgehend Fiktion ist, besitzt damit 21.uch für Österreich 
Gültigkeit. In deren etwas i.i.herspi·tzter Formulierung 
ausgedrückt: "Maßnahmen, die zu handhaben die Verwaltung 
gelernt hat, suchen sich ihre Ziele". 
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3.3 Räumliche Definition von Problem- bzw. Fördergebieten 
3.3.1 Zeitlicher Überblick 
A) Bundesebene 
Erstmals wies das Bevertungsfreiheitsgesetz 1957 e2q?lizite, klar abge-
grenzte Förderungsgebiete aus, die im wesentlichen die ehemalige 
russische Besatzungszone umfaßten. 1966 wurde diese Gebietsausweisung 
durch die Ausklarmerung Wiens und des südlich der Donau gelegenen Teils 
Niederösterreichs reduziert, bestand aber in dieser Fonn dann bis Ende 
1973 (vgl. Karte 1). 
Auch das Finanzausgleichsgesetz 1959 bezog sich anfänglich auf diese 
Gebietseinheit, nahm aber 1960 und 1962 eine eigene Fördergebietsbe-
stirnrmmg nach Gerichtsbezirken und Gerreinden vor, die 1973 ebenfalls 
fallengelassen wurde. 
Die von 1967 bis 1972 in Kraft gewesene Beförderungssteuergesetznovelle 
1967 ging gleichfalls von diesen Raumeinheiten aus, reduzierte die 
dadurch begünstigten Regionen jedoch noch weiter auf jene, die mehr als 
65 km von der zuständigen Landeshauptstadt entfernt waren (vgl. Karte 2) • 
Das im Wirtschaftsjahr 1966/67 eingerichtete ERP-Sonder-
programm für Ersatzarbeitsplätze in Kohlenbergbaugebieten 
definiert eigene kleinräumliche Wirkungsbereiche, die 
1973/74 um die grenznahen Entwicklungsgebiete im Osten 
Österreichs erweitert wurden (vgl. Karte 2). 
1974 wies die ÖROK in Entsprechung der Bundesländervorschläge die 
Bezirke an der Grenze gegenüber der CSSR, Ungarn und Jugoslawien als 
periphere wirtschaftsschwache Grenzgebiete aus und errpfahl diese Ab-
grenzung den regionalpolitischen Förderungsträgern zur Berücksichtigung 
(ÖROK 1978, S. 10 (vgl. Karte 1) • 
Mit der Einsetzung der Sonderaktion des Bundeskanzleramtes erfolgte 1979 
eine davon abweichende Festlegung, indem diese Förderung nur für sehr eng 
. . 
begrenzte, extrem periphere entwicklungsschwache ländliche Räume in Berg-
gebieten vorgesehen wurde. Diese Gebiete wurden anläßlich der Verlänger-
ung dieses Programmes 1981 dann etwas erweitert (vgl. Karte 3). 
In ähnlicher Weise bezog sich die im Herbst 1980 eingeführte, gerreinsame 
_sonderförderungsaktion Bund und Land Niederösterreich zur Schafifung von 





ABGRENZUNG VON "ENTWICK LU NGS GEBIETEN" IN ÖSTERREICH I 
Die ehemals van der Sawjetunian besetzte Ostzane und die Ostgrenzgebiete 
gemäß ÖR•K-Definitian. 
b.!!,gende 1 
FHrderungsgebiete nach dem Be we rtungsfreiheitsgesetz 1957 : 
Förderungsgebiete mit erhöhtem Satz der vorzeitigen Abschreibung gemäß 
Bewertungsfreiheitsgesetz 1957 (§ 1 Abs. 3 lit.a des BGBL.Nr.7 • /1957, in 
den Fassungen der BGBL.Nr.147/1958 und Nr.193/1963), gültig in den Jahren 
1957 bis 1965. 
FHr deru ngsgebiete nach der Eink a mm e nssteuer-Navelle 1966 : 
FHrderungsgebiete mit erhöhtem Satz der vorzeitigen Abschreibung gemäß 
Einkammenssteuer-Navelle 1966 (Art.I § 6 lit.c Abs.3 des BGBL.Nr.155/1963, 
in den Fassungen der BGBL.Nr.268/1967 und Nr.493/1972), gültig in den 
Jahren 1966 bis 1973. 
OR•K - Ostgrenzgebiete (1974) 
Ostgrenzgebiete gegenüber der CSSR, Ungarn und Jugoslawien, die gemäß 
Beschluß der Österreichischen Raumardnungskanferenz (ÖROK) abgegrenzt 
und in einer Reihe van Förderungsträgern zur Berücksichtigung empfahlen 
wurden; gültig seit 1974. 
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ABGRENZUNG VON "E NTWIC KLUNGSGEBIETEN" IN ÖSTERREICH II 
Wirtschaftlich unterentwickelte Gebiete, notleidende Bergbauer~-
gemeinden und Grenzgebiete. 
Legende : 
Ftlrderungsgebiete nach dem Finanzausgleichsgesetz 1959 : 
Wirtschaftlich unterentwickelte, durch Zweckzuschüsse des Bundes 
geftlrderte Gebiete gemäß Finanzausgleichsgesetz 1959 (Art.III des 
BGBL.Nr. 97/1959 sowie § 18 Abs.1 des .BGBL.Nr.2/1967; Richtlinie des 
Bundesministeriums für Finanzen Zl. 177.851 - 6/60), gültig von 1960 bis 1972 • 
• Notleidende Bergbauerngemeinden" (1962) : 
Bergbauerngemeinden, die bei der Förderung gemäß Art.III Finanzauagleichs-
gesetz 1959 bzw.§ 18 Abs.1 Finanzausgleichsgesetz 1967, (Richtlinien des 
Bundesministeriums für Finanzen Zl.46.300 - 6/62) im Zeitraum 1962 bis 1972 
zusätzlich berücksichtigt wurden. 
Förde rungsgebiete des ERP - So n derpro gramms {1966/67) 
Bergbauerngemeinden und deren durch Nahpendelverkehr erreichbare Umgebung, 
die seit 1966/67 im Rahmen des ERP-Sonderprogramms durch verbilligte Inve-
atitionskredite gefördert wuiden (bezüglich der ab 1973/74 ebenfalls einbe-
zogenen 0 Grenznahen Entwicklungsgebiete" laut ÖROK - Definition sie~e Karte 1 ). 
Die genauen Geltungszeiträume sind nachfolgender Aufstellung zu e0tnehmen : 
A Trimmelkam (gültig von 1966/67 bis 1972/73) 
B Wolfsegg (gültig seit 1973/74) 
C Bischofshofen/Mühlbach (gültig von 1975/76 bis 1977/78) 
0 Gerichtsbezirk Eisenerz (gültig seit 1978/79) 
E Fohnsdorf (gültig von 19 66/67 bis 1977/78) 
F Köflach (gültig von 1966/67 bis 1977/78 und seit 1979/80) 
G St. Andrä (gültig van 1966/67 bis 1972/73) 
H Ptllling / Bergla (gültig von 1966/67 bis 1976/77) 
I Tauchen/ Pinkafeld (gültig van 1966/67 bis 1972/73) 
Förderungs gebiete nach der Beförderungssteuergesetz-Novelle 1967 : 
Grenz- und Entwicklungsgeb~ete , die im Zeitraum 1967 bis 1972 ~ei 
Transportrelationen van der Beförderungssteuer im Güterverkehr auf 
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ABGRENZUNG VON .ENTWICKLUNGSGEBIETEN" IN ÖSTERREICH III 
Agrarische und regionale Sonderförderungsgebiete 
Legende : 
Förderungsgebiete des Agrarischen Grenzlandsonderprogramms (ab 1974) : 
Strukturschwache, durch Beihilfen für Betriebe und agrarische Operationen 
besonders geförderte agrarische Räume in Grenzgebieten, die auf Grund bi-
lateraler Vereinbarungen zwischen der Bundesregierung und der jeweiligen 
Landesregierung ausgewiesen wurden; gültig ab 1974. 
Förderungsaebiete der Sonderaktion des Bundeskanzleramtes (1979) : 
Entwicklungssehwache ländliche Räume in Berggebieten, die im Rahmen der 
am 19. Juni 1979 durch Ministerratsbeschluß geschaffenen Sonderaktion 
des Bundeskanzleramts durch verlorene Zuschüsse gefördert werden können. 
Anmerkung : Eine Darstellung des bundesweit auf Betriebsebene abgegrenzten 
Bergbauerngebietes muß hier aus Maßstabsgründen unterbleiben. 
Man vergleiche diesbezüglich ÖROK 1975 (Erster Raumordnungs-
bericht) Abb. III/2, ÖROK 1978 (Zweiter Raumordnungsbericht) 
Abb. 111/1 und ÖRDK 1981 (Dritter Raumordnungsbericht) Abb. III/3. 
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ABGRENZUNG VON "ENTWICKLUNGSGEBIETEN" DURCH DAS LAND NIEDERÖSTERREICH I 
Das Grenzland und das Waldviertel 
Legende : 
Grenzlandgemeinden (1971) : 
Gemeinden des Grenzlandes, die im Zeitraum 1971 bis 1974 durch erbeitsplatz-
ebhMngige Zuschüsse aufgrund des Nieder6sterreichischen Gewerbe- und Industrie-
Reumardnungspragrammee 1971 (§ 6 des LGBL.Nr. 255/1971) gefördert werden kannten. 
Grenzland (1975) : 
Gerichtsbezirke, die im Zeitraum 1975 bis 198• durch erbeltsplatzabhängige 
Zuschüsse aufgrund des Niederösterreichischen Gewerbe- und Industrie-Raum-
ardnuogspragrammes 1975 (§ 7 und§ 15 des LGBL. 8.aao/28- •, Nr.182/1975) 
gefördert werden kannten. 
Förderungsgebiete I. Ordnung (1981) : 
Gemeinden, welche aufgrund des Niederösterreichischen Gewerbe- und Industrie-
Raumardnungspragrammes 1981 1 §§ 8 und 15 des LßBL. Nr.154/1981, durch Sander-
konditianen bei Wirtschaftsförderungsaktionen und arbeitsplatzabhängige Zu-
schüsse besonders gefördert werden ; gültig seit 1982. 
Programmgebiet der Sanderförderungsaktian zur Schaffung van Arbeitsplätzen 
im Waldviertel (198 •) : 
Bezirke, in welchen aufgrund einer Vereinbarung zwischen Bundesregierung und 
Nlederösterreichischer Landesregierung arbeitsplatzabhängige Investitionszu-
schüsse vergeben werden können; gültig seit 1981. 
50/rm 
~-===--==-.._, 
' Thematische Bearbeitung 
Kartographische Bearbeitung 
H.Herzag 
P.Fritz © IIR - PERIPOL-Prajekt Interdiszipl.Inst.für 
Raumordnung , d. Wirt-










ABGRENZUNG VON „ENTWICKLUNGSGEBIETEN" DURCH DAS LAND NIEDERÖ STER REICH II 
Die "Entwicklun~sbedürftigen Gebiete". 
Legende : 
Entwicklungsbedürftige Gebiete (1971) 
Gerichtsbezirke, die im Zeitraum 1971 bis 1974 durch Sonderkonditionen bei 
bestimmten Wirtschaftsförderungsaktionen aufgrund des Niederösterreichischen 
Gewerbe- und Industrie-Raumordnungsprogrammes 1971 (§ 7 des LGBL.Nr.255/1971) 
besonders ·begünstigt wurden. 
Entwicklungsbedürftige Gebiete (1975) 
Gerichtsbezirke, die im Zeitraum 1975 bis 1980 durch Sonderkonditionen bei 
bestimmten Wirtschaftsförderungsaktionen aufgrund des Niederösterreichischen 
Gewerbe- und Industrie-Raumordnungsprogrammes 1975 (§ 8 des LGBL.8000/28-0, 
Nr. 182/1975) besonders begünstigt wurden. 
Förderungsgebiete II. Ordnung (1981) 
Gemeinden, welche aufgrund des Niederösterreichischen Gewerbe- und Industrie-
Raumordnungsprogrammes 1981, LGBL. Nr. 154/1981, in sbgeminderter Form bei 











B) Landesebene: Fallbeispiel Niederösterreich 
Das Land Niederösterreich berücksichtigte anfänglich in 
seinen direkten regionalpolitischen Instrumenten die Ge-
bietsausweisung des Bundes nach der Finanzausgleichs-
regelung. 
Im Zuge der Grundlagenforschung für das Niederösterreich-
ische Gewerbe- und Industrie-Raumordnungsprogramm kam es 
zur Bestimmung entwicklungsbedürftiger Gebiete und Grenz-
landgemeinden mittels einer Faktorenanalyse, deren 
Resultate im Verordnungstext von 1971 kodifiziert wurden. 
Durch die Novellierung des Gewerbe- und Industrie-Raum-
ordnungsprogrammes im Jahr 1975 wurden diese Gebietsab-
grenzungen mittels eines Indikators der beruflichen Arbeits-
teilung als Maß der Vielfalt an Arbeitsmöglichkeiten über-
prüft und abgeändert, wobei gleichzeitig die Feststellung 
des niederösterreichischen Grenzlandes der ÖROK-Definition 
angeglichen wurde (vgl. Karte 5). 
Die Novelle des Niederösterreichischen Gewerbe- und 
Industrie-Raumordnungsprogramms 1981 weicht sowohl in den 
Gebietsfestlegungen als auch in der Terminologie (anstelle 
von Grenzland und entwicklungsbedürftigen Gebieten wird 
nun von Förderungsgebieten I. und II. Ordnung gesprochen) 
von den bisherigen Regelungen ab und sieht zwar eine ab-
gestufte, dabei aber das gesamte Bundesland flächenhaft 
abdeckende Förderung vor (vgl. Karte 4) . 
3.3.2 Zur_Entstehung_und_zurn_Inhalt_der_Abgrenzungen 
von_Fördergebieten 
Geht man von den beiden Extremen eines vorwiegend auf 
objektiver Information basierenden systematisch-wissen-
schaftlichen und eines vorwiegend auf die Lösung gruppen-
oder klassenspezifischer Konflikte abstellender politischen 
Standpunktes aus, dann kann die österreichische Situation 
wohl am besten als sehr pragmatische Mittelposition -
Politik des 11 rnuddling through" - charakterisiert werden: 
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a) Die Festlegung der räumlichen Bezugseinheiten erfolgte 
jeweils ad-hoc entsprechend der vo.rherrschenden Problem-
bzw. Datensituation. Dem grundlegenden Zusammenhang 
zwischen Gebietsabgrenzung und Entwicklungsstandmessung 
wurde dabei kein wesentliches Augenmerk geschenkt. Wenn 
auch die ÖROK die von ihr definierten Ost-Grenzgebiete 
als "funktionale Regionen" ausweist, dann spricht die 
Tatsache, daß für deren Bestimmung keine Kriterien 
genannt wurden und sich die funktionalen Regionen aus-
nahmslos mit politischen Bezirken bzw. Gerichtsbezirken 
decken, wohl eher für ein pragmatisches, sich an intuitiv 
feststellbare Entwicklungshemmnisse (Ostgrenzen) und an 
administrative Grenzen haltendes vorgehen. 
b) Die verschiedentlich unternommenen Versuche einer 
"objektiven" Entwicklungsstandmessung (Indikatoren-
katalog der österreichischen Gesellschaft zur Förderung 
von Landesforschung und Landesplanung (ÖROK 1978), 
Faktorenanalyse und Arbeitsteilungsindikatoren der Nieder-
österreichischen Raumordnungsabteilung (Pernitz und 
Schilling 1975), Strukturkennzifferkonzept bzw. Faktoren-
analyse des österreichischen Instituts für Raumplanung 
(ÖROK 1978) im Auftrag des Bundesministeriums für Handel, 
Gewerbe und Industrie respektive der ÖROK) fanden ent-
weder keine offizielle Berücksichtigung oder dienten nur 
der wissenschaftlichen Bemäntelung intergouvernementaler 
Verteilungskämpfe (siehe die Kritik der OECD 1967, S. 95, 
an den Einstufungskriterien für die Entwicklungsbe-
dürftigkeit nach dem Finanzausgleichsgesetz 1959 und den 
Hinweis von Schmidjell 1976, S. 129, daß diese Kriterien 
auf Drängen der westlichen Bundesländer erarbeitet wurden; 
ähnlich einzuschätzen ist die "zufällige" Übereinstimmung 
der Grenzlandabgrenzungen der Niederösterreichischen Landes-
regierung mittels Arbeitsmarktindikatoren mit der 
ÖROK-Definition). 
c) Die Abgrenzung von allgemeinen oder auf bestimmte 
Programme bezogenen Fördergebieten basiert daher in nur 
wenigen Fällen auf überprüfbaren Verfahren zur Fest-
stellung raumordnungspolitischer Probleme, sondern erfolgte 
eher auf Grund impliziter, oft nur oberflächliche Symptome 
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beschreibender Kriterien, wie etwa Gemeindesteuerkraft, Ent-
fernung vom jeweiligen Zentrum u.a.m .. Die Fördergebiete 
wurden relativ häufig abgeändert und stimmten nur selten 
zwischen den einzelnen Instrumenten überein. Betrachtet 
man die Veränderung der Fördergebiete im Zeitlauf, dann 
läßt sich ein leicht inflationärer Trend in Richtung Ge-
bietsausweitung diagnostizieren. Betrachtet man die gesamte 
österreichische raumordnungspolitische Situation im Zu-
sammenhang, dann wird deutlich, daß eine wünschenswerte 
Abstimmung zwischen verfolgten Zielen, eingesetzten 
Instrumenten und Indikatoren der Gebietsabgrenzung nicht 
erreicht werden konnte. 
3.4 Träger der Regionalpolitik 
Das vorangestellte Spektrum von Regionalpolitik läßt einen 
weiten Spielraum für potentielle Akteure, da die ver-
schiedenen Instrumente und Maßnahmen grundsätzlich sowohl 
dem Bereich der öffentlichen Aufgabenerfüllung als auch dem 
der privaten Initiative und 1er lokal/regionalen Selbst-
organisation ehtlehnt werdeh können. 
Im öffentlichen Sektor ist die Unterscheidung zwischen 
Hoheitsverwaltung (Raumplanung, im speziellen Boden-
nutzungs~ und Infrastrukturplanung) und Privatwirtschafts-
verwaltung (regionale Wirtschaftspolitik, im speziellen 
Vornahme öffentlicher Direktinvestitionen und Ausübung 
finanzieller Förderungstätigkeit) von grundlegender 
Bedeutung. Während es im Bereich der Hoheitsverwaltung 
klare Kompetenzregelungen gibt (Kompetenzfeststellungs-
erkenntnis des Verfassungsgerichtshofs, Slg. Nr.2674/1954 
zur komplexen Materie der "Raumordnung", die demnach bis 
auf einzelne, dem Bund verfassungsgemäß ausdrücklich vor-
behaltene Bereiche, in Gesetzgebung und Vollziehung Landes-
sache ist; Gemeindeverfassungsnovelle,;BGBL, Nr.205/1962, 
wonach die "Örtliche Raumplanung" dem selbständigen 
Wirkungsbereich der Gemeinde vorbehalten ist), gelten für 
den Komplex der Privatwirtschaftsverwaltung kaum gesetzliche 
Einengungen. Denn abgesehen von allfälligen Monopolen 
des Bundes ist es allen Gebietskörperschaften unter Be-
achtung ihrer territorialen Zuständigkeit garantiert, sich 
in denselben Angelegenheiten als Privatrechtssubjekt ent-
falten zu können (Rill und Schäffer 1975, s. 36 ff, 
Wenger und Höss 1977, S. 59). 
Innerhalb der hoheitlichen Regionalpolitik besitzt der 
Bund nun eine dominante Stellung bezüglich der gesamt-
wirtschaftlichen Ordnungs- , Prozeß- und Strukturpolitik, 
der Gestaltung des Finanzausgleiches, der großräumigen 
Infrastrukturpolitik, des Denkmalschutzes, militärischer 
Angelegenheiten u.a.m .. Den Ländern im wesentlichen über-
antwortet sind neben den Kategorien des Raumordnungs- und 
Baurechts vor allem Bevölkerungspolitik, Wohnungswesen, 
überörtliche Infrastrukturpolitik, Bodenreform, Natur-
schutz etc .. In den eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde 
fallen neben der örtlichen Raumordnung die örtliche 
Baupolizei, Verwaltung der Verkehrsflächen, und ähnliches 
mehr (siehe dazu genauer Stiglbauer 1980). 
Die regionalpolitisch relevante, privatwirtschaftliche 
Tätigkeit des Bundes umfaßt die eigenwirtschaftliche 
Betätigung in Form öffentlicher oder verstaatlichter Unter-
nehmungen, die Vergabe öffentlicher Aufträge und viel-
fältige Subventionstätigkeit. Ähnliches gilt in einge-
schränkter Form für die Landesebene, der allerdings, da 
sie keine Finanzhoheit besitzt, nur sehr knapp bemessene 
Mittel für Beteiligungen an Unternehmen, die Vergabe von 
Aufträgen und die Förderung von Gemeinden sowie Privat-
personen zur Verfügung stehen. Die Gemeinden kommen im 
Rahmen der Privatwirtschaftsverwaltung vor allem ihrer 
Leistungsfunktion, d.h. der Sicherung der Daseinsvorsorge 
der örtlichen Bevölkerung, nach. Neben dem Bau von 
öffentlichen Einrichtungen und Wohnungen, sowie der Bereit-
stellung von Einrichtungen der Naherholung und Ver- und 
Entsorgung versuchen die Gemeinden oft in hartem Konkurrenz-
kampf untereinander durch Aufschließung und Bereitstellung 
von Industriegelände, durch Gewährung von Tarif- und 
Steuerermäßigungen u.a.m. die wirtschaftliche Entwicklung 
ihres Gebietes mittels Betriebsansiedlung voranzutreiben. 
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Im Übergangsbereich zwischen öffentlicher und privater 
Aufgabenerfüllung operieren eine Reihe von: Körperschaften 
des öffentlichen Rechts wie Fonds, Wirtschaftsförderungs-
gesellschaften und Kammern. Als praktisch öffentlich be-
herrschte Rechtsträger mit Koordinations- , Investitions-
oder Förderungsaufgaben sind vor allem zu nennen der 
ERP-Fonds und der Niederösterreichische Betriebsinvestitions-
fonds sowie als Kapitalgesellschaften die Kommunalkredit AG, 
die BÜRGES und die in Niederösterreich tätigen Betriebs-
ansiedlungsgesellschaften (NÖ Raumordnungs- , Betriebs-
ansiedlungs- und StrukturverbesserungsgesrnbH, NÖ. Grenz-
landförderungsgesellschaft). 
Stärker dem autonomen Sektor zuzuzählen sind die einzelnen 
Interessensvertretungen. Die Kammer der gewerblichen 
Wirtschaft für Niederösterreich erstellte beispielsweise 
ein Strukturprogramm Weinviertel sowie ein Struktur-
programm Unteres Mühlviertel-Westliches Waldviertel (in 
Zusammenarbeit mit der Kammer der gewerblichen Wirtsch~ft 
für Oberösterreich), betreibt einen eigenen Standort-
beratungsdienst und beteiligt sich an Förderungsaktionen 
der Landesregierung (Pro-Gewerbe-und Pro-Industrie-
Aktion). Die NÖ. Landwirtschaftskammer administriert unter 
anderem die landwirtschaftliche Regionalförderung. 
Im Spannungsfeld privater Initiativen oder lokal/regionaler 
Selbstorganisation sind in erster Linie die regionalen 
Entwicklungsvereine _stärker ins Licht der öffentlichkei t 
getreten. In Niederösterreich gibt es den 1957 gegründeten 
und unlängst reaktivierten "regionalen Entwicklungsaus-
schuß für das Obere Waldviertel" und die vor einigen 
Jahren ins Leben gerufene "Pro-Waldviertel-Aktion". 
Während nun der Einsatz der vorgenannten, aus den Kern-
räumen operierenden Organisationsformen meist dem Zweck 
einer koordinierten Aufgabenerfüllung durch finanzielle 
Beteiligung mehrerer Entscheidungsträger (Gebietskörper-
schaften plus Interessensvertretungen plus Geldinstitute, 
ect.) dient, fungieren die Entwicklungsvereine als regional 
verankerte Initiatoren der Ausarbeitung von Entwicklungs-
konzepten, der Abstimmung regionalpolitischer Maßnahmen ect., 
und treten somit eher als Förderungswerber, allenfalls als 
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Förderungsmittler, denn als Träger auf (vgl. dazu auch 
Rill und Schäffer 1975, S. 244). 
Unterzieht man die österreichischen Verhältnisse einer 
Einschätzung, dann ist vorauszuschicken, daß das Haupt-
problem der Regionalpolitik wohl in ihrer vorwiegend 
sektoralen (Friedmann und Weaver 1979) und daher in gewissem 
Maße problemadäquaten bewußtseins- und kompetenzmäßigen 
Verankerung liegt. In ihrer theoretisch postulierten Quer-
schnittsfunktion als territoriale Gegenmacht zu sektoralen 
Umwälzungsprozessen (Stöhr und Tödtling 1979, S. 135) kann 
die Regionalpolitik nicht in ausreichendem Maß nachkommen, 
da sie weder stark regional verankert ist noch eine um-
fassende Maßnahmen- oder Koordinationskompetenz innehat. 
Dies wirkt sich in der Praxis so aus, daß der Bund zwar 
über die Ressourcen, aber nicht über die Kompetenz 
verfügt, das Land die Kompetenz, aber nicht die notwendigen 
Mittel besitzt, die Ebene der Region als politische und 
koordinierende Einheit de facto nicht existiert, und die 
Gemeinde, die als unterste föderalistische Ebene geradezu 
definitionsgemäß Regionalpolitik im Sinne der Territoral-
politik betreiben sollte, weder über die Kompetenzen 
noch über die Mittel disponieren können und außerdem trotz 
Gemeindezusammenlegung vielfach für sinnvolle Koordination 
zu kleine territoriale Einheiten umfaßt. 
Ideale Koordinations- und Planungseinheiten wären "tägliche 
Lebensbereiche", (Stöhr 1981, b), die in verschiedenen 
anderen Staaten als statistische und Planungseinheiten 
bereits eingeführt (Hall et.al. 1973 für Großbritannien, 
Klemmer et. al. 1975 für die BRD), in Österreich 
bundesweit allerdings erst vor kurzem offiziell 
vorgeschlagen wurden. (ÖROK 1981). Verwaltungsintern 
werden die verfügbaren Förderungsinstrumente von den 
jeweiligen Fachressorts administriert, die sich an 
Funktionserfordernissen des Gesamtsystems und bestehender 
sektoraler Interessensstrukturen orientteren und dadurch -
noch verstärkt durch ihre zentralistische Problemwahr-
nehmungsdistanz - vielfach zur Vorgabe uniformer, den 
unterschiedlichen regionalen Erfordernissen unangepaßter 
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Konzepte und Entscheidungskriterien tendieren. Weiters 
läßt sich die Gefahr nicht von der Hand weisen, daß die 
Aktivität der aus den Kernräumen operierenden Träger-
tnstitutionen die Organisationsfähigkeit lokaler Institutionen 
schwächt und eigenständige regionale Initiativen entmutigt 
oder unterläuft (so scheiterten etwa viele der Projekte 
des "regionalen Entwicklungsausschusses für das Obere 
Waldviertel" an dEer "Interesselosigkeit" der Bundes- und 
Landesbürokratie - Litschauer 1975, S.9). 
3.5 Der Einsatz regionalpolitischer Instrumente 
3.5. 1 Zeitlicher_überblick (vgl. dazu die Darst. 3 und 4) 
A) Bundesebene: 
Ausgangspunkt für den regionalpolitischen Intrumentenein-
satz war die Notwendigkeit der Notstandsbekämpfung in den 
von Kriegsschäden und sowjetischer Besatzung besonders 
betroffenen Gebieten im Osten Österreichs nach Wieder-
erlangung der vollen Souveränität im Staatsvertrag 1955. 
An diesbezüglichen Maßnahmen erfolgte ein regional gezielter 
Einsatz von Investitionskredithilfen aus ERP-Counterpart-
mitteln, die Einrichtung eines "Informationsdienstes 
für Betriebs- und Filialgründungen in österreichischen 
Entwicklungsgebieten" im Bundesministerium für SoziaJ:e 
Verwaltmng (1956), die Einräumung eines erhöhten Satzes der 
vorzeitigen Abschreibung im Bewertungsfreiheitsgesetz 
1957, die Gründung der Kommunalkredit AG 1958 und die 
Gewährung zweckgebundener Zuschüsse für entwicklungsbe-
dürftige Gebiete im Rahmen des Finanzausgleichsge-
setzes 1959. 
Eine nächste Gruppe von Initiativen wurde in der Phase 
der Wachstumsverlangsamung und des Konjunktureinbruchs 1 ) 
Mitte der sechziger Jahre eingeleitet. Zu nennen sind vor 
allem die Einrichtungen des ERP-Sonderprogramms für 
Ersatzarbeitsplätze in Kohlenbergbaugebieten 1966/67, die 
. ; ~ 
Befreiung peripherer Gebiete von der ~ernverkehrs-
1 ) 
vgl. Kap. 8, Herzog. 
:):!::-s~ell"..!..91g ~: 
~~~"-=':~~~ ~3~K D!E IN DIE ANALYSE EINBEZOGENEN REGION~L-
?C:.~:-:sc:::::~; =~S'I'Rt::•:~?E 
Ec~er::u:,.:;s!reiheitsgesetz 1957, BGBL. Nr. 70/1957 (in den 
?:,.ss;=.:; ;,:, oGSL. Nr. i47/1958 und Nr. 193/1963) und Ein-
:-c::::-.::-.-2c.ss:euergese tz:wvelle 1966, BGBL. Nr. 155/1966 
(i:o de:,:-, F3ss,::1c;en BGBL. Nr. 268/1967 und BGBL. Nr. 493/1972) . 
2. Cs-=.e:-re~c~is ehe Ko:r ... f!'.U..'1alkredi t AG. zur Aufschließung von 
:c::us:riegell:,de 1958. 
J. Fi:o:a.:-.2 :a.·css:eice".sgeset z 1959, BGBL. Nr. 97/1959 (in den 
Fassu:,se:o BCBL. Nr. 2/1967 und BGBL. Nr. 445/1972) - Um-
:.!:::.:_ _;:..:.s:i~:..: \"0:1 Landeshauptstraßen und Brücken. 
4 . Fi:oa,.,z:e·.:.s::;leic:-isc;esetz 1959 (bzw. 1967 und 1973) - Beiträge 
~~ ~~~ Kos~en d2r Ee- und Entwässerungen. 
5 . Fo:1:e:02:e·~s.:;leic:1sgesetz 1959 (bzw. 1967 und 1973) - Besitz-
::es~.:..:;:.::.; :-(l<::i!"'.er La~G.wirte! 
6 . ?i:o:e:12aus.:; leic:1sgesetz 1959 (bzw. 1967 und 1973) - Beiträge 
~ r ?jr::eru:,c; der gewerblichen Wirtschaft/Zinszuschußaktion 
f ~ ce~e~~lic~e 3e~riebe in den unterentwickelten Gebieten ,-
~ e~er~ster~eic~s. 
B. Fina:oz:,.us gleic~sgeset z 1959 (bzw. 1967 und 1973) - Beiträge 
z~~ ?~r~e=~~g ~er A~siedlung von Industriebetrieben/Zinsen-
z~sc~~2 2k~ic~ f~r Industriebetriebe in den unterentwickelten 
Ge~.:.e-:e~ ~:ieCsröste=-reichs. 
9. !'i:oa.,-,zcausgleichsgesetz 1959 (bzw. 1967 und 1973) - Beiträge 
zur ?5rderu:1g des fremdenverkehrs/Zinsenzuschußaktion für 
r~e:::C.2:-:\·e=;~e:'l=s:>2triebe in den unterentwickelten Gebieten 
Xie~~~~s~erreichs. 
iC. -.':;e::-.e:.i.~s2....-:-.;. ='=<=:-:-.Cer.ver~ehrs- und Zinserlzuschußaktion des 
B:.:..;.C.es:---..1.:1is-:e=iu::-.3 ::'ür Handel, Gewerbe und Industrie {"Haus-
a.:.:-:io:1· l u~.d de:- Bundesländer 1960. 
11. Ei<? - Großkredite für industrielle und gewerbliche Investitions-
?rojek:e 1962/63 (gemäß ERP-Fonds-Gesetz BCBL. Nr. 207/1962). 
12. E~ - ~:i ::elkredite für industrielle und gewerbliche 
In·.-es::i-c cr.s?rojekte 1962/63 (gemäß ERP-fonds-Gesetz BGBL. 
?-:r. 207/ 962). 
~ 3. 
15. 
2?2 - Kredite an die Fremdenverkehrswirtschaft 1962/63 
(gec:äß 2?2-fonds-Gesetz BGBL. Nr. 207/1962). 
E~ - Kred:te an die Verkehrswirtschaft 1962/63 gemäß 
E,ü>-Fo„ds-C~setz BGBL. Nr. 207/1962). 
2?2 - Kredite an die Land- und Forstwirtschaft 1962/63 
(ge::-.ä3 ER?-?onds-Gesetz BGBL. Nr. 207/1962). 
16. NÖ - Betriebsinvestitionsfonds 1962 (ger.~3 Besc~luß des 
Landtages von Niederösterreich vom 24. Hai 1962). 
17. Landeshaftung für Industrieinvestitionen in Niederösterreich 
1962 (gemäß Beschluß des Landtages vo:1 };ö. •;c::-, 15. ?<0:0rc:"'ec 
19 62) . 
18. ERP - Sonderproc;rarnm zur Schaffung von industriell - ge-
werblichen Arbeitsplätzen in Kohier.bergbauge~iet~~ {196t/67), 
in g~enznahen Entwicklungsgebieten des ~~~lvier~e l, des 
Waldviertels und des Wei~viertels, ies Burse~la~ies, ~e~ 
Süd- und Oststeiermark, Kärntens (1973/74} u~d i~ Os~ti~ol 
(1977/78) sowie im Erzbergbnugebiet (1978/79). 
19. Beförderungssteuergesetz - Novelle 1967, 3GBL. Nr. 51/19E7. 
20. Arbeitsmarktförderungsgesetz 1968, BGBL. ~;r. 31/1-369 (in 
den Fassungen BGBL. Nr. 173/1973, BG3L. ~r. 6C2/1973, 
BGBL. Nr. 179/1974, BGBL. Nr. 388/1976, BG3L. Nr. 5~6/i~75 
und IlGBL. Nr. 109/1979). 
21. Gewerbestrukturverbesserungsgesetz 1969, 3G8L. :;r. 453/1969 
(in den Fassungen BGBL. Nr. 417/1970, BGBL. Nr. 493/1?72, 
BGBL. Nr. 26/1973 u.a.m.). 
22. Zinsenzuschußaktion des Landes NÖ. für In•1estcarleh<0n 1970 
(gemäß Beschluß des Landtages von NÖ. vom 2. Juli 1970). 
23. Bergbauernsonderprogra'1\Il\ 1972 (Bergbauernzuschuß und land-
wirtschaftliche Regionalförderung). 
24. Raumordungsp rograITm zur Schaffung, Verbesse~~ng c~e~ Sic~er::...~g 
geeigneter Standorte für Betriebe des sUte::proCuzie~e~Ce~ 
fernbcdarfsttitigen Gewerbes und der Industrie, LG3L. ~r. 
255 /197 1 (in den Fassungen der NÖ . Ge~e rbe- und Incustrie-
Raumordnungsprogra~Jne LGBL. 8000/28-0, Nr. 182/1975 und 
Nr. 154/1981). 
25. NÖ. Raurnordn ungs- , Betriebsans iedlungs- und St~ukt.ur·,er-
besserungsges . mbH. 1972 (ins Handelsregister eingetrage~ 
am 27. Dezember 1972). 
26. Raumordnungsprogr~~rn zur Verbesseru~g der Grundausstattm-.g 
in den Gemeinden des Grenzlandes (NÖ. Grenzlandrac:.." 
ordnungsprogramm) 1974, LGBG. 8000/25-0, Nr. 218/1974. 
27. Sofortprogramm zur Stärkung der regio!lalen \ürtsc:,a:tskra::c 
im NÖ . Grenzgebiet ("Waldviertelplan ") 1974 (qe::-.ä~ ;:.::,-
kommen zwischen der Bundesregieru!lg und öer ~ö. La~des-
regierung vom 24. April 1974). 
28. Agrarisches Grenzlandsonderprogramm 1974 (c;e~äß P.bkc;::::-_en 
siehe Punkt 27.). 
29. Nö. Grnezlandförderungsges.mbH. 1975 (ge:näß Vertrag z·.:ischen 
der Bundesregierung und der NÖ. Landesregier.:.ng vo~ 26. 
Juni 1975). 
30. Zinsenzuschußaktion des Landes NÖ. für Merkantildarlehen 
1975 (gemäß Beschluß des Landtages von NÖ. vom 24. April 1975). 
31. NÖ. Landwirtschaftsgesetz 1976, LGBL. 6100-0, Nr. 128/1976. 
32. Existenzgrilndungsaktion des Bürgschaftsfonds Ges.mbH. 1977. 
33. NÖ. Pro-Industrie-Aktion 1978 (gemäß Beschluß des Land-
tages von NÖ. vom 4. April 1978). 
34. Gemeinsame Grenzland- und Arbeitsmarktförderung in NÖ. 1979. 
35. S.onderaktiond der Bundesregierung zur Stärkung entwicklungs-
schwacher ländlicher Räume im Berggebiet 1979 (gemäß 
Beschluß des Ministerrates vom 19. Juni 1979). 
36. NÖ. Zinsenzuschußaktion Innovationsförderung 1980 (gemäß 
Beschluß des NÖ. Landta<Jcs vom 25. März 19 80) . 
37. NÖ. Pro-Gewerbe-Aktion 1980 (gemäß Beschluß der NÖ. Landes-
regierung vom 28. 0 .< tober 1980). 
38. Sonderförderunysaktlon zur Schaffung von ~rbeitsplätzen 
im Waldviertel 1980 (gemäß Beschluß des Ministerrates vom 




Darst.4: ZEITDIAGRAMM DER REGIONALPOLITISCHEN INSTRUMENTE IN NIEDERÖSTERREICH 1955-1980 
FÖRDERL~GSI~STRUMENTE 
1. =.,=-J.G., EStG. (1957) 
2. !..-CML."'-.~'<EDIT ¾;. (1958) 
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4. FA.'.l-!li::- uoo =~ (1959) 
S. FA:.-BESIT"".:.IBSTIG,N; (1969) 
6. F?,G-L.~ F.I~ (1959) 
7. ~~'3E (1959) 
8. F.;J-I:-aSTRIE (1959) 
9. ==,=s. ( 1959) 
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10. =.Fl.'K.ZZ.AKTIQI (1960) B I L 1 1 -------------~-------------
11. ~'fill:rn: (1962/63) B 
--- - - -- - -- - -~-----------------...; 
12. BP--:-~'IE (1962/63) B 
------------~----------~ 13. ER?-l:10::E."\C:.=iR (1962/63) B 
-----------------------
1-!. :::::---?-\S.'3H.~,"IRTSQJ)\IT (1962/63) B 
-----------------------
15. =-r..•~~ ro=,"llUSGl!(1962/63) B ---------------------- 7 
16. NÖ.SCTRIE3Sß"\-=:S'I', F'CM;G (1962) L -----------X------------ -----! 
17.::;S.r.;.~.;,,.<-n.N; (1962) L ___________________ _j 
13. =-sa=RX;..::;.>.:,M (1966/67) B ----------)( 1 
19. fil:F'j~GS-St:G. (1967) B 
:?O . .'..'!ffi. (196Sl B L ~ ~ 
21. G;;=-a.:-m..""-'EllS.G. (1969) B ----X--------
22. ~.!Z. :C.VE:S'in\.~~ (1970) L --, 
23. ~~;r>.PR:GR. (1970) 
24. :iö.<»I. & IND.-PCPR (1971) 
25. ~-"35 (1972) 
26. XÖ.G::::iZi.\:0-Il'R (1974) 
27 .... ~'I~I..'I..', (1974) 
28. ;..s.;_'<..~.~-PRXR. (1974) 
29. NÖ.;. (19,5) 
30. ~- zz. :,eq;-(A\"l'ILO\.lU.il!EN (1975) 
31. ~.!..'..'aHRI'SCli.l\Fl'SG. (1976) 






















33. XÖ.~ß"USI'!UE-AKT. (1978) 
3-1. =-=zr.,;.w- und ~!F (1979) 
35 • s:NE.~'ü'ICN !ES BKA ( 1979) 
:Je. N.'.i.ZZ. D.."OJ.FÖRD. (19S'.l) 
37. ~.Pro-G;;=a.::-A.\.'T. (1980) 
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steuer in der Beförderungssteuergesetzesnovelle 1967, der 
im Stammtext der AMFG 1968 beinhalteter Förderungsansatz 
des Ausgleichs langfristiger struktureller oder regionaler 
Beschäftigungsschwierigkeiten und das in den Vergabericht-
linien der Kreditkostenzuschüsse nach dem Gewerbestruktur-
verbesserungsgesetz 1969 enthaltene Ziel der Verbesserung 
der Regionalstruktur. 
Mit dem Übergang der Regierungsgewalt von der ÖVP auf die 
SPÖ anfangs der siebziger Jahre kam es zu einem regional-
politischen Konzeptionswechsel in Form eines Überganges 
von einer vorwiegend "indirekten marktkonformen" Wachstums-
politik zu einer stärker "direkt" wirkenden, jedoch immer 
noch vorwiegend über den Marktmechanismus abgewickelten 
Verteilungspolitik, ergänzt durch verstärkte Koordinations-
und Kooperationsbemühungen. Neu initiiert wurden in der 
ersten Hälfte der siebziger Jahre 1971 das Bergbauern-
sonderprogramm und 1974 das Sofortprogramm zur Stärkung 
der regionalen Wirtschaftskraft im niederösterreichischen 
Grenzgebiet ("Waldv~ertelplan"). 
Als Folge des Konjunktureinbruchs und der Wachstumsver-
langsamung mußte in der zweiten Hälfte der siebziger 
Jahre ein Hauptaugenmerk der Förderung jener Gebiete und 
Bereiche zugewandt werden, in denen die traditionellen 
Instrumente offenbar am wenigsten "gegriffen" hatten. So 
kam es 1977 zur Schaffung der Existenzgründungsaktion der 
BÜRGES, 1979 zur Einrichtung der gemeinsamen Grenzland-
und Arbeitsmarktförderung in Niederösterreich, weiters zur 
Sonderaktion des Bundeskanzleramtes zur Stärkung ent-
wicklungsschwacher ländlicher Räume im Berggebiet, sowie 
im Herbst 1980 zur Beschlußfassung über die gemeinsame 
Sonderförderungsaktion Bund und Land Niederösterreich 
zur Schaffung von Arbeitsplätzen im Waldviertel. 
B) Landesebene: Fallbeispiel Niederösterreich 
Ein Einsatz regionalpolitischer Mittel des Landes Nieder-
österreich wurde erstmals 1960 in Form von Zuschüssen 
für Infrastrukturmaßnahmen und landwirtschaftliche Besitz-
festigung sowie von Zinszuschüssen für Betriebe in ent-
wicklungsbedürftigen Gebieten Niederösterreichs aufgrund 
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der Koppelungsmechanismen - der Bundeszuschuß war ge-
bunden an eine Landesgrundleistung - der Finanzausgleichs-
bestimmungen bewirkt Im Jahr 1962 wurden diese Instrumente 
durch die weniger regional gezielten Wirtschaftsförderungs-
maßnahmen des Betriebsinvestitionsfonds und der Landes-
haftung ergänzt. 
1970 erfolgten neue Förderungsbemühungen durch Ein-
richtung des Zinszuschusses für Investdarlehen, gespeist 
aus dem Mittelrückfluß des Betriebsinvestitionsfonds, 
und durch die Einbeziehung der regionalen Wirtschafts-
förderung in die sektoralen Raumordnungsprogramme, vor 
allem in Form der 1971 bekanntgemachten 11 Grenzland-
förderung11 als standortdifferenzierter, arbeitsplatzbe-
zogener Zuschuß. Die 1972 gegründete NÖ.Raumordnungs-, 
Betriebsansiedelungs- und Strukturverbesserungs-Gesellschaft 
diente der Ergänzung dieser Förderungen hinsichtlich 
der Funktionen Information, Beratung und Aufschließungs-
förderung. 
Ähnlich wie auf Bundesebene kam es im Gefolge des 
Konjunktureinbruchs,; 19 7 4/ 75 zur verstärkten Erhaltungs-
subventionierung und zur vermehrten Zusammenarbeit mit 
den Bundesinstanzen, des weiteren zu einer Ausweitung 
von Förderaktionen und -gebieten. Zu nennen sind diesbe-
züglich das von 1974-1976 in Kraft gewesene Grenzland-
Raumordnungsprogramm, die 1975 beschlossene Vergabe von 
Zinszuschüssen für Merkantildarlehen und die ab 1977 vor-
genommene Auszahlung von Bewirtschaftungsprämien auf 
Basis des NÖ. Landwirtschaftsgesetzes, ferner die 1978 
konstituierte Pro-Industrie-Aktion sowie die 1980 ein-
gerichtete Pro-Gewerbe-Aktion und die NÖ.Innovations-
förderung. Gemeinsam mit dem Bund wurden und werden ab 
1974 bzw. 1975 das Agrarische Grenzlandsonderprogramm 
und die NÖ.Grenzlandförderungsgesellschaft geführt und ab 
1979 bzw. 1981 die Gemeinsame Grenzland- und Arbeitsmarkt-
förderung bzw. die diese ersetzende Sonderförderungs-




Die allgemeine Situation des Einsatzes regionalpolitischer 
Instrumente in Österreich kann am besten anhand der 
offiziellen Formulierung charakterisiert werden, wonach 
die eingesetzten Maßnahmen größtenteils nicht auf 
spezifisch regionalpoli,tische Belange :zmgeschni tten sind, 
dennoch aber entweder regionale Auswirkungen haben oder 
darauf ausgerichtet wurden, regionalpolitische Anstöße 
auszuüben (BKA 197 .5, S. 57). 
Vergleicht man die zur Anwendung gelangten Maßnahmen mit 
den grundsätzlich verfügbaren Instrumentoptionen (vgl. etwa 
Herzog 1979, S.49), dann fällt auf, daß keine direkten 
Instrumente in Form administrativer Zwangsmaßnahmen im 
Bereich der Investitions- oder Ansiedlungspolitik oder in 
Form aktiver Beschäftigungspolitik mittels verstaatlichter 
Unternehmungen bzw. regionalpolitisch motivierter Wahl 
von Behördenstandorten herangezogen wurden. 
Damit standen praktisch nur sehr indirekte Steuerungs-
instrumente zur Verfügung, die durch Vorgabe von 
öffentlichen Vorleistungen bzw. Anreizen ("incentives") eine 
zielkonforme Verhaltensbeeinflussung privater Akteure zu 
erreichen versuchen. Die vorangehend angeführten Maßnahmen 
entfallen dabei in geringem Umfang auf Mittel der 
Informations- und Infrastrukturpolitik und im Schwerge-
wicht auf Maßnahmen der finanziellen Anreizpolitik, 
darunter wieder hauptsächlich auf die Kategorie der Steuer-
und Subventionspolitik, während eine regionalpolitisch 
ausgerichtete Vergabe- oder Tarifpolitik nicht existierte. 
Die Gründe dafür liegen wohl darin, daß ein Einsatz 
direkter Instrumente im Rahmen einer liberalen Markt-
ordnung bzw. aus Gründen internationaler Konkurrenz 
wohl nur sehr begrenzt zulässig erschien. Da Abschreckungs-
maßnahmen ("disincentives") wie etwa höhere Investitions-
besteuerung in Ballungsgebieten oder industrielle Er-
weiterungsbeschränkungen im Stile der seinerzeitigen 
britischen "Industrial Development Control" aufgrund des 
relativ beschränkten Wachstums der Zentralräume in 
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Österreich nie wirklich zur Diskussion standen, blieben als 
einzige Möglichkeit nur ausgabenintensive bzw. Aufkommens-
ausfälle verursachende Maßnahmen. 
Die Konzentration auf positive Anreizpolitik beruht auf 
den Tatsachen, daß Informationspolitik allein nur wenig 
effektiv ist und Infrastrukturpolitik einerseits von 
sektoral spezialisierten Fachressorts administriert wird 
und daher regionalpolitisch schwerer koordinierbar ist 
und anderseits auf das für Zwecke der Regionalentwicklung 
vorrangig heranziehbare überörtliche Infrastruktur-
potential nur ca. 40% der öffentlichen Sachkapital-
bildung entfällt (1974 entfie~ rund 60% der öffentichen 
Sachkapitalbildung i~ östereich auf die Gemeinden inklusive 
Wien - Wenger, Höss urid Franz 1977, S. 145) und von diesem aus 
Gründen der Engpaßbeseitigung ein Großteil auf die Zentral -
räume und dazwischenliegende Hauptverbindungskorridore 
konzentriert werden muß. 
3.6 Parallel zur regionalen Wirtschaftspolitik erfolgte 
Aktivitäten auf dem Gebiet der Raumordnung und 
Raump lanung 
Entsprechend der zur Beginn von Kapitel 1 duchgeführten 
Begriffsabgrenzung werden im folgenden kurz jene Maß-
nahmen skizziert, die als Raumplanung (im engeren Sinn 
von Flächennutzungs- und Infrastrukturplanung) die physisch-
materiellen Voraussetzungen für eine erfolgreiche regio-
nale Wirtschaftspolitik schaffen sollten. 
A) Bundesebene: 
Bis in die sechziger Jahre hinein gab es praktisch keine 
Raumordnungspolitik auf Bundesebene sondern nur sektorale 
Infrastrukturpolitik, sozusagen mit Stückwerks-Charakter. 
Indirekt gab der Bund allerdings durch die Förderungs-
bestimmungen der FAG-Mittelvergabe - eine Bindung an den 
Nachweis regionaler Entwicklungsprogramme - wesentliche 
Impulse für die Intensivierung raumordnerischer Be-
strebungen in Österreich (ÖIR 1966, S.3; ÖROK 1975, S.43). 
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Offiziell kam es erst 1965 zur Etablierung der Raum-
ordnungspolitik auf Bundesebene durch Einsetzung des 
Ministerkomitees für Raun:iordnung, das in der Folge 
wichtige Untersuchungen wie z.B. das Bundesraumordnungs-
gutachten, die Neubewertung des Bundesstraßennetzes, ein 
Verkehrskonzept u.a.m. in Auftr-ag gab (Beirat für Wirt-
schafts- und Sozialpolitik 1972, S.37). 
Anfangs der siebziger Jahre ging vom Bund die Initiative 
zur Gründung der ÖROK (1971) aus, in deren Rahmen er 
wesentliche Arbeiten vorantrieb und Konzepte einbrachte. 
Im Kompetenzbereich des Bundes kam es ferner zur Verab-
schiedung der Bundesverfassungsgesetznovelle 1974, welche 
die Möglichkeit eines öffentlich-rechtlichen Vertrags 
zwischen Bund und Ländern bzw. Ländern untereinander 
eröffnete, sowie zur Aussendung des ersten Entwurfs eines 
Bundesraumordnungsgesetzes in der zweiten Jahreshälfte 
1974, der allerdings nicht im Parlament eingebracht 
wurde. 
Parallel dazu nahm der Bund in Zusammenarbeit mit den 
Bundesländern problembezogene Regionalprogramme einer-
seits für schwach entwickelte ländliche Gebiete (Ost-Grenz-
gebiete) und anderseits für von Strukturkrisen betroffene 
Industrie- und Bergbaugebiete (Aichfeld-Murboden, Müijlbach-
Hochkönig, Köflach-Voitsberg) in Angriff. 
B) Landesebene: Fallbeispiel Niederösterreich 
Eine Landesplanungsstelle im Bereich der Baudirektion wurde 
bereits bald nach Ende des 2.Weltkrieges eingerichtet 
(Stiglbauer 1980, S.8) und ab 1951 wurden wesentliche 
Raumordnungsgutachten als Bausteine eines niederöster-
reichischen Landesentwicklungsprogrammes in Auftrag 
gegeben. 
1958 konstituierte sich auf Landesebene ein "Verein zur 
Förderung der Wirtschaft in den unterentwickelten Gebieten 
Niederösterreichs", der einer "Koordinierung sämtlicher 
Entwicklungsmaßnahmen in Niederösterreich auf Landes-
ebene sowie der Förderung aller der Beseitigung der 
niederösterreichischen Entwicklungsgebiete dienenden Maß-
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nahmen und der Unterstützung der einschlägigen Bestreb-
ungen der bestehenden regionalen Entwicklungsvereine" 
dienen sollte (Litschauer J975, s. 9). 
Erst 1968 kam es zu der Verabschiedung eines nieder-
österreichischen Raumordnungsgesetzes und in der Folge 
zur Erarbeitung von 12 sektoralen Raumordnungsprogrammen. 
Ab 1976 begann die Phase der Erstellung von regionalen 
Raumordnungsentwürfen, in denen die in den Sektoral-
programmen enthaltenen allgemeinen Festlegungen einer 
Konkretisierung zugeführt werden. 
Die gegenwärtige Perspektive zielt in Richtung einer 
Abkehrung von juristischen Festlegungen und einer direkten 
Zuwendung zu konkreten Umsetzungsmaßnahmen, ' sowie in 
Richtung eines effektiveren Managements von Entwicklungs-
impulsen und einer Kontrolle deren Verwirklichung (Silber-
bauer~ im Gesprach, 1982). 
-so-
~- Strukturelle Wirkungsanaly sen der Instrumente der 
österreichischen Regionalpolitik für periphere 
wirtschaftsschwache Gebiete in Niederösterreich 
4.1 Methodische Vorbemerkungen 
Wie bereits unter Punkt 1.4 angeführt, wurde im Hinblick 
auf die allgemeinen - und unter österreichischen Be-
dingungen besonders - unbefriedigenden Ansätze der 
quantitativ-formalanalytischen Methode ein als "strukturelle 
Wirkungsanalyse" bezeichnetes vorgehen gewählt. 
Zwecks Identifikation der grundlegenden Elemente der 
Wirkungsfelder der Instrumentvariablen wurde ein Analyse-
schema (siehe Darstellung 5) entwickelt, dessen Abszisse 
die Instrumente der österreichischen Regionalpolitik in 
chronologischer Anordnung anführt, und dessen Ordinate 
ein regionalpolitisches Klassifikations- und Bewertungs-
schema darstellt (vgl. Hess 1979 und Meier 1980). 
Es wurden nur solche Instrumente einbezogen, die einen 
tatsächlichen Mitteleinsatz nach sich zogen und die 
ausdrücklich regionalpolitische Zielsetzungen oder Ent-
scheidungskriterien definieren. 
Räumlich beschränkt sich die Analyse auf das Fallbeispiel 
der entwicklungsschwachen Gebiete Niederösterreichs und 
auf Instrumente,die von Bund und Land Niederösterreich 
zur Förderung der wirtschaftlichen Entwicklung in diesen 
Gebieten eingesetzt wurden. 
Die Bestimmung der thematischen Analysefelder erfolgte in 
mehreren Schritten. 
Als theoretischer Bezugsrahmen wurden zwei Hauptdenk-
richtungen der neueren Entwicklungstheorie, die gegen-
sätzlichen Paradigmen der vorwiegend exogen bestimmten 
"Entwicklung von oben" und einer vorwiegend endogen 
bestimmten "Entwicklung von unten" herangezogen. 
Die klassisch-orthodoxe Position der "Efit~icklung von 
oben" ("centre-down development paradi.gm" '- Hansen 1981) 
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kann folgendermaßen kurz charakterisiert werden: 
Von einer monolithischen Auffassung von Entwicklung als 
Industrialisierung/Urbanisierung ausgehend wird versucht, 
die unterentwickelten Gebiete im Sinne der Theorie 
komparativer Vorteile durch die Förderung exportorientierter 
Industrieansiedlungen und aufaußerregionale Nachfrage abge-
stellte Fremdenverkehrsinvestitionen funktionell möglichst 
stark in den Weltmarkt einzugliedern. Im Vertrauen auf 
Umverteilungsmechanismen auf nationaler Ebene wird der 
Kernraum und Peripherie verbindende Infrastrukturausbau 
forciert und die Förderung vor allem multiregionaler und 
-nationaler Unternehmen vorgenommen, um diese zu Kapital-
und Technologietransfers in die entwicklungsschwachen 
Gebiete zu veranlassen. Betrieben wird dieses vorgehen 
von meist sektoral definierten Bundes- oder Landesressorts, 
welche die regionalen Mängel diagnostizieren1 die zu ihrer 
Behebung notwendigen Rezepte erstellen und dahingehend 
die Entscheidungskriterien und Förderungsrichtlinien aus-
richten (siehe dazu näher Hansen 1981 und Stöhr 1981 a). 
Die in den letzten Jahren verstärkt vorgeschlagene 
kritische Gegenposition der "Entwicklung von unten" 
(synonym etwa auch "autozentrierte Entwicklung" -
Amin 1970, "self-reliance strategy" - Pugwash Symposium 
1977, "selektive Eigenständigkeit" - Stöhr 1981 a) umfaßt 
etwa folgende Hauptinhalte: 
Es existieren eine Vielzahl von unterschiedlichen Ent-
wicklungsstrategien und -mustern, die den ökonomischen, 
politischen und kulturellen Gegebenheiten der jeweiligen 
regionalen Gesellschaften entsprechen. Das grundsätzliche 
Entwicklungsziel ist die volle Nutzung der menschlichen und 
natürlichen Ressourcen einer Region mittels Modernisierung 
und Weiterentwicklung bestehender Betriebe, mittels kleiner 
bis mittelgroßer arbeitsintensiver Produktionsgänge unter 
Herausbildung spezifischer Produktinnovationen und unter 
Heranziehung angepaßter Technologien, mittels breiter 
Mobilisierung regionaler Rohstoffe und Energiequellen 
bei maximaler Umweltschonung und mittels Aktivierung des 
kreativen Potentials der betroffenen Bevölkerung. Anzu-
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streben ist die möglichst umfassende Beteiligung aller Gesell-
~chaftsschichten an den Entscheidungsprozessen, eine 
stärkere Einbeziehung des innerregionalen Verkehrs- und 
Kommunikationsausbaus und die Ausbildung lokal/regionaler 
eng verflochtener Wirtschaftskreisläufe, die in stärkerem 
Maße auch auf die Deckung des regionalen Bedarfs ausge-
richtet sind. Getragen werden soll diese Entwicklung in 
hohem Maße von der Eigeninitiative der betroffenen Ge-
meinschaft, koordiniert und gelenkt von weitgehend eigen-
ständigen regionalen Vertretungskörperschaften und 
Institutionen (siehe dazu näher Senghaas 1977 und 
Stöhr 1981 b). 
Vor dem Hintergrund dieser beiden Gegenpositionen wurden 
~nalysebereiche ausgewählt, die Aufschlüsse über die Haupt-
stoßrichtung der österreichischen Regionalpolitik ver-
mitteln sollen (vgl. Darstellung 5). 
Grundsätzlich muß zu diesen Analysebereichen jedoch ange-
merkt werden, daß ihre Auswahl einen Kompromiß zwischen 
theoretischen Anforderungen und der konkreten Datenver-
fügbarkeit in Österreich darstellt. Aufgrund der erst 
vor kurzem erfolgten Konkretisierung dieser theoretischen 
Ansätze fehlen noch weitgehend konkrete Daten über in 
diesem Zusammenhang relevante Tatbestände, sodaß vielfach 
nur Tendenzenaussagen oder Negativabgrenzungen getroffen 
werden können. Weiters können einzelne Thesen mitunter 
nur durch Kombination mehrerer Kriterien untermauert 
werden bzw. müssen Ergebnisse anderer Untersuchungen in die 
Argumentation einbezogen werden, um Vermutungen über die 
Auswirkungen bestimmter Förderinstrumente abzusichern. 
Von folgenden inhaltlichen Annahmen wird dabei ausgegangen: 
Im Zusammenhang mit der Rubrik "Entscheidungsspielraum" 
wird die These aufgestellt, daß individuelle projektbezogene 
Entscheidungsakte stärker auf regionale Bedürfnisse und 
Erfordernisse eingehen können als generell-automatische, 
oft gesetzlich festgelegte Förderungsarten, die vielfach 
einer linearen Entwicklungsstrategie "von oben" zuzuordnen 
sind. Dabei darf allerdings das generell hohe Ausmaß 
zentralistischer Aufgabenerfüllung insbesondere im Hinblick 
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Darstellung 5: 
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auf den effektiven Aufwand an Förderungsmitteln im Bereich 
der österreichischen Regionalpolitik nicht außer Acht ge-
lassen werden (vg. dazu Herzog 1981). 
Ähnlich wird bei der Kategorie "Art "der regionalen Definition" 
die Hypothese unterstellt, daß "indirekt räumlich ausge-
richtete" oder "explizit auf sektorale Fördergebiete" ab-
gestimmte Instrumente vorwiegend Strategien der funktionalen 
bzw. sektoralen Integration zuzuordnen sind, während quer-
schni ttsbezogene "raumordnungspoli tische Abgrenzungen'' eher 
dem Postulat der sektorübergreifenden Integration des 
Paradigmas der "Entwicklung von unten" angemessen er-
scheinen. 
Bei der "sektoralen Definition" kann davon ausgegangen 
werden, daß eine einheitliche Ausrichtung auf bestimmte 
Aktivitäten, etwa "industrieller" Natur in Zusammenhang 
mit anderen Kriterien wie "Neuansiedlung von Großbetrieben" 
oder "national/internationaler Absatzausrichtung" strukturelle 
Tendenzen nach sich ziehen kann, die einer eigenständigen 
Entwicklung zuwider laufen. 
Analog dazu ist hinsichtlich der Förderungswerber festzu-
halten, daß etwa eine starke Hinwendung auf "neu anzu-
siedelnde, von außerhalb der Region stammende Betriebe", 
dem Vorrang der funktionalen Eingliederung in das groß-
räumige wirtschaftliche Interaktionssystem entspricht 
(vgl. auch Stöhr 1981 a), während die stärkere Orientierung 
auf bereits ansässige Aktivitäten oder Bevölkerungsgruppen 
das Potential einer regional eigenständigen Entwicklung 
bevorzugt nutzt. 
Bei der Kategorie "Absatz- und Verflechtungsbereiche" ist 
ebenfalls die explizite Betonung einer dominant "national/ 
internationalen Ausrichtung" bei gleichzeitiger Vernach-
lässigung "lokal/regionaler" Aktivitäten ein Indikator für 
das vorwiegen einer Strategie der exogen determinierten 
Entwicklung von oben. 
Problematischer ist die Zuordnung der Elemente der "direkten 
Mobilitätsförderung". Bei der Förderung der "regionalen 
Mobilität von Arbeitskräften", eines Anreizes für "Betriebs-
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verlagerungen" bzw. "Zweigwerksgründungen" und der Ein-
räumung von generellen "Transportkostenbegünstigungen" ist 
anzunehmen, daß dies eher eine großräumig funktionale 
Integration in das weltwirtschaftliche System begünstigt, 
während die Faktoren "beruflich" und "zwischenbetriebliche 
Mobilität von Arbeitskräften", "Diversifikation bzw. 
sektorale Reallokation der Investitionstätigkeit" oder 
"·r:egionale: Preisstützungen" auf spezifisch r~gionale Be-
dürfnisse abgestimmte Maßnahmen , ,vorwiegend endogen be-
stimmter Entwicklungsstrategien vermuten lassen. 
Wie bisherige Erfahrungen gezeigt haben, birgt auch bei 
der Kategorie "Reduzierung von Faktor- und Standortkosten" 
eine nicht näher spezifizierte Förderung der Investitions-
tätigkeit auf Grund der Wirkung des Marktmechanismus 
Selektionstendenzen in sich (etwa Anziehung lohnkosten-
intensiver, stagnierender Branchen, Filialbetriebs-
gründungen, ect.), die der Schaffung qualifizierter Arbeits-
plätze und Entwicklung strukturschwacher Gebiete vielfach 
zuwider laufen. 
Eine möglichst umfassende "Koordinationsvorsorge" ist -
insbesondere bei stärkerer Beteiligung repräsentativer 
lokaler und regionaler Entscheidungsgremien - jedenfalls 
als ein wesentliches Erfordernis einer erfolgreichen "Ent-
wicklung von unten" anzusehen und ein Fehlen derselben 
deutet auf punktuelle und kaum integrierte Steuerungs-
eingriffe hin. 
In einem abschließenden Schritt wurden diese thematischen 
Analysefelder um förderungstechnische Elemente (wie Lauf-
zeit, Förderungshöhe, Förderungsart) ergänzt, an einem 
Vergleichsraster regionalpolitischer Instrumente der EG-
Kommission (Commission of the European eommunities 1979) 
überprüft und mittels eines empirischen Testlaufes auf die 
wesentlichen Aspekte reduziert. Mittels Inhaltsanalyse der 
offiziellen Förderungsbestimmungen sowie Einholung er-
gänzender mündlicher Informationen wurden die Analyse-
kategorien besetzt und in statischer und dynamischer sowie 
isolierter und kombinierter Betrachtung als Basis für Aus-
sagen über die Struktur des regionalpolitischen Instrumenten-
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einsatzes herangezogen. Soweit verfügbar, wurden Förderungs-
statistiken, die allerdings nur den Zeitraum 1970-1980 ab-
decken, sowie Sekundärmaterialien den direkt erhaltenen 
verbalen Angaben zur Seite gestellt. Die Vorteile dieses 
Ansatzes liegen vor allem darin, daß er erstens für 
Österreich gangbar ist und zweitens in anschaulicher und 
leicht nachvollziehbarer Weise strukturierte Informationen 
über die Ausrichtung des österreichischen regionalpolitischen 
Instrumentariums bietet. 
Die Beschränkungen, denen diese Methode unterworfen ist, 
liegen einerseits in der nicht immer eindeutigen Zu-
ordnung von oft variierenden Begriffen der Förderungs-
richtlinien zu den Definitionen der Analysekategorien 
und einer Unterstellung der Vollständigkeit der Kriterien. 
Anderseits liegen sie im grundlegenden Defizit einer solchen 
Textanalyse, die nur Aussagen über die explizit ausge-
sprochenen Zielsetzungen zuläßt, aber keine Aufschlüsse 
bietet über allfällige im Hintergrund stehende implizite 
Zweckwidmungen, und schon gar keine Angaben über die im 
Einzelfall tatsächlich getroffenen Entscheidungen und 
Handlungen, die aus amtsinternen Geheimhaltungs- oder 
mitunter auch aus Datenschutzgründen einer Auswertung nicht 
zugänglich sind. 
Die Zielsetzung der Arbeit bezieht sich daher auf eine 
möglichst umfassende Analyse des betrachteten System-
ausschnitts zu Zwecken der Aufhellung von grundsätzlichen 
Wirkungszusammenhängen und, wie oben bereits ausgeführt, 
nicht auf die Durchführung einer quantitativen Erfolgs-
kontrolle. 
Bei der Behandlung der einzelnen Analysekategorien wurde 
nachstehend folgendes Interpretationsmuster angewandt: 
Nach einer kurzen begrifflichen Erläuterung der unter die 
Analysekategorien (Teilabschnittsüberschriften) sublimierten 
Inhalte werden in den einzelnen Unterpunkten anfangs die 
Instrumenfnertnungen und - falls zuordenbar, da nur für 
wenige Bereiche die Förderungsstatistiken eine entsprechende 
Disaggregierung erlauben - das damit einhergegangene 
Zuschußvolumen im Gesamtzeitraum und in der Verteilung auf 
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einzelne Perioden einander gegenübergestellt und im nächsten Schritt 
auf allfällige Veränderungen oder Strukturbrüche im Zeit-
ablauf hin analysiert. Daran knüpft eine Einschätzung der 
beobachteten Merkmalsausprägungen aufgrund der oben ange-
führten theoretischen Ge~ichtspunkte äri. Erklärungs-
hypothesen bezüglich jener Faktoren, die die eruierten 
Strukturen wahrscheinlich a~ stärksten beeinflussen, bilden 
den Abschluß der einzelnen Unterpunkte. 
4.2 Grundsätzliche Instrumentcharakteristika 
Unter diesem Überbegriff wurden die Kategorien Laufzeit, 
Träger, deren Entscheidungsspielraum bezüglich des Mittel-
einsatzes und die finanzielle Größenordnung der Maßnahmen 
zusammengefaßt (vgl. Darstellung 5). Aus Darstellungs-
gründen wurden die Angaben zur finanziellen Größenordnung 
in einer eigenen Übersicht (siehe Tabelle 3) dargestellt. 1 ) 
Die Laufzeit der Instrumente (Darstellung 5, Zeile 1) 
bezieht sich auf die effektiven Jahre, in denen die Maß-
nahmen dotiert wurden. Der Begriff Träger (Darstellung 5, 
Zeilengruppe 2) zergliedert Maßnahmen in solche, die von 
Bundes- oder Landesbehörden in direkter Weise entweder 
allein oder gemeinsam administriert werden, sowie in 
Sonderkonstruktionen (Fonds, Aktiengesellschaft, GrµbH), 
die mittelbar zur Erfüllung von Privatrechtsaktivitäten 
des öffentlichen Sektors dienen. Die Zeilengruppe Ent-
scheidungssp ielraum (Darstellung 5, Zeilengruppe3) kenn-
zeichnet zwei grundsätzliche Möglichkeiten der Förderungs-
vergabe, nämlich ob eine Förderung bei Vorliegen bestimmter, 
meist gesetzlich definierter Kriterien,, __ automatisch erfolgt 
oder ob ihr ein individueller, projektbezogener Entscheidungs-
akt im freien Ermessen des Förderungsträgers zugrunde-
liegt. 
Die in Tabelle 3 enthaltenen Angaben zur finanziellen Größen-
ordnung der regionalpolitischen Fördermaßnahmen umfassen die 
Ausweisllng des im Zeitraum 1970-1980 ausgeschütteten Zuschuß-
volumens„ entweder in Form effektiv ausbezahlter verlorener 
Zuschüsse (Sp. 4) oder, im Fall verbilligter Kredite, in 
1 ) Die Basisdaten für die Berechnung der Tabelle 3 sind in den Tabellen 
1 und 2 auf den Seiten 121 ff. zu finden. 
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Anmerkungen zu Tabelle 3: 
1) Die angegebenen Werte stellen Summationen über die Lauf-
zeit im Zeitraum 1970 bis 1980 dar und beruhen auf den in 
Tabelle 1 angeführten Jahresdaten. Im Falle der FAG -
Zinsenzuschüsse für Betriebe in unterentwickelten Gebieten 
Niederösterreichs (Instrumente 7,8,9) wurde das Kredit-
volumen aus den effektiven Zuschüssen mittels des nominalen 
Zuschußgehalts hochgerechnet. Im Falle der Nö. Landes-
haftung (Instrument 17) steht in der Spalte Kreditvolumen 
das übernommene Haftungsvolumen. Auf die Berechnung der 
Förderungsäquivalente der regional erhöhten vorzeitigen 
Abschreibung (Instrument 1) wird in Anmerkung 8 gesondert 
eingegangen. 
2) Bezüglich der Ermittlung des nominalen Zuschußgehaltes 
vergleiche Tabelle 2, Anmerkungen 3 und 4. 
3) In den Fällen, in denen aus den Förderungsstatistiken keine 
effektive Zuschußvolumina (Sp. 4) hervorging,_ wurde ein 
(fiktives) Zuschußvolumen (Sp. 5) durch Multiplikation 
des Kreditvolumens (Sp. 2) mit dem nominalen Zuschuß-
gehalt (Sp. 3) berechnet. 
4) In den Fällen, in denen aus der Förderungsstatistik keine 
Angaben über das geförderte Investitionsvolumen (Sp. 6) 
vorlagen, wurde ein mit der Förderung einhergehendes 
minimales Investitionsvolumen anhand der Selbstbehalts-
bestimrnungen geschätzt. 
5) Die durchschnittliche Dotation bildet das im Mittel der 
Jahre 1970 bis 1980 zur Vergabe gelangte berechnete oder 
effektive Zuschußvolumen ab. 
6) Die Spalten 9 "- 11 beziehen sich auf die im Durchschnitt 
je Förderfall aufgetretene Investitionshöhe, Kredithöhe 
und Zuschußhöhe. 
7) Die Kennzahl Ausnutzungsgrad, definiert als Quotient der 
durchschnittlichen Kredit- oder Zuschußhöhe gebrochen 
durch die Förderungsobergrenze, konnte nur in den relativ 
seltenen Fällen gebildet werden, in denen die Förderungs-
richtlinien eine maximale Obergrenze enthielten. 
8) Bei der Abschätzung der aus der Einräumung des erhöhten 
Satzes der vorzeitigen Abschreibung resultierenden Aus-
falls an Steuereinnahmen wurde folgendermaßen vorge-, 
gangen: 
Die nur für das gesamte Bundesgebiet ausgewiesene Inanspruch-
nahme der vorzeitigen Abschreibung (Quelle: E. Haas 1980) 
wurde auf NÖ. mit dem Mittelwert der in den Jahren 1964 
u~d 1976 auf dieses Bundesland entfallenen Anteils der 
I~vestitionen von 17,5% (ÖStZA, Ergebnisse der nicht land-
wirtschaftlichen Bereichszählung 1964 bzw. 1976) umge-
legt. 
Weiters wurde angenommen, daß auf die Fördergebiete 25% -
entspricht dem durchschnittlichen Anteil der betreffenden 
Bezirke an den Industrieinvestitionen in NÖ. im Zeitraum 
------------------
1973 bis 1978 - der Inanspruchnahme dieses für das ganze 
Bundesland ermittelten Werts entfiel. 
Geht man wie E. Hass (1980) davon aus, daß sich die In-
anspruchnahme der vorzeitigen Abschreibung zu einem Drittel 
auf unbewegliche und zu zwei Drittel auf bewegliche 
Wirtschaftsgüter verteilt, dann kann die im wesentlichen 
nur für bewegliche Anlagegüter in Kraft gewesene regionale 
Sonderabschreibung im Ausmaß weiter angenähert werden. 
Die für die Jahre 1970 bis 1973 auf diese Weise ermittelten 
Größen ergeben das in Spalte 2 ausgewiesene (steuerliche) 
Kreditvolumen. Multipliziert man diesen Steuerkredit mit 
dem Reziprokwert des Abschreibungssatzes, dann erhält 
man die durch vorzeitige Abschreibung induzierte bzw. 
mitfinanzierte Investitionssumme (Sp. 6). 2% dieser Summe 
(siehe Anmerkung 6 zu Tabelle 2) stellen den mutmaßlichen 
regionalen Aufkommensausfall, d.h. im übertragenen Sinn 
den verlorengegangenen Förderungszuschuß, dar. 
Die Berechnung für den Zeitraum 1957 bis 1970 erfolgte 
analog, nur mußten für die Jahre 1957 bis 1964 auch die 
Größenordnungen der österreichweiten Inanspruchnahme mittels 
einer linearen Regression geschätzt werden und die Prozent-
sätze der Verteilung auf NÖ. sowie die Fördergebiete 
innerhalb Niederösterreichs auf die jeweiligen Jahre 
angebrachten Werte korrigiert werden. 
9) Die für die FAG - Zinszuschüsse (Instrumente 7,8,9) an-
gegebenen durchschnittlichen Investitions- , Kredit- und 
Zuschußhöhen besitzen eingeschränkte Aussagekraft, da 
nur für einige wenige Jahre die Zahl der Förderungsfälle 
und das damit korrespondierende Kreditvolumen ausfindig 
gemacht werden konnte. 
10) Bei der Kalkulation der Ausfälle an Steuereinnahmen, die 
durch die Befreiung peripherer Gebiete Niederösterreichs 
von der Fremdenverkehrssteuer erwuchsen, wurde folgender-
maßen vorgegangen: 
11 ) 
Das fü NÖ ausgewiesene Aufkommen aus der Beförderungs-
steuer (Quelle: Verbindungsstelle der Bundesländer 1978) 
wurde anhand der Beschäftigtenverteilung der Wirtschafts~ 
klasse 81 - Straßenverkehr - der Arbeitsstättenzählung 
1973 auf die begünstigten Bezirke angerechnet. Demnach 
würde in den begünstigten Gebieten 15% des auf NÖ ent-
fallenen Steueraufkommens generiert worden sein. In An-
lehnung an die Berechnung von K. Sämann (1967) wurde so-
dann die Annahme getroffen, daß diese Quote um 10% höher 
gewesen wäre, wenn keine Befreiung von der Fernver-
kehrssteuer vorgeno~~en worden wäre. Die so ermittelte 
Summe wurde als verlorengegangener regionalpolitischer 
Förderungszuschuß interpretiert. Die Berechnung für den 
Zeitraum 1967 bis 1970 ging völlig analog vor sich. 
Diese Größe setzt sich zusammen aus der Summe vergebener 
Kredite, aus Zuschüssen hochgerechneter Kreditvolurnina 
und übernommenen Haftungen. 
12) Das hier angegebene Kreditvolumen beinhaltet die zur Ve~-
gabe gelangten Agrarinvestitionskredite (AIK). 
1 3) Die im Rahmen dieser Maßnahmen vergebenen Mittel sind in den Grenzland-





Form berechneter, diskontierter Subventionsäquivalente 
(Sp. 5), weiters der durchschnittlichen fallbezogenen 
Zuschußhöhe (Sp. 11) ,des nominalen Zuschußgehalts der 
Einzelmaßnahme als Prozentsatz der Kreditsumme (Sp. 3), 
sowie des nominalen Subventionsäquivalents, das aus der 
Abminderung des Zuschußgehaltes infolge von Selbstbehalts-
bestimmungen resultiert (Sp. 10 der Tab. 2: Die Berechnung 
erfolgt in Anlehnung an die Methode der EG-Kommission, 
Generaldirektion Wettbewerb. Zur genauen Vorgangsweise 
vergleiche die Anmerkungen zu Tabelle 2 bzw. Wintersberger 
1975, S.55-68). 
A) Laufzeit: 
Die meisten der eingesetzten Maßnahmen liefen über einen 
längeren Zeitraum und finden zum Großteil auch gegenwärtig 
noch Anwendung (man betrachte dazu Darstellung 4) • So wurden 
von 38 erfaßten Maßnahmen nur 12 im Beobachtungszeitraum 
beendet oder ersetzt, davon 7 allein durch die Streichung 
des FAG-Zweckzuschusses. Die durchschnittliche Laufzeit 
bis 1980 betrug so 12,5 Jahre. Weitaus stärkere Schwankungen 
traten allerding sowohl inhaltlich durch Änderung der 
Förderungsschwerpunkte als auch finanziell durch unter-
schiedliche Dotierung bzw. Auslaufen der indirekten 
Instrumente der Steuerbegünstigung auf. 
Während die Abschaffung des Sondersatzes der vorzeitigen 
Abschreibung und die Beendigung der Fernverkehrssteuer-
begünstigung einen (größenordnungsmäßig nur sehr grob 
abschätzbaren) Ausfall an Zuschußvolumen von ca. öS 43,9 Mio 
bedeutete (vgl. Tab. 3, Sp. 4 bzw. 5) umfaßten die restlichen 
10 aufgelassenen Maßnahmen ein Zuschußvolumen von 
öS 218,5 Mio oder 7,1% des Gesamtvolumens im Zeitraum 
1970-1980. 
Perioden auffälliger Veränderungen waren in erster Linie 
die Jahre 1966/67, 1970/71 und 1973/74. Vollkommen beendet 
wurden einige über längere Zeit aufrechterhaltene Maß-
nahmen der "Ersten Stunde" (Bewertungsfreiheit mit Jahres-
ende 1973 und FAG-Zweckzuschüsse mit Jahresende 1978) sowie 
von vornherein limitierte Maßnahmen der Jahre 1973/74 
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(NÖ Grenzland-Raumordnungsprogramm mnd Waldviertelplan). 
Rational und vom theoretischen Blickwinkel her betrachtet 
ist die Konstanz erstaunlich, da die Veränderungen des 
Gesamtsystems (Konjunkturschwankungen, Regierungswechsel, 
Veränderung außenwirtschaftlicher Gegebenheiten und zum 
Teil auf andere Gründe, wie etwa die Bevölkerungsent-
wicklung, zurückzuführende Änderungen der räumlichen 
Problemsituation) eine häufige Abänderung hätten erwarten 
lassen. Grundsätzlich positiv einzuschätzen ist die hohe 
Kontinuität im Hinblick auf den Bekanntheitsgrad der 
Förderung und damit ihr Eingehen in d~e Unternehmens-
disposition, auf die Verringerung administrativer Friktionen 
bei der Programmdurchführung und im Hinbli~k auf die 
Erzielung eines langfristigen Förderungserfolges, da es 
sich bei Regionalpolitik ja grundsätzlich um auf mittel-
oder langfristige Strukturänderungen abgestellte Maßnahmen 
handelt. Gleichzeitig ist die lange Beibehaltung fast jeder 
Maßnahme ein wohl negativ zu wertendes Indiz dafür, daß 
Effizienzanalysen im Bereich der Regionalpolitik bisher 
praktisch nicht angestellt wurden, wie oben unter 2.1 
gezeigt. 
Als Erklärungshypothese für diese Phänomene bieten sich 
einerseits die vom System der Sozialpartnerschaft be-
wirkte Stabilität und anderseits bürokratieimmanente Ver-
selbständigungstendenzen an, die gemeinsam dazu beitragen, 
daß sozio-ökonornische Strukturbrüche nicht eine Infrage-
stellung des Instrumentct.rlums an sich herbeiführen, 
sondern eher Änderungen in den Schwerpunktsetzungen bzw. 
Dotierungen bewirken. Die ausgewiesenen Zeitpunkte 
stärkeren Wandels des regionalwirtschaftlichen Förderungs-
instrumentariums sind somit offensichtlich Resultate 
des Zusammentreffens mehrerer Faktoren, z.B. von extremen 
Konjunkturlagen mit Wahlterminen bzw. politischem Macht-
wechsel (1966 Konjunktureinbruch und Wechsel einer Koalitions-
zu einer ÖVP-Alleinregierung. 1970/71 Konjunkturhoch und 
Übergang zu einer SPÖ-Alleinregierung). 
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B) Träger 
Bezüglich der Zahl der durchgeführten Maßnahmen liegen die 
erfaßten Träger eng beisammen. 
Es führt der Bund (14), der 2/3 seiner Maßnahmen mittels 
Sonderkonstruktionen setzte, ganz knapp vor gemeinsamen 
Aktionen Bund-Land (13) und reinen niederösterreichischen 
Landesprogrammen (11: vgl. Darst. 5) 
Betrachtet man allerdings den finanziellen Mitteleinsatz 
innerhalb Niederösterreichs, dann kristalliert sich ,~in 
sehr starkes Übergewicht des Bundes 1 ) heraus. Auf ihn 
dürften im Zeitraum 1970-1980 für Niederösterreich 
öS 2019,4 Mio, das sind 66,3% des gesamten in Niederöster-
reich vergebenen Zuschußvolumens, entfallen sein. Das 
Land Niederösterreich brachte demgegenüber öS 1027,2 Mio 
oder 33,7% der Gesamtsumme an Fördermitteln auf. Die auf-
kommenswirksamen regionalen Steuerbegünstigungen wurden 
in diese Kalkulationen nicht miteinbezogen, da ihre Kosten 
aufgrund des österreichischen Finanzausgleichssystems von 
Bund, L?ndern und Gemeinden gemeinsam getragen werden und 
eine Zurechnung nach einzelnen Ebenen kaum möglich ist. 
Beim hohen Bundesanteil muß allerdings in Betracht ge-
stellt werden, daß er nicht die tatsächlichen budgetären 
Förderungskosten widerspiegelt, sondern diese durch Einbe-
ziehung des Sondervermögens des ERP-Fonds und der mit 
eigenen Refinanzierungsmöglichkeiten ausgestatteten 
Kommunalkredit AG überzeichnet. Zieht man deren Summe 
von öS 625,5 Mio ab, so erhält man für Niederösterreich 
einen "bereinigten Bundesanteil" in der Höhe von ös 1393,9 Mio 
oder 45,8%. 
In zeitlicher Hinsicht dominierte hinsichtlich der Zahl der 
Maßnahmen und des "litteleinsatzes bis etwa 19 70 eindeutig der 
Bund, während seither ein weit stärkeres Initiativ-
werden der Landesebene (in diesem Falle Niederösterreich) 
bzw. die Einführung gemeinsamer Förderungsbemühungen 
zwischen Bund und Land zu verzeichnen ist. 
1 )ßezüglich der Berechnung der anteiligen Bundesförderung 
für das Bundesland Niederösterreich siehe Tabelle 3 Anmerkungen 
8 und 10. 
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Konfrontiert man die österreichische Situation mit den 
Argumenten, die gegen zentralistische Aufgabenerfüllung 
ins Treffen geführt werden (etwa abstrahierte, vorwiegend 
sektorale Problemwahrnehmungen; regionale Besonderheiten 
vernachlässigende uniforme Aktionsmuster; Verdrängung 
bzw. Schwächung eigenständiger regionaler Aktions-Ansätze 
und Institutionen u.a.m. - siehe Stöhr/Tödtling 1978), 
dann ist bezogen auf die Zahl der Maßnahmen und die ein-
gesetzten Mittel ein negativ einzuschätzender hoher 
Zentralitätsgrad im Bereich der Regionalpolitik festzu-
halten. Abzuschwächen ist diese Aussage jedoch insofern, 
als Österreich ein relativ kleines und auch für eine 
Zentralverwaltung noch einigermaßen überschaubares Land 
ist und ein wesentlicher Teil der Aktionen gerreinsam mit 
dem betreffenden Bundesland, wenngleich auch ohne unmittel-
bare Einbeziehung der direkt betroffenen regionalen Ebene, 
betrieben wird. Selbst in Bundesländern, in denen regionale 
Entwicklungsbeiräte eingerichtet wurden wie etwa in Nieder-
österreich, haben diese meist nur ein sehr generell ge-
haltenes Reaktionsrecht auf allgemeine Entwicklungskonzepte, 
meist aber nicht auf konkrete förderungspolitische Maß-
nahmen, und schon gar kein wirkungsvolles Initiativrecht 
für regionalpolitische Maßnahmen. 
Die Daninanz des Bundes kann aus- der -"1klassischen" Gleichsetzung von·--
Regionalpoli tik rni t ieg.ionaler Wirtschaftspolitik, die vom Bii~k-
"Winkel des Gesamtsystems her ausgeübt wird, erklärt werden. Der 
Wechsel im Impetus vom Bund auf ä_as Land um 1970 kann dahingehend 
interpretiert werden, daß es für das Land Niederösterreich v~her 
infolge parteipolitischer Identit~t zwfschen Bundes~ urid 
Landesregierung wenioer notwendig war, eigene Initiativ~ zu 
setzen, während nach 1970 ein politisches Gegensteuern bzw. Nach-
ziehen erforderlich wurde. 
C) Entscheidungsspielraum 
Die Frage, ob eine regionalpolitische Förderung bei Vor-
liegen entsprechender Kriterien automatisch zugesprochen 
werden sollte oder selektiv dem Potential förderungs-
würdiger Projekte anzupassen wäre, wurde in Österreich 
bisher in der Praxis vorwiegend zugunsten letzterer, nämlich 
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einer individuellen - selektiven Förderungsvergabe ent-
schieden, Dafür beschränkte sich der Handlungsspielraum 
der Förderungsträger teilweise nur auf eine Ja/Nein-Ent-
scheidung und erstreckte sich nicht allzu oft auf die 
Möglichkeit einer Variation der Förderungshöhe oder sonstiger 
Bedingungen je nach Erfordernis des Projekts. 33 individuell-
selektive Maßnahmen stehen so 5 generell-automatischen 
(je zwei Steuerbegünstigungen und landwirtschaftliche Be-
wirtschaftungszuschüsse sowie das NÖ Grenzland-Raumordnungs-
programm) gegenüber (vgl. Darst. 5, Zeilengruppe 3). Die 
5 generell-automatischen Instrumente decken dabei ein Zu-
schußvolumen von öS 370,9 Mio oder nur 12,0% des Gesamt-
volumens ab (vgl. Tab. 3, Sp 4 bzw. 5). 
Der Einsatz generell-automatischer Instrumente geschah in 
wichtigen konjunkturellen und politischen Zeitpunkten 
(in den Jahren des Konjunktureinbruchs von 1957 und 1967, 
in der Phase hochkonjunktureller Anspannung und politischen 
Machtwechsels von ÖVP zu SPÖ 1970/71 und im Zeitraum des 
sich abzeichnenden Konjunkturabschwungs und des Wahlkampfs 
in Niederösterreich 1973/74) und wurde seither mit Ausnahme 
der auf den Agrarsektor gerichteten regionalpolitischen 
Instrumente (.Bewirtschaftungszuschüsse ) praktisch beendet. 
Versucht man die große Zahl von Pro- und Contra-Argumenten 
gegen die eine oder die andere Instrumentenausprägung auf 
eine knappe Formel zu bringen, dann könnte man sagen, daß 
generell-automatische Maßnahmen zwar unpräzise und kosten-
intensiv sind, aber auf die Unternehmer insgesamt höhere 
allgemeine Anreizeffekte ausüben, während individuell-
selektive Instrumente theoretisch problemadäquater und 
flexibler zu handhaben sind, ihre praktische Wirksamkeit 
aber aufgrund von Informations- und ~anagementengpässen 
vielfach beträchtlich reduziert ist (siehe auch Dorn 1980 a), 
Im Grunde besagt dies, daß zentralgesteuerte Maßnahmen 
zur Förderung von Regionalwirtschaften vielfach relativ 
aufwendig und/oder wenig effizient sind. Nicht zuletzt 
aus diesem Grund wird im vorliegenden Projekt auf die 
Vorteile verstärkter eigenständiger regionaler Initiativen 
und Befugnisse zur Regionalentwicklung hingewiesen. 
-68-
Die in Österreich ausgeprägte Vorliebe für individuell-
selektive Maßnahmen entspricht möglicherwet:se einer im 
sozialpartnerschaftlich geprägten politischen System Öster-
reichs inhärenten Tendenz, stärkere legistische Selbst-
bindungen tunlichst zu vermeiden und nichtöffentliche 
Eingriffsmöglichkeiten offenzulassen, um so die Erhaltung 
von Flexibilität zu gewährleisten. Mit ausschlaggebend 
war wohl auch der 1970 erfolgte partei~olitische Macht-
wechsel und der damit einhergegangene Wandel in der 
wirtschaftspolitischen Stoßrichtung von marktkonformen 
(automatischen) zu stärker interventionistischen (selek-
tiven) Instrumenten (gefordert bereits im Wirtschafts-
programm der SPÖ von 1968, zitiert bei Brusatti und Bach-
inger 1970, S. 297-?.99). 
D) Finanzielle Größenordnung 
In Niederösterreich wurde im Zeitraum 1970 bis inklusive 
1980 von Bund und Land ein Zuschußvolumen von rund öS 3,1 Mrd. 
für regionalpolitische Zwecke (im weitesten Sinn) bereit-
gestellt. Hiermit wurde ein Kreditvolurren · von schätzungs-
weise öS 18,8 Mrd. und ein Investitionsvolumen von 
schätzungsweise öS 36,3 Mrd. mobilisiert ( siehe die An-
merkungen 1 und 4 zu Tabelle 3). 
Versucht man die seit dem Beginn einer expliziten öster-
reichischen Regionalpolitik im Jahre 1957 auf Nieder.,,. 
Österreich entfallenen Bundes- und Landesmittel abzu-
schätzen, was infolge mangelnder Daten bzw. Disaggregierungen 
nur annäherungsweise möglich ist, dann erhält man eine 
Größenordnung von insgesamt etwa öS 3,8 Mrd. an Zuschuß-
volumen, ca. öS 21,4 Mrd. an geförderten Krediten und 
rund öS 48,5 Mrd. an mitfinanzierten Investitionen. 
Betrachtet man die Einzelmaßnahmen (vgl. Tab. 3, Sp,4 und 5), 
dann variieren die durchnittlichen jährlichen Dotationen, 
ausgedrückt in Zuschußvolumina, zwischen öS 60,5 Mio 
(Agrarisches Grenzlandprogramm) und öS 0,3 Mio (ERP-
Kredite für die Verkehrswirtschaft; dieser Betrag ist 
sehr viel geringer,da Niederösterreich aus diesem Topf sehr 
selten bedacht wird). Der Mittelwert liegt bei öS 11,8 Mio. 
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Setzt man die Dotationen der einzelnen Instrumente in 
Relation zu den damit verbundenen Förderungsfällen, dann 
kommt man zu folgenden Ergebnissen: 
Das durchschnittliche ZuschußVolumen pro Förderungsfall 
(Tab. 3, Sp, 11) schwankt zwischen öS 1, 4 Mio (ERP-Sonder-
programm) und öS O, 002 Mio (Bergbauemzuschuß). Der auf 
Grund der Verschiedenheit der Förderungswerber nicht sehr 
aussagekräftigeMittelwert lautet öS 0,39 Mio. Eliminiert 
man die nicht auf gewerbliche Unternehmen bezogenen 
Förderungen (landwirtschaftliche Bewirtschaftungszuschüsse 
und Gemeindeförderung aufgrund des NÖ Grenzland-Raum-
ordnungsprogrammes) aus dieser Kalkulation, dann steigt 
der Mittelwert auf öS 0,44 Mio an. 
Das durchsahnittliche Kreditvolumen pro Förderungsfall 
(Tab. 3, Sp. 10) bewegt sich in einer Bandbreite von 
öS 7,3 Mio (Kommunalkredit AG) bis öS 0,087 Mio (Zinsen-
zuschüsse für Gewerbebetriebe in unterentwickelten Ge-
bieten Niederösterreichs). Der Mittelwert liegt hier bei 
öS 2, 5 Mio. 
Ein auf Basis nur teilweise vorhandener Investitionsdaten 
bzw. anhand der Selbstbehaltsbestimmungen abgeschätztes 
durchschnittliches Investitionsvolumen pro Förderungsfall 
(Tab. 3, Sp 9) liegt zwischen einem Maximum von öS 40,o Mio 
(ERP-Großkredite) und einem Minimum von öS 0,087 Mio 
(Zinsenzuschüsse für ~werbebet:tiebe in unterentwickelten 
Gebieten Niederösterreichs). Der Mittelwert liegt bei 
öS 6,0 Mio. 
Die in diese Berechnung nicht miteinbezogene NÖ Landes-
haftung übernahm pro Förderfall ein durchschnittliches 
Haftungsvolumen von öS 16,5 Mio, ermöglichte dadurch ein 
durchschnittliches Investitionsvolumen von rund 
öS 30,1 Mio und mußte pro Fall im Durchschnitt öS 1,4 Mio 
zur Abdeckung fällig gewordener Haftungen bereitstellen. 
Vergleicht man das durchschnittliche Kredit- bzw. Zuschuß-
volumen mit den bei vielen Förderungsaktionen normativ 
vorgegebenen Förderungsobergrenzen, dann variiert ein so 
definierter durchschnittlicher Ausnutzungsgrad (Tab.3, 
Sp. 12) in einer Bandbreite von 98% (ERP-Mittelkredit) bis 
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21% (NÖ Zinszuschüsse für Innovationsförderung); Der 
mittlere, durchschnittliche Ausnutzungsgrad beläuft sich 
auf 51% der höchstmöglichen Förderungssumme. 
Der nominale Zuschußgehalt der Einzelmaßnahmen, ausgedrückt 
als Prozentsatz der geförderten Kreditsumme, schwankt 
zwischen 36,5% (ERP-Sonderprogramm mit fünfjähriger Tilgungs-
freiheit im Falle von Betriebsneugründungen) und 7,3 % 
(NÖ Pro-Industrie-Aktion; vgl. Tab. 3, Sp. 3). 
Spezialfälle, die auf Grund ihrer speziellen Cahrakteristika 
mit den vorhin genannten Maßnahmen nicht gut vergleichbar 
sind, stellen die Sonderaktion des Bundeskanzleramtes mit 
einer:i. ZuschuRgehalt von 100% (Verdoppelung des aufgebrachten 
Eigenkapitals) und der im Zeitraum 1957 bis 1973 wirksam 
gewesene Sondersatz der vorzeitigen Abschreibung mit einem 
differentiellen Zuschußgehalt von rund 2% der Investitions-
summe dar. Der Mittelwert aller Maßnahmen weist eine Höhe 
von 20, 7% auf. 
Das vorteilhafteste, nominale ZuschußäquivalentJdas aus 
der Abminderung des nominaLen Zuschußgehaltes aufgrund fest-
gelegter Mindestsätze des Eigenmittelanteils resultiert 
(vgl. Tab. 2, Sp.10), schwankt zwischen 25,5% (ERP-Sonder-
programm mit fünfjähriger Tilgungsfre~heit) und 4,8% 
(arbeitsmarktpolitische Strukturförderung durch Kredite). 
Der Mittelwert liegt bei 12,9% der durchschnittlich ge-
förderten Kreditsummen. 
Auf die Berechnung eines effektiven Zuschußäquivalents 
durch Einbeziehung des Anteils förderungsfähiger Projekt- -
kosten (Grund, Baulichkeit, Maschinen, Betriebsmittel ... ), 
der Zwischenfinanzierungskosten infolge von Auszahlungs-
verzögerungen und der nachträglichen Besteuerung der 
Subvention wurde verzichtet, ,da infolge fehlender genauer 
Informationen eine diesbezügliche Abschätzung nur sehr 
spekulativ möglich gewesen wäre und darüberhinaus :als 
undifferenzierbare Abminderung mittels eines konstanten 
Faktors keinen zusätzlichen Erkenntnisgewinn gebracht 
hätte. 
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In zeitlicher Hinsicht fällt eine starke Ausweitung des 
Förderungsvolumens in der Phase 1973 bis 1975 sowie in 
den Jahren seit j978 auf. Eine genaue Aufschlüsselung 
nach Einzeljahren wurde nicht vorgenommen, weil eine 
Reihe von Sonderfaktoren wie unterschiedliche Abgrenzung 
der Geschäftsjahre, Umstellung auf EDV-Bearbeitung, Uber-
ziehungsmöglichkeiten von Förderungsansätzen u.a . m. eine 
exakte Zuordnung nur schwer möglich macht. 
Diese auf den ersten Blick respektablen Größenordnungen 
erweisen sich bei näherer Betrachtung als keineswegs 
dramatisch. Einige Gegenüberstellungen, etwa hinsichtlich 
des Umfangs der einzelnen Mittel, der Ausdehnung der 
regionalen Zielgebiete, des differentiellen Vorteils gegen-
über der allgemeinen Wirtschaftsförderung und der fall-
bezogenen Zuschußhöhen, sollen dies illustrieren. 
Das erfaßte regionalpolitische Zuschußvolumen für Nieder-
österreich betrug im Jahre 1980 öS 465,5 Mio. Es verteilte 
sich zu 52% (öS 266,2 Mio) auf den Bund und zu 48% (öS 199,3 Mio) 
auf das Land Niederösterreich. 
Die Gesamtausgaben des Bundes für direkte Wirtschafts-
förderung (entsprechend der Abgrenzung von Lehner 1980) 
beliefen sich im Jahr 1980 auf öS 9,795 Mrd. oder 3, 9% des 
Bundesbudget von öS 248, 4 Mrd. (unter Ausklammerung der 
Budgetbetr,iebe) . 
Legt man diese nicht regionalisierten Förderungsausgaben 
anhand des während der Jahre 1973,1975 und 1977 durch-
schnittlich auf Niederösterreieh entfallenden Finanzaus-
gleichsanteils von rund 17,5% auf besagtes Bundesland um, 
so erhält man eine Quote von öS 1,717 Mrd .. 
Der vorhin genannte regionalpolitische Mitteleinsatz 
des Bundes von öS 266,2 Mio betrug demnach ca. 15,5% des 
im Jahre 1980 hypothetisch auf Niederösterreich enfallenden 
Anteils an der gesamten Bundes-Wirtschaftsförderung. 
Das Land Niederösterreieh stellte im Jahre 1980 laut 
Rechnungsabschluß Wirtschaftsförderungsmittel in der Höhe 
von öS 898,63 Mio, das sind 4,8% des Gesamtbudgets von 
öS 18,822 Mrd., zur Verfügung. Der für regionalpolitische 
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Zwecke eingesetzte Anteil betrug soroit 22,2% der gesamten 
Wirtschaftsförderungsausgaben des Jahres j980. 
Gemessen daran, daß gemäß der Definition des NÖ Gewerbe~ 
und Industrie-Raumordnungsprogrammes von 1975 rund 14 
von 21 politischen Bezirken mit über 60% der Bevölkerung 
des Landes (Kaniak 1980, S.8) als Grenzland bzw. entwicklungs-
bedürftiges Gebiet eingestuft sind, müssen die vorhin 
genannten Prozentsätze als relativ gering angesehen werden. 
Die ausgewiesenen regionalwirtschaftlichen Förderungs-
summen und -anteile sind indes noch aufgrund einer Reihe 
weiterer Faktoren, insbesondere im Hinblick auf die 
mangelnde Strenge und Exklusivität der erfaßten Instrumente 
und deren differentiellem Vorteil gegenüber allgemeinen 
Wirtschaftförderungsmaßnahmen, zu relativieren. 
Dffir differentielle_ Vorteil , der regionalpolitischen 
Instrumente gegenüber allgemeinen Wirtschaftsförderungs-
maßnahmen ist generell als gering ~u erachten. 
So wies die österreichische Nationalbank im Zuge einer 
"Sondererhebung über subventionierte Kredite" im Jahre 
1977 für ganz Österreich 386 öffentlich subvention±erte 
Kreditaktionen mit einem Kreditvolumen von insgesamt 
öS 180 Mrd. aus. Auf diese Weise wurden 40% der gesamten 
Fremdmittelversorgung der privaten Haushalte und der 
Wirtschaft gefördert. Von dem subventionierten Kredit-
volumen entfielen öS 65 Mrd. (rund 1/3) auf die Wirt-
schaftsförderung, die im Rahmen von 152 Kreditaktionen 
bewerkstelligt wurde (Dorn 1980 b, S. 58) . In dieser Auf-
stellung sind einmalige projektgebundene Zuschüsse, 
worauf die Förderungspolitik in den letzten Jahren ver-
stärkt abstellte, nicht enthalten. Der Ausbau des allge-
meinen Förderungsinstrumentariurns ist seither weiter 
vorangeschritten. 
Dieser Form der direkten Wirtschaftsförderung ist noch 
die in Österreich dominante Spielart der indirekten, 
steuerlichen Wirtschaftsförderung mittels vorzeitiger 
Abschreibung, Investitionsrücklage und -freibetrag u.a.m. 
(genauer dazu Kager/Kepplingcr 1981, S.214 ff) zur Seite 
zu stellen. Nach Berechnungen von Haas 1980 beliefen sich die 
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mittels vorzeitiger Abschreibung und Investitionsfreibetrags 
steuerlich mitfinanzierten Investitionen im Jahre 1974 
auf öS 47,1 Mrd oder auf 59,1% des gesamten privaten 
österreichischen Investitionsvolumens von 79,6 Mrd. Dem 
entsprachen Netto-Gesamtförderungskosten von annäherungs-
weise öS 4,813 Mrd. Nach Kalkulationen von Tichy 1979, 
S. 108-109, entfielen im Jahre 1974 von einem Brutto-
Förderungsvolumen von grob geschätzten öS 17 Mrd, das 
sind etwa 10% der gesamten Bruttoanlageinvestitionen, 
ca. 4/5 auf die steuerliche indirekte Förderung und 1/5 
auf die direkte öffentliche Subventionierung. 
Bedenkt man daß, nach eigenenSchätzungen (siehe Anmerkungen 
8 zu Tab. 3), der im Zeitraum 1970-1973 gültig gewesene 
Sondersatz der vorzeitigen Abschreibung für begünstigte 
Gebiete gegenüber den allgemeinen Abschreibungsbestimmungen 
nur einen differentiellen Vorteil von etwa 2% der Investitions-
summe ausmachte und seither keine regionalpolitisch moti-
vierten steuerlichen Investitionsbegünstigungen mehr 
existieren, dann wird der knappe Spielraum für regionale 
Anreizeffekte offensichtlich. 
Berücksichtigt man weiters die in Unterpunkt 4.3.A) 
analysierte Art der regionalen Definition, so entfiel 
ein Anteil von 57,3% der im Zeitraum 1970-1980 ermittelten 
Gesamtförderungssumme auf (direkt definierte) regional-
politische \Instrumente im engeren Sinn und ein Anteil 
von nur 16,2% auf allgemein raumordnungsbezogene, aus-
schließlich offiziellen Förderungsgebieten zugute kommende 
Maßnahmen. Dabei ist zusätzlich noch die bereits erwähnte, 
sehr umfassende Definition der niederösterreichischen 
Entwicklungsgebiete im Auge zu behalten. 
Ähnlich skeptisch wie die angeführten Globalsummen sind die 
f allbezogenen Zuschußhöhen zu beurteilen. -Geht man von den 
Kosten eines industriellen Arbeitsplatzes im Jahre 1978 aus, 
dessen Ausstattungswert (Neuwert der Sachanlage) zu Preisen 
von 1978 ca. öS 0,6 Mio und dessen Neuanschaffungswert 
(Kosten der Schaffung eines neuen, konkurrenzfähigen 
Arbeitsplatzes) ca. öS 1 ,o Mio betrug (Schenk1979 b S.21), 
dann erreichten nur die Kommunal-Kredite, die ERP~Kredite, 
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die niederösterreichische Landeshaftung und die Pro-
Industrie-Aktion sowie (mit Einschränkungen) die Arbeits-
platzzuschüsse der NÖ Landesregierung und der Arbeitsmarkt-
verwaltung investive Größenordnungen, die einer erfolg-
versprechenden Förderung zukunftsorientierter, auf längere 
Zeit hin lebensfähiger Industrieansiedlungen bzw. 
-erweiterungen angemessen scheinen. 
Analoges gilt für den nominalen Zuschußgehalt bzw. das 
Subventionsäquivalent. Unternehmensbefragungen in der BRD 
haben ergeben, daß ein Fördersatz wesentlich über 15% 
der Investitionssumme liegen muß, um einen nachhaltigen 
Attraktivitätseffekt zugunsten eines Standortes auszu-
üben (Wolf 1974, S.99), bzw. daß ein Investitionszuschuß 
kombiniert mit der Verfügbarkeit von billigen Krediten und 
Sonderabschreibungen - mindestens 27% der Investitions-
summe betragen müßte, um bei sonst gleichwertigen Stand-
ortbedingungen eine 50%-ige (Lenkungs-) Erfolgswahrschein-
lichkeit zu erreichen (Fürst/Zimmermann 1973, S.177 a). 
überträgt man diese Befunde auf Österreich, was zwar 
problematisch aber aufgrund fehlender vergleichbarer 
Studien unumgänglich ist, so wird deutlich, daß nur das 
ERP-Sonderprogramm (24%), der NÖ Betriebsinvestitions-
fonds und die Zinszuschüsse nach dem Gewerbestruktur-
verbesserungsgesetzes (jeweils 15%) nominale Subventions-
äquivalente erreichen, die auch nur annähernd an die ge-
nannten Schwellenwerte herankommen. Die arbeitsplatz-
abhängigen Investitionszuschüsse, die eine an sich 
konkunenzlose Förderungsart der Regionalpolitik darstellen, 
erreichten in Hinblick auf die obengenannten Kosten der 
Schaffung eines neuen industriellen Arbeitsplatzes 2% 
(NÖ Grenzlandförderung) bzw. 10% (Gemeinsame Grenzland- und 
Arbeitsmarktförderung, Sonderförderungsaktion Waldviertel) 
der erforderlichen Investitionshöhe. Darüberhinaus ist 
anzumerken, daß zwecks Erlangung eines ERP-Sonderkredits 
relativ langwierige und aufwendige Prozeduren abzuwickeln 
sind (vgl. Plitzka 1979, S.72), die Förderung auf Basis 
des Gewerbestrukturverbesserungsgesetzes österreichweit 
eDfolgt, die Unterstützung durch den NÖ Betriebsinvestitions-
fonds in geringer Differenzierung ebenfalls landesweit 
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in Anspruch genommen werden kann und tn der realen Förder-
praxis, wie aus Gesprächen mit Förderungsstellen und 
Kontrollberechnungen hervorging, die optimistisch kalkulierten 
Zuschußäquivalente in der Praxis vielfach gar nicht er-
reicht werden. 
Die vom Standpunkt des traditionellen Förderungskonzeptes 
her aufgezeigte unterproportionale Dotierung der Regional-
förderung gegenüber der allgemeinen Wirtschaftsförderung 
und einemangelhafte technische Ausformung der Maßnahmen 
(zu kleine investive Größenordnungen, ungenügende Zuschuß-
höhen u.a.m.) dürfte sich vor allem auf zwei Faktoren-
gruppen zurückführen lassen: 
. einerseits auf die Wirkungsmechanismen politischer Macht-
austragung 
. andererseits auf die dem Instrumenteneinsatz zugrunde-
gelegten Prämissen. 
Regionale Wirtschaftsförderung konkurriert mit anderen 
Anliegen der allgemeinen Wirtschaftsförderung (insbe-
sondere sektoralen, betriebsgrößenbezogenen und technolo~±e-
orientierten) . 
Da sich die meisten Betriebe und deren Interessensver-
tretungen in den Kernräumen konzentrieren und sie die 
stabilitätsrelevante Gruppe im Hinblick auf politische 
Machterhaltung verkörpern (siehe dazu näher Kaniak 1980, 
S. 11-13), werden deren funktionalenErfordernissenvorangig 
Rechnung getragen und ins Gewicht fallende Bevorzugungen 
peripherer Gebiete verhindert, solange sie nicht im 
Interesse der Kernräume liegen. Dieses Phänomen wird 
noch verstärkt durch den Umstand, daß die fortschreitende 
Entleerung der peripheren Gebiete auch ihr politisches 
Gewicht in Form gewählter Mandatare immer mehr abnimmt, was 
eine zusätzliche Benachteiligung bei der Verteilung 
öffentlicher Mittel nach sich zieht ( Krammer und Scheer 1978 s. 19). 
Das Förderungsinstrumentarium der Regionalpolitik wurde 
hauptsächlich in der Phase des enormen Wirtschafts~ 
wachstums und Fortschrittsoptimismus von Anfang der 
sechziger bis Mitte der siebziger Jahre ausgebildet . Es 
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basiert grundsätzltch auf den Voraussetzungen eines 
relativ hohen allgemeinen Wirtschftswachstums und im 
speziellen des sekundären Sektors als Motor der Wirtschaft, 
einer rasch wachsenden Nachfrage, eines großen Potentials 
mobiler Betriebe, eines hohen Liquiditäts- und 
Refinanzierungsbedarfs, ect .. In Zeiten einer Rezession 
bzw. eines sich verlangsamenden Wirtschaftswachstums, in 
denen vor allem der industriell-gewerbliche Bereich von 
Strukturkrisen, Sättigungstendenzen der Nachfrage u,a.m. 
betroffen ist, das Potential mobiler Betriebe ein Minimum 
erreicht und der Engpaßfaktor stärker in Technologie- , 
Know-How- und Managrnentdefiziten als in fehlendem 
Finanzierungskapital liegt, würde eine deutliche Anhebung 
der Fördersätze mangels qualifizierter Nachfrager kaum 
spürbare Erfolge bringen. Ein Indiz dafür stellt das 
mit hohen Förderungsäquivalenten ausgestattete ERP-Sonder-
prograrnrn dar, dessen für die niederösterreichischen Ost-
Grenzgebiete reservierte Jahresquote von öS 100 Mio im 
Durchschnitt der Jahre 1973/74 - 1979/80 nach eigenen 
Berechnungen nur zu 43% ausgeschöpft wurde . 
4.3 Definition der Zielbereiche und Adressaten 
In diesem Abschnitt werden die Art der regionalen und 
der sektoralen Definition der Förderungsinstrumente, die 
einbezogenen Förderungswerber sowie deren Absatz- bzw. 
Verflechtungsbereiche ~usarnrnengefaßt. 
Bezüglich der räumlichen Definition der FÖrderungsmaßnahmen 
wird dabei unterschieden zwischen einer direkten räumlichen 
Instrumentenausrichtung mittels expliziter, taxativer 
Festlegungen von Fördergebieten und einer indirekten, nur 
verbal beschriebenen bzw. über generelle Kriterien definierten 
impliziten regionalpolitischen Zweckwidmung, weiters ist 
von IntereSSE;i!, ob es sich um eine exklusive oder differenzierte 
bzw. vorrangige oder nachrangige regionale Definition 
handelt, sowie ob die räumliche Definition der betreffenden 
Maßnahme mit jener einer offiziellen, umfassend definierten 
Entwicklungsgebietsausweisung (soweit zum jeweiligen Zeit-
punkt vorhanden) übereinstimmt oder nicht. 
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Die Analyse der angesprochenen Absatzbereiche und deren 
Unterteilung in lokal/regionale oder national/internationale 
Export- bzw, Verflechtungsorientierung, dient der Über-
prüfung der Frage, inwieweit österreichische regional-
politische Instrumente explizit dem Zweck dienen, die Ent-
wicklung peripherer Gebiete durch noch stärkere Ein~ 
bindung in das großräumige funktionelle System zu fördern 
oder auf eine stärker eigenständige Entwicklung abzielen 
(zum theoretischen Hintergrund siehe Stöhr 1981 a, S . 7). 
4.3.1 Art_der_regionalen_Definition 
Bei der Betrachtung der Zahl der Instrumentnennungen läßt 
sich ein deutlicher Vorrang direkt definierter (22 Maß-
nahmen) vor nur indirekt definierter regionalen Aus-
richtungen (16) erkennen (vgl. Darst. 5, Zeilengruppe 4). 
Bei den direkt definierten Förderungsmaßnahmen überwiegen 
die raumordnungsbezogenen (16) klar die sektoral-instrumentenbe-
zogenen (6), weiters die räumlich exklusiven Maßnahmen (17) 
eindeutig die räumlich abgestuften (5). 
Demgegenüber befindet sich bei den indirekt (und sekundär) 
regionalpolitisch orientierten Instrumenten die räumlich 
vorrangigen (5) gegenüber den räumlich nachrangig ausge-
richteten (11) klar in der Minderzahl (vgl. Darst. 5). 
Die Verteilung der Förderungsmittel weicht in einer Hin-
sicht deutlich von diesem Bild ab: 
Während sich die Gesamtsumme der direkt definierten Maß-
nahmen (öS 1790,3 Mio oder . 58,0%) gegenüber den indirekt 
definierten (öS 1300,2 Mio oder 42,0%) praktisch analog 
aufteilt, und ähnliches auch für die Gegensatzpaare 
räumlich exklusiv (öS 1208,1 Mio oder 49,2%) zu räumlich 
abgestuften (öS 582,2 Mio oder 18,8%) sowie räumli~h vor-
rangig (öS 484,8 Mio oder 15,7%) zu räumlich nachrangig 
(öS 815,4 Mio oder 26,4%) gilt, ist das Verhältnis der 
raumordnungsbezogenen (öS 781,4 Mio oder 25,3%) zu 
sektoral-instrumentbezogenen (öS 1008,9 Mio oder 32,6%) 
genau umgekehrt. Verantwortlich für dieses Phänomen sind 
die gut dotierten Agrarförderungen, die durchwegs von den 
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allgemeinen Entwicklungsgebieten abweichende Förderungs-
räume festlegen (vgl.Karte 2 ) . 
Eine tt6erprüfung der Merkmalsausprägung auf ~eitlich~ Trends 
läßt mehrere Phasen hervortreten: eine erste bis ca. 1960, 
in der die entsprechenden Maßnahmen am stärksten direkt 
und exklusiv regional orientiert waren; eine zweite bis 
ca. 1970, in der diese Ausrichtung entscheidend abgeschwächt 
wurde (eher indirekt und nachrangig regional), und eine 
dritte Phase seither, in der direkte und explizit regional-
politische Zielsetzungen offehsichtlich wieder an Stellen-
wert gewannen. 
Die in Österreich vorherrschende Art der regionalen 
Definition wirtschaftspolitischer Maßnahmen könnte somit 
zunächst als zweck- und theoriekonform angesehen werden, da 
ja vor allem in Perioden schwächeren gesamtwirtschaftlichen 
Wachstums nur bei regional exklusivem bzw. räumlich 
differenziertem Instrumenteneinsatz eine höhere Wirksam-
keit erwartet werden kann. Daraus auf eine Effizienz der 
Regionalförderung zu schließen, wäre allerdings mehr als 
voreilig, da die Strenge der regionalen Ausrichtung noch 
von einer Reihe weiterer Faktoren wie Größe und Angemessen-
heit der Entwicklungsgebietsfestlegung, Außmaß regionaler 
Bevorzugung, Konkurrenz bundesweit wirksamer Instrumente, 
Abstimmung der Förderungsrichtlinien auf konkrete regionale 
Problemsituationen u.a.m. abhängig ist. 
Die österreichische Situation legt nun folgende Thesen 
nahe: 
Wenn sich die Notwendigkeit eines regionalpolitischen 
Instruments im Verlauf des politischen Verteilungskampfes 
durchsetzt, dann wird auch die Sinnhaftigkeit einer 
regional direkten Anwendung wirtschaftspolitischer Maßnahmen 
anerkannt. Die Notwendigkeit und Durchsetzbarkeit einer 
regionalpolitischen Ausrichtung wirtschaftspolitischer Maß-
nahmen hängt dabei entscheidend von der jeweiligen 
(Konjunktur-) Phase ab. In Zeiten,in denen absolute Ent-
wicklungsunterschiede stärker in Erscheinung treten bzw, 
in denen externe Umstände wie etwa die Auswirkung fremder 
Besatzung, weltwirtschaftliche Strukturkrisen (z.B. im Berg-
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bqu) ect, zu Tage treten, lassen sich räumlich dis~ 
krirninierende Maßnahmen im allgemeinen leichter ein-
führen als in Perioden, in denen eine gewisse Konvergenz-
bewegung etwa als Folge konjunktureller Ausbreitungs-
effekte (Over-Spills) automatisch gegeben ist. 
4.3.2 Sektorale Definition 
Hinsichtlich der ·zahl der Ma•ßn:ahmen werden deutliche Ab-
stände zwischen dem erstgenannten sekundären(24), dem 
zweitgenannten tertiären(17) und dem drittgenannten 
primären Sektor (9) - ohne Bergbau - sichtbar (vgl. Darst. 5, 
Zeilengruppe 5), wobei noch mehr Maßnahmen auf den Infra-
strukturbereich (12) als auf den Agrarbereich entfallen 
(in den Besetzungsziffern sind Mehrfachnennungen enthalten) 
Die Verteilung der Förderungsmittel ergibt eine völlig 
andere Struktur: Hier führt die Land- und Forstwirtschaft 
mit öS 1213,3 Mio (oder 39,8%) ganz knapp vor dem Produ-
zierenden Gewerbe und der Industrie mit öS 1212,9 Mio 
(ebenfalls 39,8%). Mit Abstand folgen Handel, Dienst-
leistungen und Fremdenverkehr mit 402,4 Mio (oder 13,2%) 
vor dem Schlußlicht Aufschließung und Infrastruktur mit 
218,1 Mio (oder 7,2%). B~i dieser Berechnung wurden die 
beiden Steuerbegünstigungen ausgeklammert, da sich ihre 
sektorale Aufspaltung nicht mit vertretbarer Genauigkeit 
bewerkstelligen läßt. 
Bei Betrachtung der Entwicklung über die Zeit fällt vor 
allem die starke Expansion des Agrarbereichs seit 1972 auf. 
Das auf den ersten Blick überraschende Phänomen, daß der 
land- und forstwirtschaftliche Bereich die meisten Förderungs-
mittel auf sich zog, kann dahingehend inter~re~iert werden, 
daß sich darin die Ausgleichs- oder -Distributionsfunktion 
der Regionalpolitik wiederspiegelt. Denn das Bergbauern-
und Agrarische Grenzlandsonderprogramm sowie die Aus-
gleichszahlungen nach dem NÖ Landwirtschaftsgesetz 1977 
verfolgen die Zielsetzung, über einen direkten Einkommens-
transfer an besonders schwierig zu entwickelnde landwirt-
schaftliche Betriebe in strukturell benachteiligten Räumen 
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zur Erhaltung einer ausreichenden Siedlungsdichte und einer 
angemessenen Bodenbewirtschaftung beizutragen bzw, den 
Bauern außerökonomische Leistungen (wie Erhaltung der 
Kulturlandschaft, Sicherung von Erholungsräumen etc.), die 
von den Preisen ihrer Produkte nicht abgedeckt werden, zu~ 
mindest ansatzweise abzugelten. Insofern konnnt der regional-
politisch motivierten Land- und Forstwirtschaftsförderung 
eher eine Stabilisierungs- als eine Entwicklungsfunktion 
zu, wodurch auch die ansonsten verpönte, beträchtliche 
Mittel in Anspruch nehmende Gießkannen- und Dauerförderung 
gerechtfertigt erscheint. 
Das Bild der sonstigen Konzentration auf den sekundären 
Sektor, der in aggregierten Zahlen in der betrachteten 
Periode vielleicht den letzten Höhepunkt seiner Expansion 
in Österreich - vor dem Übergang in eine post-industrielle 
Phase - erreichte, deckt sich weitgehend mit Befunden der 
Sektoren- und Entwicklungsstufentheorie (siehe Richardson 
1969) . Die Entwicklung der letzten · Vergangenheit legt nun 
den Verdacht nahe, daß dabei sowohl die Restriktionen 
spezifischer sekundärer Produktionsbedingungen in Öster-
reich (kleiner Binnenmarkt, Nichtzugehörigkeit zur EG, 
hohe Transportkosten infolge geopolitischer Randlage ... ) 
nicht genügend berücksichtigt und gleichzeitig Entwicklungs-
chancen in anderen Sektoren vernachlässigt wurden. Be-
trachtet man beispielsweise den tertiären Sektor genauer 
und sieht man von Nahversorgungssicherungs- und Fremden-
verkehrsförderungsmaßnahmen ab, dann läßt sich konstatieren, 
daß der unmittelbare unternehmensbezogene Dienstleistungs-
bereich weitgehend unberücksichtigt blieb bzw. infolge 
restriktiver Förderungsrichtlinien sogar ausgeschlossen 
wurde 1) .( beim ERP-Fonds z.B. gelten die Negativkriterien 
' 
"keine überwiegend auf die Lokalversorgung ausgerichteten 
Gewerbebetriebe, keine Honorare für Experten und keine 
Uerwendung für Betriebsmittel"). 
1 ) z . B. ist der Kauf von Grundstücken, Baulichkeiten, gebrauchten 
Anlagen und Kraftfahrzeagen sarvohl nach den Richtlinien des ERP-
Fonds als auch des BÜRGES von einer Finanzierung ausgeschlossen. 
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Die nur geringfügig sektoral differenzierte und von einer 
branchenmäßigen Ausrichtung sogar vollends absehende 
Zweckwidmung hat dabei von der Verwendung der Förderungs-
mittel her eine gewisse Zweckrationalität, da eine 
strenge Zweckwidmung (etwa für "Wachstumsbranchen") infolge 
des beschränkten Umfangs der Zielgruppe wohl eine Nicht-
ausschöpfung der verfügbaren Mittel zur Folge hätte. 
Erklärt werden kann diese Förderungsstruktur nun einer-
seits aus technischen Merkmalen der betroffenen Sektoren, 
wodurch z.B. der sekundäre Bereich als Hauptanwendungs-
gebiet des Technischen Fortschritts, infolge seiner Band-
breite von Rohstoff- bis Konsumorientierung, seiner 
Nutzung interner und externer Ersparnisse, seines Mobilitäts-
potentials, infolge der von ihm ausgehenden Beschäftigungs-
multiplikatoren etc. vordergründig alsFörderungsobjekt 
1. Ordnung angesehen wird, andererseits aus Gründen 
politischer Wirksamkeit, denenzufolge die Förderung von 
Großprojekten, deren anlagenmäßige Größenordnung vor 
allem im industriellen Bereich ins Gewicht fallen, ein 
Hauptaugenmerk zu schenken ist. 
4.3.3 Absatz-_und_Verflechtungsbereich 
Die große Mehrheit der Maßnahmen (26) schenkt dem regionalen 
Absatz- bzw. Verflechtungsbereich keine besondere Be-
achtung (vgl. Darst. 5, Zeilengruppe 6). Bei jenen Maß-
nahmen, bei denen er spezifiziert ist, wird jedoch der 
national/internationale Absatz- und Verflechtungsbereich 
von doppelt so vielen Maßnahmen (8) ausdrücklich genannt 
wie der lokal/regionale (4). Genauere Aufschlüsse über 
die tatsächlichen Schwerpunktsetzungen ergeben sich aus 
der Mittelverteilung: Während 71,0% des Gesamtvolumens 
(öS 2163,2 Mio) auf nicht spezifizierte Maßnahmen ent-
fällt, deckt der Bereich der national/internationalen 
Absatz- und Verflechtungsorientierung mit 27, 1 % (öS 826,0 Mio) 
fast den gesamten Rest ab, womit auf den lokal/regionalen 
Bereich nur ein spärlicher Anteil von 1,9% (öS 57,4 Mio) 
entfällt. 
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Ze;ltlich läßt sich vor allem für den ZeitraW)l 1962.,.1973 
eine stärkere Ausrichtung auf Exportaktivitäten erkennen, 
während seither eine gewisse Verlagerung der Kriterien 
in Richtung lokal/regionaler Versorgungssicherung fest-
zustellen ist. 
In der Regionalwirtschaftslehre ist der Absatz- und Ver-
flechtungsbereich eines Betriebes in zweierlei (gegen-
sätzlicher) Richtung von Bedeutung. Einerseits wird der 
außerregionalen Verflechtung, vor allem auf der Absatz-
seite, etwa von der Exportbasistheorie (Richardson 1969) 
als regionaler Wachstumsdeterminante Bedeutung beigemessen, 
andererseits ist das Maß der innerregionalen Verflechtungen 
weitgehend maßgeblich dafür, welcher Anteil an Entwicklungs-
impulsen innerhalb der Region verbleibt bzw. aus dieser 
absickert. 
Die urspr:ingliche region~lpolttis_qhe Vorstellung, . mittel~ lndustria~ -
isierung den Ent\iicklungsstand peripherer Gebiete entscheidend. ver-
bessern zu können, ergab im Einklang mit der Exportbasistheorie · 
fast zwangsläufi<: die überregionale Absatzausrichtung. Zusammen mit 
·anderen Determinanten der Einbindung in das großräumige funktionelle 
System (etwa _kernraurrtQl'."ientierter -Ausbau hochrangiger VeFkehrs-
systerne, oder Fremdenverkehrsförderung für extraregionale Tourismus:--
nachfrage) fiJ_hrte diese Strategie oft zu inn~rregionalen Desintegrations- -
~rozessen in Fonn einer Unterbrechung regionaler Wirtschaftskreis-
13.ufe, der Brachlegung reg_i_onaler Ressourcen und ':3-er Unter:--
3 rabung der Tragfähigkeit lokaler Versorgungseinrichtungen 
(genauer Stöhr 1981 a, S . 5-7). 
Erklären lassen sich die österreichischen Förderungs-
kriterien größtenteils sektoral. Im primären Sektor sind 
die Verflechtungsbereiche (etwa im Agrarbereich durch die 
Marktordnungs- und sonstige Absatzregelungen) weitgehend 
vorgegeben oder durch Transportkostenausgleich neutralisiert; 
im tertiären Sektor kommt eine explizite überörtliche oder 
überregionale Ausrichtung nur bei bestimmten Fremdenver-
kehrs- oder hochrangigen Dienstleistungseinrichtungen in 
Betracht, und zwar dann auch meist automatisch. Im 
sekundären Sektor ist die Exportorientierung am ehesten 
beeinflußbar und wurde daher hier - wohl aus außenwirt-
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schaftlichen oder den genannten-wirtschaftstheoretischen 
Gründen - in verschiedenen Maßnahmen speziell vorgesehen, 
Eine zu weitgehende Spezifizierung hätte jedoch in der 
Praxis nur schwer durchzusetzende Diskriminierungen und 
wahrscheinlich auch ein Defizit an qualifizierten Be-
werbern (bei gegebener Beratungstätigkeit) zur Folge ge-
habt, sodaß auch hier oft die Nicht-Spezifizierung räum-
licher Interaktionsbereiche als Ausweg verblieb, Die Trend-
wende ergab sich im Zuge des Konjunktureinbruchs 1974/75, 
als eine starke Reduzierung der Neuansiedlungstätigkeit 
von Betrieben vor sich ging, die Schwächen der bestehenden 
Betriebe offenbar und deutliche Defizite in der Nahver-
sorgung als Folge des Kaufkraftschwundes sichtbar wurden. 
4.3.4 Förderungswerber 
Im Mittelpunkt des Förderungsinteresses stehen naturgemäß 
gewerbliche Unternehmungen, wobei zwischen Klein- und 
Mittelbetrieben einerseits (25 Nennungen) und Großgewerbe 
und Industrie andererseits (17 Nennungen) keine wesentlich 
unterschiedliche Gewichtung besteht (vgl. Darst. 5, Zeilen-
gruppe 7). Die Arbeitnehmer (2 Maßnahmen) waren bisher 
nicht direkt Objekt der regionalwirtschaftlichen Förderungs-
instrumente sondern wurden nur indirekt durch Schaffung 
von Schulungskapazitäten der Arbeitsmarktverwaltung, etwa 
im Rahmen des Waldviertelplans, unterstützt, während 
die zu Zwecken der Verhinderung von längerfristigen 
Beschäftigungsschwierigkeiten vorgesehene Förderung der 
Übersiedlung und Niederlassung von Schlüsselkräften bis-
her noch nicht praktiziert wurde (Wösendorfer 1980, S. 29). 
Noch häufiger als Gebietskörperschaften (= Gemeinden, 7 Maß-
nahmen) scheinen sonstige wirtschaftliche Institutionen 
(9 Maßnahmen) wie Agrargemeinschaften, Verkehrsvereine, 
Kammern etc. als Förderungsadressaten auf. Nicht explizit 
für eine Förderung vorgesehen sind sektorübergreifende 
Kooperationsfälle etwa in Form regionaler Entwicklungs-
vereine oder -gesellschaften. 
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In zeitlicher Hinsicht läßt sich bezüglich des relativen 
Gewichtes der genannten Institutionen formal kein Trend 
erkennen. 
Uber die Verte'il'üng des Förde.rv'ölum:ens auf die einzelnen 
Adressaten können keine Aussagen getroffen werden, weil 
die Förderungsstatistik keine diesbezüglichen Aufschlüs-
selungen enthalten. 
Da die österreichische Regionalpolitik die Option einer 
expliziten Migrationspolitik (auf welche die Individual-
förderung ebwa des Arbeitsmarktförderungsgesetzes letzt-
endlich hinausläuft) zugunsten einer Industrieansiedlungs-
politik verwarf (vg1. Bundeskanzleramt 1975, s. 58), ist die 
weitgehende Ausklammerung der Arbeitnehmer aus der direkten 
Mobilitätsförderung in einem gewissen Sinne eine logische 
Konsequenz. Die Möglichkeit personenbezogene Transfer-
zahlungen, wie sie von der Sozial- und auch von der Agrar-
politik verstärkt eingesetzt werden, wird auch deshalb 
nicht wahrgenommen, da Regionalförderungen ihrer Natur 
nach nicht als permanente Erhaltungssubvention gedacht 
sind, sondern nur als zeitlich befristeter Niederlassungs-
bzw. Produktivitätsanreiz. Auf den Aspekt der indirekten 
Berücksichtigung von Arbeitnehmern mittels regionaler 
Beschäftigungsprämien an Unternehmen oder arbeitsplatz-
abhängigen Investitionszuschüssen wird im Unterpunkt 
4.4. B) Wirkungsansätze noch näher eingegangen. 
Aus oben Gesagtem geht hervor, daß private Betriebe und 
unternehmerische Init.:iativen (im Sinne Schumpeters) im 
Mittelpunkt der Förderungsbemühungen stehen. Wenngleich 
nun Betriebsverlagerungen und Neugründungen von Groß-
gewerbe und Industrie auf der regionalpolitischen Wunsch-
liste zuoberst stehen, so ist deren potentielle Zahl doch 
zu gering, um Instrumente ausschließlich darauf auszu-
richten. Eine Diskriminierung der Erweiterung bestehender 
Betriebe wäre auch weder inhaltlich sinnvoll noch politisch 
durchsetzbar gewesen. 
Bezüglich des Umfanges des auf einzelne Zielgruppen ge-
richteten Förderungsinstrumentariurr~ ist zu sagen, daß 
in Österreich eine große Zahl ähnlicher und multifunktionaler 
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Förderungsinstrumente besteht, deren übersichtliche 
Zusammenfassung bzw. Spezialisierung zweckdienlich wäre. 
Das Förderinstrumentarium ist im wesentlichen das Resultat 
eines historisch gewachsenen politischen Prozesses und 
nicht einer rationalen Problem- oder Wirkungsanalyse. 
An Hypothesen zur Erklärung des skizzierten Sachverhaltes 
bieten sich folgende an: Die Vernachlässigung der Arbeit-
nehmerseite und die starke Kapitalorientierung steht im 
Einklang mit der neoklassischen Wirtschaftstheorie (Aus~ 
gleich von Faktorentlolinungem.) und mit der "j obs-to-the.,.. 
workers"-Konzeption der traditionellen Regionalpolitik. 
Die manchmal als "Überbetonung der strukturkonservierenden, 
mittelständigen Wirtschaftsförderung" (NÖ Industrie-
konferenz 1977) eingeschätzte Politik entspricht dem 
Bild der österreichischen Betriebs(Größen)struktur, 
und es entspricht der Logik der Interessensvertretung, 
diese Struktur beizubehalten. Die Förderung von Großbe-
trieben erfolgt im Vergleich dazu auch seltener und läuft 
dann mittels anderer Mechanismen ab (etwa über die Ein-
schaltung von Regierungsmitgliedern, vgl. Aiginger 1980, S.18). 
Zeitlich standen wohl, wenngleich diese These anhand der 
Merkmalmuster nicht zu belegen ist, anfänglich Betriebs-
stättenerrichtungen schon allein als Phänomene konjunktureller 
Ausbreitungseffekte (Spill-Overs) im Vordergrund, während 
in letzter Zeit infolge rezessionsbedingter Problemver-
schärfung die Stoßrichtung der Förderung stärker auf be-
stehende Betriebe umschwenkte (mit gleichem Tenor auch 
OECD 1979, S. 60). 
4.4 Förderungsarten und Wirkungsweisen 
In diesem Abschnitt werden die Wirkungsansätze der Instru-
mente hinsichtlich direkter Mobilitätsförderung sowie der 
Reduktion von Faktor- und Standortkosten und die konkreten 
Förderungsarten einer näheren Analyse unterzogen. 
Der Aspekt der direkten Förderung der wirtschaftlichen 
Mobilität (vgl. Darst. 5, Zeilengruppe 8) der Produktions-
faktoren Arbeit (Teilkategorien: regionale, zwischenbe~ 
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trieb liehe und beruf liehe .Mob.il;i. tä,t) , Kapital (Teilkate.,.. 
gorien: Betriebsverlagerungen, Betr;i.ebsgründungen, Struktur-
wandel in der Produktion bzw. Investitionen in zukunfts~ 
trächtige Produkte) und Güter (auf der Input- oder 0utput-
seite) interessiert vor allem - aber auch im Zusammen-
hang mit dem Umschwenken der nationalen Wirtschafts-
politik von der Nachfrage- zur Angebotsseite nach 1975 
(siehe Aiginger 1980, S. 11-17) - in Hinblick darauf, 
inwieweit die Regionalpolitik explizit auf eine zukunfts-
orientierte Verbesserung der regionalen Wirtschafts-
struktur ausgerichtet war. 
Die Analysekategorie Reduktion von Faktor- und Standort-
kosten (Darst. 5, Zeilengruppe 9) dient dem Zweck, die 
spezifischen Wirkungsansätze der Einzelinstrumente be-
züglich der Bereiche Arbeitseinsatz (unmittelbare oder 
mittelbare Arbeitsplatzschaffung bzw. -erhaltung), Kapital-
einsatz (maschinelle Investitionen, Betriebsgebäude, 
Grund & Aufschließung, Betriebsmittel) und Einsatz von 
Technologie & Know How (Produkt- oder Prozeßinnovation) 
sOJvi~ der Berück~ichtigtmg einer Reihe von Einzelfaktoren wie Energie-
einsparung, Recycling, regionale Rohstoffnutzung, 'laufende Kosten, über-
,, 
betriebliche Kooperation und Konzentration (Zeilengruppe 10) heraus-
zufiltem, um dadurch zu einer Einschätzung ihrer Ange-
messenheit zu gelangen. 
Aus der Aufschlüsselung der Förderungsarten (Darst. 5, 
Zeilengruppe 11) nach verlorenen Zuschüssen, verbilligten 
Krediten, Haftungen und Steuerbegünstigungen sollen Hin-
weise auf förderungstechnische bzw. administrative zusammen-
hänge und Implikationen gewonnen werden. 
In diesem Abschnitt bezieht sich die angesprochene Förder-
ungsstruktur mit Ausnahme der Kategorie Förderungsart 
ausschließlich auf die Instrumentnennung, da eine Dis-
aggregierung des Fördervolumens entsprechend den Analyse-
kategorien anhand der vorliegenden Förderungsstatistiken 
nicht möglich war. 
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Die neoklassische ökonomische Theorie kommt zum Ergebnis, 
daß bei vollkommener Mobilität von Produktionsfaktoren 
und Gütern eine optimale Ressourcen-Allokation über den 
Marktmechanismus stattfindet. Dies bezieht sich sowohl 
auf die Mobilität zwischen Sektoren (bzw. Branchen) als 
auch zwischen Standorten. 
In Bezug auf die Mobilität von: Produktion:sfaktoren (Darst. 5, 
Zeilengruppe 8) lag in Österreich das Schwergewicht der 
Förderungsansätze auf einer direkten Förderung der Kapital-
mobilität (27 Nennungen). Dabei überwiegt die Förderung 
von Neugründungen von Betrieben bzw. Zweigstellen (24 Maß-
nahmen) deutlich gegenüber derjenigen von Betriebsver-
lagerungen (17 Maßnahmen), während das Anliegen einer 
Strukturänderung durch Erhöhung der Kapitalmobilität 
zwischen Sektoren oder Branchen (12 Maßnahmen) mit wesent-
lich weniger Gewicht und erst zu einem relativ späten 
Zeitpunkt (etwa ab 1973/74) folgt. 
Auf die Mobilität des Produktionsfaktors Arbeit wird nur 
in beruflicher Hinsicht eingewirkt und dies mehr oder 
weniger in einer einzigen Maßnahme (Ausbau von Schulungs-
einrichtungen im Rahmen des Waldviertelplans 1974; in der 
Sonderaktion des Bundeskanzleramtes 1979, war sie zwar 
auch vorgesehen, wurde aber noch nicht angewandt) während 
die Aspekte der regionalen und zwischenbetrieblichen 
Mobilität entweder nicht angewandt oder nicht einmal vor-
gesehen wurden. 
Ausdrückliche Förderung der Technologie- und Innovations-
mobilität fand (soweit sie nicht im Kapitalanreiz inkor-
poriert war) erst ab 1973/74 mit der expliziten Innovations-
förderung statt, aber bisher kaum mit einer spezifischen 
räumlichen Dimension, indem etwa der Technologietransfer 
in strukturschwache Gebiete besonders gefördert oder dort 
spezielle Innovationsförderungs-Institutionen oder deren 
Zweigstellen vorgesehen würden. 
Das Konzept der Förderung der regionalen Kapitalmobiltät 
kann auch unter den Gesichtspunkten der von Beginn der 
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sechziger Jahre bis zum Konjunktureinbruch 1974/75 herrschende 
Vollbeschäftigung und relativ hohen Inflationsraten als 
Versuch gewertet werden, eine angebotsseitige Strategie der 
Produktionsankurbelung einzuschlagen, indem durch eine 
Verbilligung des Kapitaleinsatzes eine Verbilligung der 
Produktion und dadurch eine Nachfrageerhöhung von Konsumenten 
und Unternehmern erzielt werden sollte (vgl. Aiginger 1980, 
S. 13-15; bezüglich der Wechselwirkung zwischen Regional-
politik und Inflat:ion siehe auch Moore und Rhodes 1975, s. 33). 
Dies würde auch das anfängliche Schwergewicht auf einer 
undifferenzierten Hebung der regionalen Investitions-
quote (mittels erhöhter vorzeitiger Abschreibungssätze) 
und die später im Zusammenhang mit wachsenden Budget-
defiziten vorgenommene Wendung in Richtung auf eine Förderung 
des strukturellen Wandels erklären. 
In zeitlicher Hinsicht fällt vor allem die völlige Ver-
nachlässigung der expliziten Förderung von Faktoren-
mobilität zwischen Sektoren bzw. Branchen bis 1970 jedoch 
ihre verstärkte Einbeziehung in den letzten Jahren (vor 
allem seit 1973/74) auf. 
Die Ausklammerung des Faktors Arbeit aus der Mobilitäts-
förderung entspricht der bereits genannten Tatsache, daß 
vor allem regionale Mobilität mit der regionalpolitisch 
meist als unerwünscht angesehenen Pendel- oder Abwanderung 
verbunden ist. Eine stärkere Förderung der beruflichen 
Mobilität ist ebenso nur in Abstimmung mit einem konkreten 
Arbeitsplatzangebot sinnvoll - wie sie etwa in der Sonder-
aktion des Bundeskanzleramtes vorgesehen ist - , ansonsten 
führt sie häufig zu einer erzwungenen regionalen Mobilität. 
Bezüglich der Förderung der Kapitalmobilität ist kritisch 
zu vermerken, daß in Österreich lange Zeit der Transfer von 
Kapital in die Problemregionen im Vordergrund der Be-
mühungen stand, während die Bindung, Konsolidierung und 
zukunftsorientierten Ausrichtung des in der Region vor-
handenen Kapitals vernachlässigt wurde. 
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Eine Mobilitätsförderung auf der Güterseite hatte nur 
einmal sehr eingeschränkt und befristet Geltung (Befreiung 
von der Fernverkehrssteuer durch die Beförderungssteuergesetz-
novelle 1967, wirksam bis 1972). Hinsichtlich ihrer Wirkung 
ist sie sowohl theoretisch als auch empirisch noch nicht 
ausreichend geklärt. Einerseits kann eine explizite 
Förderung der Gütermobilität für schwach entwickelte - meist 
verhältnismäßig schlecht erschlossene oder peripher ge-
legene - Gebiete als (möglichst nur transitorische) 
Kompensation für geringere Ausstattung mit Verkehrsinfra-
struktur angesehen werden. 
Für den Ausbau wirtschaftlicher Aktivitäten in schwach 
entwickelten Gebieten wäre hiezu jedoch eine "gerichtete" 
Erhöhung der Gütermobilität für in diesen Gebieten an-
sässige (oder anzusiedelnde) Betriebe erforderlich, die 
außerhalb gelegenen Betrieben nicht zugute kommt. 
Dies ist jedoch aus wettbewerbstechnischen - und meist 
auch politischen - Gründen kaum möglich. 
Darüber hinaus müßte eine solche Maßnahme auch eng mit 
sonstigen betrieblichen Förderungsmaßnahmen gekoppelt 
sein, da sie sonst leicht zu einer Strukturkonservierung 
führen könnte. 
4.4.2 Reduktion von Faktor- und Standortkosten 
Aus den ih den Förderungsrichtlinien genannten Kriterien 
bzw. Zielen läßt sich folgende Rangordnung erkennen (Darst. 5, 
Zeilengruppe 9): Dominanz der Verbilligung des Kapital-
einsatzes (31 Instrumentnennungen) im Vergleich zu der 
deutlich weniger und erst später explizit betonten 
Förderung des Technologieeinsatzes (19 Nennungen) wenn-
gleich beide in der Realität vielfach Hand in Hand gehen. 
Unter "ferner liefen" rangieren dann noch - allerdings 
erst in den letzten Jahren seit ca. -1973/74- eine 
Reihe weiterer Kriterien wie Energieeinsparung, Recycling, 
regionale Rohstoffnutzung ect .. Dies war vielfach als 
Förderkriterium spezifiziert, mitunter wurden auch ver-
lorene Zuschüsse zur Verringerung der Standortkosten 
gegeben. 
-90-
Der Faktor Arbei.t nilTIIIlt in diesem Zusammenhang eine Sonder-
stellung ein, als es in Österreich keine regional zuge-
sch.qittenen Förderungsforrnen einer Verbilligung des 
Arbeitskräfteeinsatzes gibt (längerfristig überhaupt nur 
zu Zwecken der Abgeltung von Produktivitätseinbußen durch 
Anstellung Behinderter, ansonsten kurzfristig im Zugebe-
trieblicher Umstellungsmaßnahmen). Als Kombination 
zwischen Arbeitskraft- und Kapitaleinsatzförderung 
fungieren so die von 5 Maßnahmen (ERP-Sonderprogramm, 
Arbeitsmarktpolitische Strukturförderung, NÖ Grenzland-
förderungszuschuß, Gemeinsame Grenzland- und Arbeitsmarkt-
förderung, letztere umgewandelt in die Sonderförderungs-
aktion Waldviertel) betriebenen arbei tsplatzabhängigen In-
vestitionszuschüsse, während die große Mehrzahl der 
Instrumente das vorangestellte Arbeitsplatzschaffungs- und 
-erhaltungsziel indirekt über die Vornahme betrieblicher 
lnvestitionen zu erreichen sucht. 
Bei der Förderung des Prodmktfaktors Kapital liegen bauliche 
Investitionen (31) ganz kanpp vor maschinellen (29) in 
Führung; für die Erleichterung von Grundkauf und Auf-
schließung (9) sowie der Aufnahme von Betriebsmitteln (5) 
sind demgegenüber weniger Instrumente vorgesehen. Be-
züglich der Förderung des Produktionsfaktors Technologie & Know How 
führen Prozeßinnovationen (19) mit gewaltigem Vorsprung 
vor Produktinnovationen (4). Aus den Reihen der übrigen 
Anliegen ragt eigentlich nur mehr der Aspekt der sektoralen 
Rationalisierung mittels überbetrieblicher Kooperation 
oder Konzentration (6) hervor. 
Eine chronologische Analyse der Merkmalsausprägungen 
macht ersichtlich, daß arbeitsplatzbezogene Subventionen 
erst seit 1973 eingesetzt werden; ähnlich werden seit dieser 
Zeit auch die Anliegen Produktinnovation, Energieein-
sparung und Recycling stärker betont. 
Der Versuch,Arbeitsplätze mittels undifferenzierter 
Investitionsförderung zu schaffen, muß als nicht sehr 
zielführend angesehen werden, weil die Verbilligung des 
Kapitals weder einen direkten Einfluß auf den Einsatz des 
Faktors Arbeit ausübt noch unbedingt positive indirekte 
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Auswirkungen erwarten läßt, Eher führt dieses Vorgehen im 
Zusammenhang mit Rationalisierungsmaßnahmen zu einer Sub~ 
stitution von Arbeit durch Kapital. 
Sinnvoller ist daher die in letzter Zeit auch verstärkt 
vorgenommene Subventionierung einer bestimmten Investitions~ 
höhe verbunden mit einer damit einhergehenden Arbeits-
platzbeschaffung. 
Grundlegend ist die bestehende Hauptausrichtung auf maschinelle 
Investitionen und damit in Zusammenhang stehenden Bau-
lichkeiten. Die Nichteinbeziehung von Grundkäufen und 
Aufschließungsinvestitionen in die meisten Förderungs-
instrumente ist dadurch zu erklären, daß es hiefür eine 
Reihe spezieller Förderungsträger gibt (Kommunalkredit AG, 
NÖ Raumordnungs- , Betriebsansiedlungs- und Strukturver-
besserungsgesellschaft, NÖ Grenzlandförderungsgesellschaft) 
bzw. diese Aspekte als von der jeweiligen Gemeinde komplementär 
bereitzustellende Förderungsbeiträge angesehen werden 
können. Auffällig ist die fast generelle Ausklammerung von 
Betriebsmitteln. Die dadurch erhöhte Fremdkapitalbelastung 
kann sich besonders bei mit Anlaufschwierigkeiten behafteten 
neuen Produktionen bzw. kleineren Betrieben kritisch aus-
wirken. 
Bei der expliziten Förderung von Technologie & Know How 
ist ähnlich der generellen österreichischen Situation 
auch im regionalpolitischen Instrumentarium eine Lücke 
festzustellen. Während Rationalisierungsmaßnahmen (in teil-
weisem Widerspruch zu einem im Vordergrund stehenden Arbeits-
platzziel) von jeher in die Förderung einbezogen werden, 
findet sich erst ' in den letzten Jahren (seit 1973) eine 
verstärkte Nennung des Anliegens der Produktinnovationen 
und betrieblicher Forschung und Entwicklung. Als einzige 
regionalpolitische Maßnahme ist diesbezüglich die in 
Bezug auf Mittel relativ kleine Sonderaktion des Bundes-
kanzleramtes auf spezifisch regionale Innovationsförderung 
zugeschnitten; sie ist abgesehen von der geringen Dotierung 
aber auch nur auf einen sehr kleinen Adressatenkreis 
limitiert. 
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Weitgehend analog dazu ist auch die Situation bezüglich 
der Kriterien Energieeinsparung, Recycling und regionale 
Rohstoffnutzung, deren Bedeutung in regionalpolitischer 
Hinsicht wohl noch immer nicht im Bewußtsein von Förderungs-
trägern und -nehmern verankert ist . Das reJativ häufig 
genannte Kriterium der sektoralen Rationalisierung dient 
wohl eher der Erreichung überbetrieblicher Unternehmens-
konzentrationen zwecks Erreichung ,rationeller Betriebs-
größen und einer Ausschaltung von Konkurrenten als einer 
Förderung tatsächlicher Kooperation in den Bereichen des 
Einkaufs, Marketings, Vertriebs ect .. 
Obwohl die gesamten Auswirkungen der bislang geförderten 
überbetrieblichen Unternehmenskonzentration auf ent-
wicklungsschwache Gebiete noch nicht ausreichend geklärt 
sind (vgl. Bade 1981, Tödtling 1981) gilt es jedoch als 
gesichert, daß sie in der Regel einen Abzug von wichtigen 
unternehmerischen Funktionen (Entscheidungs- und Ver-
waltungsfunktionen, Marketing, Forschung und Entwicklung) 
aus den entwicklungsschwachen Gebieten bewirken (vgl. 
Tödtling 1981), 
Aus dieser (implizit geförderten) funktionalen regionalen 
Spezialisierung ergeben sich für entwicklungsschwache 
Gebiete mittel- und längerfristige Nachteile insbesondere 
hinsichtlich ihrer Innovationsfähigkeit und hinsichtlich 
der Verfügbarkeit von Arbeitsplätzen für qualifizierte 
Arbeitskräfte. 
Die dominante Ausrichtung der Förderung auf den Faktor 
Kapital ist wohl auf die aus der klassischen Produktions-
theorie ableitbare Hypothese zurückzuführen, daß die 
Grenzproduktivität des Kapitals in Gebieten mit einer 
niedrigen Kapitalintensität am höchsten ist und der beste 
Erfolg im Hinblick auf das Wachst~und Gerechtigkeitsziel 
daher durch den Kapitaltransfer in periphere Gebiete zu 
realisieren sei (in diesem Sinne beispielsweise Bölting 
1976, 'l'hoss et. al. 1975),A.nalog dazu unterbleibt die direkte 
Subventionierung des Produktfaktors Arbeit, weil dadurch 
die Innovationsneigung vermindert und ein Anreiz zur Wahl 
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von Produktionsformen mit extrem niedrtger Arbettsproduk-
tivität gegeben würde. 
Daher konzentriert sich die Förderung auf direkt produktive 
Investitionen,um- über den Wachstumspfad Produktivitäts-
erhöhung zwecks Outputsteigerung - die Beschäftigungs- und 
Einkommenssituation einer Region mittelbar zu verbessern. 
Der Ausklarrmerung der Betriebsmittelfinanzierung liegt 
wahrscheinlich das Argument zugrunde, daß bei grundsätzlicher 
Rentabilität eines Projektes die erforderlichen Betriebs-
mittel unschwer auf dem kommerziellen Kapitalmarkt aufge-
bracht werden können. Dies benachteiligt jedoch ohne 
Zweifel kleinere bzw. noch nicht eingeführte Projekt-Antrag-
steller. 
Die Vernachlässigung der Produktinnovationen gegenüber der 
Prozeßinnovation beruht wohl darauf, daß einerseits das 
vorrangige Interesse an größeren Betriebsansiedlungen diese 
mengenmäßig meist wenig ins Gewicht fallende Phase im 
Produktionszyklus nicht betonte und anderseits die Ent-
wicklung, Erzeugung und Vermarktung eines neuen Produktes 
für einen regionalen Kl~in- oder Mittelbetrieb in der 
Regel weitaus aufwendiger und riskanter ist als die ratio-
nellere Produktion eines bereits am Markt etablierten 
Gutes. Dies deutet jedoch darauf hin, daß die meisten 
Förderungsinstrumente mehr auf Risiko-Minimierung als auf 
regionale Strukturerneuerung abgestellt werden. 
Die Bereiche Energieeinsparung, Recycling und regionale 
Rohstoffnutzung wurden bis zur Ölkrise völlig außer Acht 
gelassen, weil die Verfügbarkeit und Billigkeit von Energie 
und Rohstoffen bis dahin von Arbeitskraft- und Kapital-
knappheit in den Hintergrund gedrängt wurde, bzw. sich 
deren Nutzung (vor allem von Rohstoffen) der Theorie kom-
perativer Vorteile nach entweder automatisch hätte ein-
stellen müssen oder sonst weniger relevant gewesen wäre. 
4.4.3 Förderun~sarten 
Eine dominate Rolle im regionalpolitischen Instrumentarium 
(vgl. Darstellung 5, Zeilengruppe 11) kommt nach der ·zahl 
-94-
der Instrumente derzeit der Gewährung von verlorenen zu-
Schüssen (27 Instrumentnennungen) zu. Mit Abstand folgen 
Kreditaktionen mit begünstigtem Zinssatz ( 15 Nennungen). 
Kaum vorhanden sind Haftungsübernahmen (2) wofür es aller-
dings eine Reihe nicht regional :ausgerichteter Institutionen 
gibt; regionale Steuerbegünstigungen sind seit 1973 
praktisch nicht mehr existent. 
Die Verteilung des Mi ttelVolurn:e·ns sieht folgendermaßen aus: 
öS 1985,6 Mio oder 64,3% entfallen auf verlorene Zuschüsse. 
Diese teilen sich auf in öS 1355,6 Mio (43,9%) Investitions-
zuschüsse im weitesten Sinn (darin sind auch die agrar-
politischen Direktzahlungen inkludiert), in öS 627,7 Mio 
(20,3%) Zinsenzuschüsse und öS 2,3 Mio (0,1%) Haftungs-
kostenzuschüsse. An Zuschußäquivalenten aus der Gewährung 
von Sonderkrediten resultiert ein Förderungsvolumen von 
öS 957,7 Mio oder 31 ,0%. Zur Abdeckung fällig gewordener 
Haftungen schlägt sich ein Mittelumfang von öS 103,4 Mio 
oder 3,4% zu Buche und an Aufkommensverlusten aus der 
Gewährung regionaler Steuerbegünstigungen kann ein unge-
fähres Förderungsvolumen von öS 43,9 Mio oder 1 ,4% in die 
Kalkukation einbezogen werden. 
Der zeitliche Trend zeigt etwa ab 1970 ein verstärkes Um-
schwenken auf verlorene Zuschüsse sowie auf eine Förderungs-
form, welche die Art der jeweiligen Unterstützung dem 
Träger bzw. Nehmer offenstellt. 
Da Steuerbegünstigungen in erster Linie ein Instrument 
der nationalen Investitionsförderung sind, bieten regionale 
Differenzierungen nur geringfügige Anreize. Ein Rentabili-
tätseffekt tritt jedenfalls grundsätzlich nur bei gewinn-
erzielenden Unternehmungen ein. Tendenziell werden daher 
dadurch etablierte Unternehmen und Produkte mehr begünstigt 
als junge Unternehmen und Produkte (Lehner 1980, S. 163). 
In seiner Ausrichtung auf Neuansiedlungen ist somit das 
Spektrum österreichischer Förderungsarten zweckrational. 
Während zinsenverbilligte Kredite eine nur beschränkte Be-
günstigung darstellen und damit eher zur Überwindung 
temporärer Schwierigkeiten beitragen können, bieten sich 
verlorene Zuschüsse als eine der stärksten Formen öffent-
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licher Finanzhilfen auch zur Ansiedlungsförderung in 
Gebieten an, die auch längerfristig keine Verbesserung 
ihrer Standortqualität erwarten lassen (Gloystein 1978, 
s. 142). 
Aufgrund dieser Ausführungen läßt sich die These vertreten, 
daß Träger aus Gründen wie hoher unmittelbarer Subventions~ 
wirkung, Vergabeflexibilität und -selektivität verlorene 
Zuschüsse und zinsenverbilligte Kredite bevorzugen, wobei 
Zinsenzuschüsse das Bonitätsrisiko herabsetzen und eine 
Streckung der aufzuwendenden Mittel über einen längeren 
Zeitraum ermöglicht, während Kredite einen Mittelrückfluß 
sichern sowie eine Verwendungskontrolle ermöglichen. 
Haftungen stellen einen zu geringen Vergünstigungseffekt 
dar und Steuererleichterungen resultieren in beträcht-
lichen Aufkommensausfällen (man vergleiche diesbezüglich 
auch die in letzter Zeit verstärkt geführte Diskussion 
über das generelle System der österreichischen Investitions-
förderung, etwa in Heft 2/1981 von "Wirtschaft und Gesell-
schaft", in Heft 3/1981 der "Wirtschaftspolitischen Blätter", 
oder bei Kager und Kepplinger 1981). 
4.5 Koordinationsvorsorge 
Die vertikal, d.h. zwischen Verwaltungsebenen, ablaufende 
Koordinationsvorsorge (15 Instrumentnennungen) ist bei 
weitem die häufigste Abstimmungsart. Eine adminstrations-
interne, sektorübergreifende Koordination ist nur in 2 
Fällen (Bergbauernsonderprogramm und Waldviertelplan) zu-
mindest verbal vorgesehen. Diese beiden Fälle können bei 
sehr großzügiger Auslegung auch als Ansätze einer umfassenden, 
sowohl vertikalen als auch horizontalen Koordination in 
Form kooperativer Entwicklungsprogramme eingestuft werden. 
Im zeitlichen Ablauf kann auf die Spezialfälle administra-
tionsinterner Koordination im Rahmen der niederöster-
reichischen sektoralen Raumordnungsprogramme nach 1971 
und die beiden genannten Einzelfälle umfassender Kooperation 
nach 1972 bzw. 1974 hingewiesen werden. 
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Das auf den ersten Blick positive Bild einer relativ hohen 
expliziten Koordinationsvorsorge ist unter einer Reihe von 
Aspekten zu relativieren. Dies betrifft in erster Linie 
die dabei erfaßten Dimensionen. Die häufige vertikale 
Koordination bezieht sich nämlich in der Regel nur auf 
die räumliche Definition der Fördergebiete, wobei zwischen 
den einzelnen Gebietsausweisungen zum Teil bereits be~ 
trächtliche Abweichungen auftreten (man betrachte die 
Kartendarstellung der offiziellen Fördergebiete Karte 1-5 ) . 
Nur in der Hälfte der Fälle kann von einer Abstimmung 
über die Fördermaterie, d.h. über den Förderungsgegen-
stand und die damit verbundenen funktionalen Zielsetzungen, 
ausgegangen werden. Ob damit auf zeitliche Aspekte wie 
Durchführungszeitpunkt und eventuelle Verwirklichungs-
stufen Bedacht genommen wird, läßt sich anhand der ver-
fügbaren Unterlagen nicht eruieren. 
Als umfassende, sowohl mehrere Dimensionen als auch Träger-
ebenen einbeziehende Koordinationsform können somit nur 
die Regionalkonzepte auf Basis des Bergbauernsonder-
programms und das Sofortprogramm des Bundes für die 
niederösterreichischen Ost-Grenzgebiete eingestuft werden, 
wobei erstere Defizite bezüglich der sektorübergreifenden 
Problemverarbeitung sowie der praktischen Umsetzung auf-
weisen (Groier 1978, S. 34), und letzteres mit der Landes-
ebene nur randlich zum Einklang gebracht wurde. Sonder-
fälle sind die sektoralen Raumordnungsprogramme des Landes 
Niederösterreich, die im Sinne einer realistisch limitierten 
"Bekehrungsmission'' (Silberbauer 1974, S. 53) nur eine 
Ausrichtung sektoraler, raumwirksamer Instrumente auf 
regionalpolitische Belange, im speziellen einheitliche 
Fördergebiete und Standorte, anstrebten. 
Analysiert man die österreichischen Koordinationsvor-
kehrungen anhand einer Typologie möglicher Koordinations-
muster (in Anlehnung an Blaas und Henseler 1978, S. 645-652), 
dann tritt klar vor Augen, daß die existierenden Möglich-
keiten nur den Kategorien der positiven Koordination, d.h. 
der gemeinsamen Planung und Herbeiführung von Aktivitäten 
als Koordination im engeren Sinn, sowie der Ressourcen~ 
-97-
zentralisierung (damit bezeichnet man die Stimulation eines 
"abgestimmten" Verhaltens niedrigrangiger Ebenen durch 
übergeordnete Körperschaften mittels entsprechender 
Förderung) entstammen. 
Nicht besetzt sind die Kategorien der negativen Koordination, 
etwa in Form von Genehmigungsvorbehalten, der Aufgabenneu-
verteilung, die beispielsweise als vertikale, positiv 
koordinierte Verbundplanung unter der Bezeichnung "Gemein-
schaftsaufgabe Verbesserung der regionalen Wirtschafts-
struktur" das regionalpolitische System der BRD prägt, und 
der territorialen Neugl~ederung, worunter etwa die in der 
BRD gebräuchlichen Regionalplanungsverbände zu subsumieren 
sind. Instrumente der positiven Koordination sind ein 
Abschluß von Verträgen und die Bildung gemeinsamer Organe 
wie Beiräte (Beirat für Arbeitsmarktpolitik), institutional-
isierte Gesprächsrunden mit Beratungsfunktion (ÖROK) und 
Aktionsgemeinschaften in Form von Kapitalgesellschaften 
(NÖ Grenzlandförderungsgesellschaft). 
Gebräuchlichste Spielform der Ressourcenzentralisierung ist 
die Festlegung der Förderungswürdigkeit mittels Richt-
linien, die keinen Rechtsanspruch auf Förderung einräumen, 
aber die grundsätzliche Bereitschaft und Möglichkeit einer 
Belohnung für Wohlverhalten signalisieren. Im Falle der 
ausgelaufenen FAG-Zweckzuschüsse, deren Richtlinien den 
Nachweis der widmungsgemäßen Verwendung enthielten, wird 
dabei die Grenze zur negativen Koordination erreicht. 
Die grundlegende Erklärung für das vorgefundene Koordinations-
muster ist wohl darin zu sehen, daß in entwicklungsschwachen 
peripheren Gebieten die traditionellen restriktiven Maß-
nahmen der hoheitlichen Raumordnung nicht greifen (auch 
in der Hoheitsverwaltung selbst kann nur die räumliche 
Lokalisation von Maßnahmen einseitig - und zwar negativ -
beeinflußt werden). Die Entscheidung beispielsweise, wann 
eine Gebietskörperschaft welche Infrastruktur errichtet, 
kann grundsätzli~h nicht durch Gesetze, Verordnungen oder 
Bescheide geregelt werden, da Pläne oder andere Maßnahmen, 
die zeitlich festgelegte Verwirklichungsstufen und Prio-
ritäten enthalten, in der österreichischen Rechtsordnung 
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nicht vorgesehen sind ( Rill und Schäffer 1975, S, 25), 
Damit bleiben nur ausgabenintensive privatwirtschaftliche 
Aktivitäten als Lösung, deren Einbindung in hoheitliche 
Festlegungen, wie z.B. den Flächenwidmungsplan, zwar vor-
gesehen, aber in der Realität kaum erzwungen werden 
kann (Rüsch 1976, S. 84). 
Bei Maßnahmen der Privatwirtschaftsverwaltung, die von allen 
Gebietskörperschaften als gleichberechtigte Entscheidungs-
träger ergriffen werden können, besteht aber die Möglich-
keit zur freiwilligen positiven Koordination, oder, unter 
bestimmten Umständen, zur Ressourcenzentralisierung. Da 
positive Koordination aber eine beträchtliche Kcxnplexitäts-
erhöhung mit sich bringt, und damit einen entsprechend 
hohenKonsehsbedarf und hohe Kosten nach sich zieht, wird 
in der Praxis der Weg des geringsten Widerstandes be-
schritten und die Koordination auf das realistischerweise 
Erreichbare, in der Regel die Vereinheitlichung der Förder-
gebiete, beschränkt. 
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5. Regionale Wirtschaftspolitik in den Phasen der Nachkriegs-
konjunktur in Österreich - Versuch einer Synthese unter 
besonderer Berücksichtigung Niederösterreichs 
Der abschließende Punkt dieses Kapitels dient dem Zweck, die 
einzelnen Resultate der Analyse der Entwicklung von Regional-
politik und des regionalpolitischen Instrumentariums 
(Kap. 7 ) mit der Konjunkturentwicklung der Nachkriegs-
zeit (Kap. 8 in Beziehung zu setzen. 
Wenngleich der Versuch unternommen wurde, diese Zusammen-
schau als in sich selbst verständlichen und eigenständigen 
Abschnitt zu gestalten, so konnte dieses Vorhaben aus Gründen 
des Umfangs und der notwendigen Abstrahierung nur zum Teil 
verwirklicht werden. Auf die Kenntnis der vorangegangenen 
Kapitel kann daher nicht verzichtet werden. 
Der folgende Text gliedert sich entsprechend den in 
Kapitel 8 des Gesamtprojektes ausgewiesenen Konjunktur-
phasen. Nach einer Kurzcharakteristik der gesamtwirtschaft-
lichen Entwicklung werden die jeweils neu eingeführten 
Maßnahmen dargestellt und deren wichtigste Wirkungsansätze 
beschrieben. Den Abschluß bildet eine abschnittsüber-
greifende Zusammenschau und Einschätzung der betrachteten 
regionalpolitischen Wirkungszusammenhänge im Licht der 
jeweiligen Konjunkturphase. 
5.1 1953-1957: Konjunkturaufschwung (''Wirtschaftswunderphase") 
Die erste Hochkonjunktur der österreichischen Nachkriegs-
entwicklung, die von 1953 - 1957 dauernde Phase des "öster-
reichischen Wirtschaftswunders" (Seidel 1967, S. 129), stand 
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im Zeichen einer Wirtschaftspolitik, die unter der obersten 
Maxime des Wiederaufbaus die Geldwertstabilisierung ein-
leitete, die Investitions- und Exportförderung forcierte 
sowie den Infrastrukturausbau vorantrieb. Getragen wurde 
diese Phase wirtschaftlicher Expansion dann auch im wesent-
lichen von einem exportinduzierten Grundstoff- und Investitions-
güterboom im Sekundären Sektor; wesentliche Beiträge leisteten 
die Produktivitätssteigerung der Land- und Forstwirtschaft und 
das Anlaufen des Fremdenverkehrs (Brusatti und Bachinger 1970). 
Der Entstehung der regionalen Wirtschaftspolitik lag damals 
das spezifischen Problem der sowjetischen Besetzung des Ostens 
Österreichs und der damit verbundenenrnvestitionshemrnung 
und ökonanische Auslaugung infolge von Demontagen, USIA-Eingliederungen, 1) 
Ausklammerung aus dem Marshall-Plan u.a.m. zugrunde. Mit der Erlangung 
der vollen politischen und wirtschaftlichen Souveränität Österreichs im 
Staatsvertrag von 1955 wurden erst die Voraussetzungen geschaffen, den 
besonders besatzungsgeschädigten Regionen wirksam helfen und die sich 
verschärfende Ausprägung des West-Ost-Gefälles vennindern zu können. 
Diesbezüglich kam es nun zu einem regional gezielten Einsatz von 
Investitionskredithilfen aus Counterpartmitteln - ab 1965 wurden auch 
Betriebsmittelkredite an die ehemaligen USIA-Betriebe vergeben (Raas und 
Wehsely 1977, S. 237) - und zur Errichtung eines "Informationsdienstes 
für Betriebs- und Filialgründungen in österreichischen Entwicklungsgebieten" 
im Bundesministerium für Soziale Verwaltung (1956). Das Bewertungsfrei-
heitsgesetz 1957 legte dann erstmals eine räumlich abgegrenzte und ein-
deutige Förderung bestimnter Gebiete, nämlich der besatzungsgeschädigten 
Gebiete in Fonn der vormaligen russischen Besatzungszone mittels eines 
erhöhten Satzes der vorzeitigen Abschreibung (60% gegenüber 40% für be-
wegliche, 25% gegenüber 20% für unbewegliche Güter) fest. Eine umfassende 
Förderung der entwicklungsbedürftigen Gebiete im Osten 
Österreichs wurde jedoch nicht erreicht. Die 1955 zugesagten 
Fördermaßnahmen (Gutkas 1970, S. 95) unterblieben teil-
weise bzw. wiesen nur geringe finanzielle Bedeutung aus; wäh-
1 )USIA bedeutete "Uprawlenije Sowjetskowo Irnuschtschestwa w 
Awstrii" (Verwaltung sowjetischer Güter in Österreich), 
vergl. Brusatti, Gutkas und Weinzierl, 1970. 
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rend , ein schwergewichtsmäßiger Einsatz der ERP-Kredite in der 
ersten Hälfte der fünfziger Jahre und im Westen Österreichs 
nach 1955 stattgefunden hatte, war ein allmähliches Auslaufen der 
Mittel festzustellen ( Schütz 1977, S.10) bzw. wurden sie 
mit beträchtlicher Verzögerung bewilligt, sodaß sie teilweise 
erst in der Phase des Konjunkturabschwungs der Jahre 1958/59 
zur Geltung kamen. 
Eine regional- und konjunkturpolitische Doppelstrategie wurde 
dabei mit der vorzeitigen Abschreibung, dem wichtigsten Instru-
ment der Investitionsförderung in Österreich, verfolgt: 
Im Ausfuhrförderungsgesetz des Jahres 1953 erstmals statuiert, 
wurde sie im Jahre 1956 zwecks Vermeidung einer Konjunktur-
überhitzung ausgesetzt und 1957, als erste Anzeichen eines 
drohenden Konjunktureinbruches sichtbar wurden, in regionaler 
Differenzierung wieder in Kraft gesetzt. 
5.2 1958-1959: Konjunkturtief 
Die wesentlicheren, auf längere Sicht hinaus konzipierten regio-
nalpolitischen Maßnahmen fielen bereits in die Phase des (von 
den USA ausgehenden) Konjunkturtiefs der Jahre 1958/59, dem 
die Wirtschaftspolitik durch verstärkte außenhandelspolitische 
Bemühungen entgegenzuwirken versuchte. Gleichzeitig konnten 
sich Bemühungen der sowohl funktionalen (Landwirtschaftliche 
Marktordnung, Paritätische Lohn- und Preiskommission) als 
auch regionalen Einkommens-Umverteilung eine höhere Wertig-
keit verschaffen (Seidel, Butschek und Kausel 1966, s. 37). 
An regionalpolitisch bedeutsamen Maßnahmen erfolgten 2 
Schritte: 
- die Gründung der österreichischen Kommunalkredit AG (1958), 
deren ursprünglicher Zweck darin lag, der Benachteiligung 
des östlichen Staatsgebietes entgegenzuwirken (die durch 
die nunmehr stark nach Westen hin orientierten Außenhandels-
beziehungen,durch die vorangegangene Ausschließung von der 
Vergabe von ERP-Mi tteln, und durch das Hemmnis der mangeln-
den Investitionsbereitschaft als Folge der russischen Be-
setzung entstanden war) und so den Wiederaufbau und Ausbau 
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der Industrie in diesen Gebieten zu beschleunigen (BMfHGI 
1972, S.64); und die 
- Inkraftsetzung des Artikels III des Finanzausgleichsgesetzes 
1959, wonach der Bund den Ländern zweckgebundene Zuschüsse 
zur Förderung von wirtschaftlich unterentwickelten Gebieten 
gewährte (vergl. Karte 2). 
Ein augenscheinliches Charakteristikum dieser Phase ist der 
verschiedene Verwaltungsebenen einbindende Förderungsansatz. 
So wurde die einkommens- und körperschaftssteuerwirksame Maß-
nahme der vorzeitigen Abschreibung infolge des Finanzausgleichs-
mechanismus in sehr erheblichem Ausmaß von den Ländern und 
Gemeinden mitfinanziert, indem diese einen geringeren Ertrags-
anteil netto erhielten. Das Grundkapital der Kommunalkredit AG 
und die Finanzausgleichsmittel zur Förderung unterentwickelter 
Gebiete wurden von Bund und Ländern, in ersterem Fall noch 
unter Beiziehung verschiedener bestehender Kredit- und Ver-
sicherungsinstitute, gemeinsam aufgebracht. Eine darüber 
hinausgehende Koordination der Mittelverwendung wurde im 
Rahmen des "technischen Kornmittees" 1 ) zwar angestrebt, 
konnte aber nicht realisiert werden (OECD 1967, S.94). 
Bei der Definition der Zielbereiche lassen sich zwei unter-
schiedliche Momente erkennen. Einerseits erfolgte eine nor-
mative räumliche Ausrichtung auf die ehemalige russische 
Besatzungszone, andererseits wurde von einer näheren Spezi-
fizierung hinsichtlich Wirtschaftssektoren, Art von För-
derungswerbern oder Absatzbereichen Abstand genommen. Für 
letztere Tatsache sprachen wohl Argumente wie Vermeidung 
von Marktverzerrungen, weitgehende Verwaltungsvereinfachung 
sowie der grundsätzliche volkswirtschaftliche Wert praktisch 
jedweder Investition in dieser Phase. 
1 ) Dieses Kornmittee wurde im Bundeskanzleramt in der Sektion 
für wirtschaftliche Koordination gebildet und setzte sich 
aus Vertretern der mit diesen Fragen beschäftigten Bundes-
ministerien und der Bundesländer zusammen. Unter anderem 
beschäftigte es sich mit der Feststellung von Entwicklungs-
gebieten und mit der Aufteilung der Entwicklungshilfe des 
Bundes. 
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Vor allem durch die Investitionsanreize der regional abge-
stuften vorzeitigen Abschreibung wurde die direkte Förderung 
der Kapitalmobilität in Gang gesetzt, während die eher infra-
strukturorientierten Maßnahmen des FAG und der Kommunalkredit 
AG indirekt durch Schaffung der Voraussetzungen für Betriebs-
verlagerungen bzw. -neugründungen wirksam wurden. An För-
derungsarten kam dabei ein umfassendes Spektrum zum Einsatz, 
da verlorene Zuschüsse, verbilligte Kredite und Steuererleich-
terungen (in sich ergänzender Weise) gewährt werden konnten. 
Betrachtet man die regionale Wirtschaftspolitik dieser Phase 
im Gesamtkontext, dann fällt auf, daß zwischen der regionalen 
Problemsituation und der räumlichen Abgrenzung zwar Deckungs-
gleichheit bestand, klare Zielformulierungen und konsistente 
Entwicklungsstrategien aber fehlten. Der Instrumenteneinsatz 
bestand aus einigen untereinander wenig zusammenhängenden 
Einzelmaßnahmen und schien stärker/ von gesamtwirtsci.laftlichen 
und von konjunkturpolitischen Erfordernissen geprägt als von 
der regionalen Problemsituation. 
5 . 3 1959-1961: Konjunkturaufschwung 
Das Konjunktur- bzw. Beschäftigtentief des Jahres 1958 konnte 
rasch überwunden werden und Ende 1959 war der Anschluß an 
die Hochkonjunktur wiederhergesetellt, die bis etwa 1961 
andauern sollte (vergl. Kapitel 8 ) . Besonders die In-
dustrie erwies sich in diesem Zeitraum als Motor des Wirt-
schaftswachstums mit besonders starken Bruttokapitalstock- und 
Beschäftigtenzuwächsen ( Seidel 1974, S.64), während die 
Wachstumsdynamik des tertiären Sektors dahinter noch zurück-
blieb. Ermöglicht wurde diese Entwicklung durch die technisch-
soziale Modernisierung der Land- und Forstwirtschaft und 
die dadurch ausgelösten Produktivitätsfortschritte und Arbeits-
kraftfreisetzungen sowie eine in dieser Phase dominant sek-
toral orientierte Unternehmens- und Infrastrukturpolitik 
der wirtschaftlichen Entscheidungsträger. 
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In diesem Zeitraum wurden keine neuen regionalpolitischen Instru-
mente eingeführt. Erstmals kamen die aufgrund des Finanzaus-
gleichsgesetz 1959 im jeweiligen Bundesfinanzgesetz bereitge-
stellten Mittel zur Förderung entwicklungsbedürftiger Gebiete 
zur Vergabe. Sie verteilten sich in Niederösterreich nach 
einem jährlich festgelegten Schlüssel auf die Förderungsspar-
ten Um- und Ausbau von Landeshauptstraßen und Brücken, Bei-
träge zu den Kosten land- und forstwirtschaftlicher Wege-
bauten sowie von Be- und Entwässerungen, Besitzfestigungen 
von kleinen Landwirten und Kleingewerbetreibenden, Förderung 
der Ansiedlung oder Erweiterung von gewerblichen oder industri-
ellen Betrieben sowie des Ausbaus des Fremdenverkehrs. 
Die vom Handelsministerium eingerichtete Fremdenverkehrszu-
schußaktion ("Hausaktion") wurde erst 1970 unter Mitwirkung 
der Bundesländer ausgeweitet und durch eine regionale Zweck-
widmung ergänzt. 
Die sonstige Vernachlässigung des regionalen Aspektes in 
dieser Phase kann als Resultat der herrschenden Hochkonjunk-
tur interpretiert werden. Die konjunkturelle Anspannung ließ 
Engpaßsituationen in den städtischen Agglomerationen akut 
werden, deren Beseitung mittels verstärkter Infrastruktur-
maßnahmen zu Zwecken maximalen Wirtschaftswachstums Vorrang 
besaß. Weiters begünstigte die Kapazitätsanspannung in den 
Ballungsgebieten auf Grund der wirtschaftlichen Prosperität 
gewisse Auslagerung3-Effekte in die benachbarten Regionen, die 
eine zukünftige Linderung der regionalen Probleme erwarten 
lassen konnten.Auf die Eigendynamik der Marktwirtschaft ver-
trauend, wurde wesentliches Gewicht allerdings der institu-
tionellen Verankerung von Entwicklungsbemühungen in Form 
regionaler Entwicklungsvereine beigemessen. Mit der Ausar-
beitung regionaler Entwicklungsprogramme wurde eine um-
fassende Problemsicht und Maßnahmenabstimmung zumindest 
konzeptionell vorbereitet, wenn auch meist nicht konkret 
in die Tat umgesetzt. 
5 • 4 • 1962-1967: Wachstumsrückgang ("Umstrukturierungsphase") 
In der Phase von 1962 - 1967 wurde der gesamtwirtschaft-
liche Wachstumstrend deutlich flacher und mündete schließ-
lich in der Rezession von 1967. Diese Verflachung beruhte 
darauf, daß sich die Expansions- und Exportchancen der typi-
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sehen Wachstumsindustrien der fünfziger Jahre (Bergbau, Eisen 
und Stahl-, Maschinen-, Fahrzeug- und Elektroindustrien) 
infolge der Deckung des Nachholbedarfs im Inland und der Um-
strukturierung des Weltmarktes von Investitionsgütern zu 
höherwertigen Finalgütern verringerten ( Seidel 1974). Das 
Produktivitätswachstum und die Abwanderung von Arbeitskräften 
aus der Land- und Forstwirtschaft erlebten eine weitere Be-
schleunigung. Der Dienstleistungssektor gewann stark an Be-
deutung, wobei sich in erster Linie der Fremdenverkehr und 
daneben Handel, Verkehr, Geld- und Versicherungswesen über-
proportional ausweiteten Seidel 1967). 
An weiteren regionalpolitisch relevanten Maßnahmen erfolgte 
in dieser Periode die Einrichtung des ERP-Fonds unter öster-
reichischer Verwaltung, wobei im ERP-Fonds-Gesetz von 1962 
jedoch zunächst noch keine räumliche Zielsetzung enthalten war. 
Der Zeitpunkt 1962 ist insofern bemerkenswert, als es vorher zu 
einem allmählichen Auslaufen der ERP-Investitionsförderung ge-
kommen war und erst mit dessen gesetzlicher Verankerung eine 
kontinuierliche Kreditvergabe einsetzte (Haas und Wehsely 
1977, S.237). Erst mit der Einrichtung des ERP-Sonderprogramms 
im Wirtschaftsjahr 1966/67 erfolgte eine explizit räumliche 
Anwendung, die als Ausdruck der Krisensituation im Kohlenberg-
bau (Fohnsdorf, Köflach, u.a.m) ursprünglich sektoral-punktuell 
gehandhabt wurde, später allerdings eine breitere regionale 
Anwendung erfuhr. 
Die indirekte Förderung mittels vorzeitiger Abschreibung wurde 
1963 neu geregelt. Neben einer generellen Herabsetzung der 
maximalen Prozentsätze wurde der Sondersatz für begünstigte 
Gebiete bei beweglichen Wirtschaftsgütern gegenüber den all-
gemeinen Bestimmungen abgeschwächt und bei unbeweglichen Wirt-
schaftsgütern abgeschafft. 1967 wurde die steuerliche Investi-
tionsförderung durch die Einführung der bundesweiten, un-
differenzierten Investitionsrücklage ausgebaut. 
Im Rezessionsjahr 1967 wurde als weitere steuerliche Begünsti-
gung für Beförderungsunternehmen mit Betriebsstandorten in 
Grenz- und Entwicklungsgebieten eine Befreiung von der Fern-
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verkehrssteuer verfügt (vgl. Karte 2, s. 31 ) . Diese Ausnahme-
bestimmung galt nur für taxativ festgelegte Transportrela-
tionen zwischen Entwicklungs- und zugeordneten Ballungsgebieten. 
(im allgemeinen die jeweilige Landeshauptstadt) und kann 
als kompensatorisches Kompromißangebot an die Transportwirt-
schaft gewertet werden. Diese mußte 1967 eine empfindliche 
Erhöhung der Beförderungssteuer hinnehmen, was neben höherem 
Steueraufkommen auch eine Verlagerung des Verkehrs von der 
Straße zur Schiene - Hand in Hand ging auch eine Tarifreform 
bei der österreichischen Bundesbahn - bezweckte. 
Seitens des Landes Niederösterreich kam es 1962 erstmalig zum 
Einsatz regionaler Förderungsmaßnahmen in Form des Betriebs-
investitionsfonds und der Landeshaftung. Die Ausrichtung auf 
entwicklungsbedürftige Gebiete wurde dabei nur in den allge-
meinen Zielsetzungen und nicht in konkreten Gebietsfestlegun-
gen sichtbar gemacht. 
Setzt man die Maßnahmen in Beziehung zu den Förderungsträgern, 
dann wird auffällig, daß nur das Land Niederösterreich in 
dieser Phase tatsächlich zusätzliche Buagetmittel für Förderungs-
zwecke widmete (allerdings nur für den Betriebsinvestitionsfonds), 
während der Bund einerseits angewachsene ERP-Counterpart-Gut-
haben wieder in den Wirtschaftskreislauf einspeiste und anderer-
seits rein aufkommenswirksame Förderungen einsetzte, d.h. auf 
Steuereinnahmen verzichtete. 
Eine räumliche Ausrichtung war bei den ERP-Förderungsmitteln 
in der Anfangsphase weder implizit noch explizit vorhanden. 
Erst das ERP-Sonderprogramm definierte konkrete (und sehr 
kleinräumige) Fördergebiete. Bei den Abschreibungsbegünsti-
gungen blieb die großräumige Fördergebietsabgrenzung bis 1966 
unverändert und wurde dann durch die Ausklammerung Wiens und 
des südlich der Donau gelegenen Teils Niederösterreichs in 
sinnvoller Weise reduziert (vgl. Karte 2, S. 31). Die Befreiung 
von der Fernverkehrsteuer kam nur wenigen Regionen bezüglich 
ganz bestimmter Transportrelationen zugute. In sektoraler oder 
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betriebsgrößenmäßiger Hinsicht kam es auch in dieser Periode 
noch zu keiner offensichtlichen Bevorzugung bzw. Diskrimi-
nierung. Anzeichen dafür sind die sektoral praktisch alle 
Möglichkeiten abdeckende Breite der ERP-Förderungsowie die 
sektoral nicht differenzierenden Bestimmungen der vorzeitigen 
Abschreibung und der Beförderungssteuer. Ins Auge fällt bei der 
~finition der betrieblichen Absatzbereiche die in dieser Phase schwäche-
ren Wirtschaftswachstums erstmalige starke überregionale Ab-
satzorientierung der ERP-Kreditaktionen, die Hand in Hand 
ging mit verschiedenen anderen Exportförderungsmaßnahmen, 
wie etwa dem Ausfuhrförderungsgesetz 1964. Dagegen ist die 
Intention und Auswirkung der Befreiung von der Fernverkehrs-
steuer weniger klar: da nur die jeweilige Transportrelation 
zwischen peripherem Gebiet und dessen Landeshauptstadt be-
günstigt war, läßt sich ein einseitiger Integrationseffekt 
zwischen einzelnen Zentren und ihren jeweiligen Peripherien 
erwarten. Dadurch dürfte die Fernverkehrssteuer an sich eher 
als Hemmschuh einer stärkeren national/internationalen 
Verflechtung gewirkt haben. 
Der Hauptwirkungsansatz der in dieser Phase neu eingesetzten 
Instrumente lag eindeutig in der Förderung der Kapitalmobi-
lität und bestand in der Reduzierung der Kosten von maschi-
nellen und baulichen Investitionen. Im Zusammenhang mit der 
Volliberalisierung im OECD- und GATT-Bereich, weiters der 
einsetzenden EWG-Diskriminierung gegen Österreich und den 
damit Hand in Hand gehenden Marktanteilsverlusten sowie der 
angespannten Arbeitskräftesituation wurde der Verbilligung des 
Faktoreinsatzes mittels Rationalisierung das Hauptaugenmerk 
zugewandt. Dies geht nicht nur aus den Förderungsbestimmungen 
hervor, sondern läßt sich auch empirisch nachweisen: etwa 
4/5 aller Investitionen dieser Periode betrafen Rationali-
sierungsmaßnahmen ( Tichy 1972, S.155). Das Anliegen der 
Schaffung von Arbeitsplätzen in peripheren Gebieten trat 
demgegenüber stark in den Hintergrund. 
Die Einengung der Förderungsarten auf verbilligte Kredite, 
Haftungen und Steuererleichterungen und das bereits aufgezeigte 
Phänomen, daß mit Ausnahme des Betriebsinvestionsfonds keine 
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effektiven Budgetmittel zum Einsatz kamen, werden vor dem 
Hintergrund der katastrophalen Finanzlage des Bundes im 
Jahre 1963, in dem sogar eine Dotierung der FAG-Mittel des 
Bundes zur Förderung der entwicklungsbedürftigen Gebiete unter-
blieb, verständlich ( Wissgott 1973, S.176). 
Eine offizielle Koordination der Entwicklungsbemühungen, 
die durch den Beginn einer eigenständigen regionalen Wirt-
schaftspolitik des Landes Niederösterreich, das Initiativwer-
den verschiedener Entwicklungsvereine und eitlen Ei:nsatz 
neuer Maßnahmen in verstärktem Ausmaß notwendig gewesen wäre, 
fand auch in dieser Phase nicht statt, wenngleich die Mög-
lichkeit verstärkter informeller Abstimmung infolge partei-
politischer Identität zwischen Bundes- und Landesregierung 
in Niederösterreich berücksichtigt werden muß. 
Versucht man eine zusammenfassende Einschätzung dieser Phase, 
dann kann man folgende wesentliche Faktoren festhalten. Mit 
der Aktivierung regionaler Entwicklungsvereine und der Erar-
beitung regionaler Entwicklungsprogramme wurde ein konzeptu-
ell bemerkenswerter und erfolgversprechender Weg eingeschlagen, 
dem es in Realität allerdings nicht nur an konsequenter Ver-
wirklichung mangelte, sondern der praktisch von Beginn an 
permanent unterlaufen wurde (man vergleiche etwa die Kritik 
der OECD 1967, S.95, an der auf Drängen der westlichen Bundes-
länder vorgenommenen gerichtsbezirksweisen Entwicklungsgebiets-
festlegung von 1962 für die FAG-Förderung oder die Darstellung 
der Tätigkeit des Niederösterreichischen Landesentwicklungs-
vereins bei Litschauer 1975, S.9). Ein Grund hiefür mag 
gewesen sein, daß die Zielsetzung einer umfassenden regionalen 
Entwicklung dabei im Widerspruch zur gesamtwirtschaftlichen 
Strategie der verstärkten industriellen Außenorientierung 
und Eingliederung in die internationale Arbeitsteilung stand. 
Forciert wurde daher die sektorale Strukturpolitik zur Bewäl-
tigung der hiedurch entstandenen Sektorkrisen und des Um-
strukturierungsprozesses von Investitionsgütern zu Final-
gütern, während das regionale Problem unausgesprochen der 
"Methode der passiven Sanierung" überlassen wurde. 
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5.5 1968 - 1973: Hochkonjunktur 
Das Rekordwachstum der österreichischen Wirtschaft in der 
Phase 1968 - 1973 wurde zu einem beträchtlichen Teil von einer 
hohen Außennachfrage infolge weltweiten Wirtschaftswachstums 
induziert. Die fast den Kapazitätsplafond erreichende Pro-
duktion bewirkte allerdings eine starke Überhitzung von Faktor-
märkten und eine kräftig emporschnellende Inflation Breuss, ) 
1975). Die Abwanderung aus der Land- und Forstwirtschaft erreich-
te ihren Höhepunkt und erfaßte vielfach selbst die Betriebsinhaber 
(Österreichisches Statistisches Zentralamt 1976); die Industrie 
konnte Beschäftigte und Produktion beträchtlich ausweiten, 
wurde aber in ersterem vorn Dienstleistungsbereich sogar noch 
übertroffen. 
Die erstmals auf oberster politischer Ebene angesprochene Ziel-
setzung der "Förderung der regionalen Entwicklung" war einge-
bettet in eine primär auf Wachstumsmaximierung ausgerichtete 
Wirtschaftspolitik, die eine Beseitigung regionaler Entwick-
lungshemmnisse in erster Linie unter dem Gesichtspunkt eines 
effizienteren Einsatzes der Produktivkräfte anstrebte. Im 
Rahmen der nationalen investitions- und wettbewerbsfördernden 
Strategien wurde an regionalpolitischen Konzepten die Ansiedlung 
und Neugründung von zukunftsorientierten (insbesondere auch 
ausländischen) Betrieben in Entwicklungsgebieten sowie der 
Ausbau von zentralen Orten gefordert (siehe Bundeskanzleramt 
19 70) . 
Der regionalpolitische Instrumenteneinsatz des Bundes erfolgte 
vor allem in Form von Zusatzbestimmungen bzw. Schwerpunkt-
setzungen für einen regionalen Mitteleinsatz im Rahmen generell 
wachstumspolitischer Maßnahmen. Diesbezüglich sind zu nennen 
der weiterhin aufrechte (aber mit Ende dieser Phase auslaufende) 
regional differenzierte vorzeitige Abschreibungssatz, die 
im Wirtschaftsjahr 1973/74 eingeführte Vorrangigkeit der regio-
nal gezielten Vergabe von ERP-Groß- und -Mittelkrediten, der 
im Stammtext des Arbeitsmarktförderungsgesetzes von 1968 
beinhaltete (aber bis 1973 sehr restriktiv gehandhabte) 
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Förderungsansatz des Ausgleiches längerfristiger struktureller 
oder regionaler Beschäftigungsschwierigkeiten und das in 
den Vergaberichtlinien der Zinszuschüsse nach dem Gewerbe-
strukturverbesserungsgesetz 1969 enthaltene (aber ebenfalls 
erst 1973 wesentlich konkretisierte) Ziel der Verbesserung der 
Regionalstruktur. Eine sektorspezifische Aktion mit wesent-
licher regionaler Komponente war die in den Jahren des Kon-
junkturhöhepunktes 1970-1972 durchgeführte Einrichtung und 
Ausweitung der Bergbauern- und Landwirtschaftlichen Regional-
förderung. 
Auf der Ebene des Landes Niederösterreich ist vor allem das 
starke Anziehen des Regionalförderungsaspektes in den sek-
toralen Raumordnungsprogrammen bemerkenswert. So erfolgte 
mit der Erlassung des Gewerbe- und Industrie-Raumordnungs-
programmes von 1971 nicht nur die Einführung einer ins Ge-
wicht fallenden, exklusiv dem Grenzland zugute kommenden neuen 
Förderungsart, sondern auch die Ausrichtung bestehender bzw. 
neu eingerichteter allgemeiner Wirtschaftsaktionen (wie Be-
triebsinvestitionsfonds, Landeshaftung.,sowie des 1970 ge-
schaffenen Zinsenzuschusses für Investdarlehen) auf Belange 
der regionalen Entwicklungsförderung. Diese besondere Bedacht-
nahme auf die Probleme der entwicklungsbedürftigen Gebiete 
fand auch in den 1973 herausgegebenen Land- und Forstwirt-
schafts- sowie Zentrale-Orte-Raumordnungsprogrammen zumindest 
verbalen Niederschlag. 
Analysiert man den Instrumenteneinsatz von Bund und Land N.ö. 
näher, dann kann man charakteristische Ähnlichkeiten fest-
stellen. So stellen die Regionalförderungen jeweils Sonder-
bestimmungen in dominant sektoral orientierten Programmen dar. 
Weiters wurden die regionalpolitischen Komponenten bis 1973 kaum 
dotiert (z.B. in den drei Jahren 1970-72 nur 5,2 Mio.S. an 
arbeitsmarktpolitischen Strukturbeihilfen; die Zinsenzuschuß-
aktion für Investdarlehen wurde aus dem Mittelrückfluß des 
Betriebsinvestitionsfonds bestritten und der Niederösterreichi-
sche Grenzlandförderungszuschuß wurde 1973 erstmals mit 
5 Mio.s. zur Vergabe gebracht) bzw. die verbal eingeführten 
Begünstigungen erst in der folgenden Rezession in konkrete Maß-
nahmen umgesetzt. 
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Die räumliche Zweckwidmung des Instrumenteneinsatzes war 
deutlich schwächer als in den vorangegangenen Phasen. Immer-
hin erfolgte mit der Bekanntgabe des Gewerbe- und Industrie-
Raumordnungsprogrammes von Seiten des Landes Niederösterreich 
die erstmalige explizite Abgrenzung des Grenzlandes und der 
entwicklungsbedürftigen Gebiete und die Einrichtung einer 
~xklusiv dem Grenzland zugute kormrenden Förderungsart des Grenzlandförderungs-
zuschusses . (vgl._ Karte 4 ) . Auf Bundesebene waren praktisch nur die Land-
.wi rts chaf ts förde rung des Bergbauernsonderprogrammes räum-
lich konkret definiert, was jedoch als mehr oder minder auto-
matischer Ausfluß der sektoralen Definition zu ~erten ist. 
Im Gegensatz zur Verringerung der räumlichen Diskriminierung 
kam es in sektoraler Hinsicht zu einer deutlichen Auffächerung 
und Spezifizierung, wobei vor allem das stärker räumlich orien-
tierte Tätigwerden des Bundes im Bereich der Agrarpolitik auf-
zeigenswert erscheint. Als einzige Maßnahme war die Arbeits-
marktförderung sektorübergreifend definiert. Ihre Auswirkungen 
kommen in der Praxis allerdings vorrangig dem sekundären 
Sektor zugute. Die Arbeitsmarktförderung nimmt auch insoferne 
eine Sonderstellung ein, als sie den Menschen (als Arbeitnehmer) 
in den Förderungsmittelpunkt rückt, und darüberhinaus auch 
Gebietskörperschaften für beschäftigungswirksame Aktionen ein-
bezieht.Eine Tendenz zur Unterscheidung von Betriebsgrößen 
bei der Förderung ist noch nicht erkennbar, wenn man von den 
an Ertragsgrenzen gebundenen landwirtschaftlichen Erhaltungs-
subventionen absieht. Eine explizit überregionale Absatz-
orientierung erfuhren die Wirtschaftsförderungsmaßnahmen des 
Landes Niederösterreich mit der Formulierung des Gewerbe- und 
Industrie-Raumordnungsprogrammes, dessen Fernbedarfsorien-
tierung (im Sinne des Exportbasiskonzeptes) in den Vergabe-
richtlinien jedoch nie operationalisiert werden sollte. 
Die Förderung der beruflichen und regionalen Mobilität des 
Faktors Arbeit im Arbeitsmarktförderungsgesetz stellte 
einen wesentlichen neuen Wirkungsansatz der politischen Inter-
vention dar, der in seiner konkreten Ausprägung als Mittel 
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der nationalen Wachstumserhöhung anzusehen ist und der "jobs 
to the workers"-Konzeption der Regionalpolitik diametral gegen-
überstand. Daneben wurden die Bemühungen der Verbesserung 
der Kapitalmobilität unverändert weiterverfolgt, wobei erstmals 
das Ziel einer sektoralen Lenkung der Investitionstätig-
keit oder sektoralen Diversifikation Aufnahme in die Vergabe-
schwerpunkte fand, worunter im Agrarbereich auch das Aus-
weichen auf den Fremdenverkehr zu verstehen ist. Erstaunlich 
massiv trat bereits in dieser Phase der höchsten Konjunktur-
anspannung das Anliegen der Arbeitsplatzschaffung und -erhaltung 
in den Vordergrund, dem das nach wie vor aufrechte Kriterium 
der Vornahme von Prozeßinnovationen (=Rationalisierung) als 
widersprüchliches Moment entgegenstand. Der erstmals angesprochene 
Aspekt der regionalen Rohstoffnutzung betrifft naturgemäß vor-
wiegend den primären Sektor. Ein interessantes Phänomen ist 
das starke Umstellen der Förderungsart auf verlorene Zuschüsse 
während Sonderkredite und Steuererleichterungen (deren regio-
nale Differenzierung mit Ende dieser Phase abgeschafft wurden) 
in den Hintergrund treten. 
1971 wurde mit der Gründung der ÖROK eine institutionalisierte 
Koordination der Raumordnung angestrebt, die vermutlich infolge 
des Überganges der Regierungsgewalt auf Bundesebene und des 
daraus resultierenden potentiell verstärkten Spannungsverhält-
nisses zwischen Bund (SPÖ) und Ländern (in der Mehrzahl ÖVP) 
als notwendig empfunden wurde. Sie setzte allerdings zu spät 
ein, um in dieser Konjunkturphase im Maßnahmeneinsatz noch Aus-
wirkungen zeigen zu können. Mehr Wirkung zeitigte in dieser 
Periode die Tätigkeit der niederösterreichischen Raumordnungs-
stelle, die eine (wissenschaftlich fundierte) Festlegung des 
Grenzlandes und entwicklungsbedürftiger Gebiete sowie deren Vor-
rangstellung bei Förderungsmaßnahmen durchsetzen konnte. 
Eine umfassendere Interpretation der Geschehnisse dieser Phase 
läßt den Schluß zu, daß eine Förderung der regionalen Ent-
wicklung und eine planvolle Gestaltung des Staatsgebietes 
(=Raumordnung) offiziell als Teilelemente in die Wachstums-
strategie der Konjunkturaufschwungphase einbezogen wurden. 
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Die regionale Entwicklungspolitik stand wohl, ohne daß dies 
ausgesprochen wurde, stark unter dem neoklassischen Gesichts-
punkt des Ausgleichs der Faktorgrenzerträge durch Beseitigung 
von Friktionen des Marktmechanismus, zum Zwecke des optimalen 
Ressourceneinsatzes und damit maximalen Wachstums; der Auf-
schwung der Raumordnung ist zu sehen vor dem Hintergrund des 
damals vorherrschenden euphorischen Glaubens an die techno-
kratisch-wissenschaftliche Machbarkeit des technisch-sozialen 
Fortschritts einerseits und der Wahrnehmung des verstärkten 
Erfordernisses einer öffentlichen Ausgleichsfunktion bezüglich 
der negativen externen Effekte privatwirtschaftlicher Expansion 
andererseits. Augenscheinlich sind weiters die verstärkten 
Bemühungen einer wissenschaftlichen Analyse und des praktischen 
Sichtbarmachens der Problemsituation, was aber infolge zu iso-
lierter, statischer Betrachtungsweise ("blueprint-planning") 
und der Vernachlässigung von Kausalitäten, Interdependenzen, 
sowie von instrumentellen und vollzugsrelevanten Aspekten 
kaum realen Niederschlag fand. 
5.6. 1974-1975: Rezession 
Der Mitte 1974 einsetzende und bis Ende 1975 andauernde 
stärkste Konjunktureinbruch seit Kriegsende wurde nach Tichy 
durch das Zusammenwirken stochastischer (Mißernten, Dollarkrise, 
Ölpreisschock), deterministischer (Lohn-lag, Multiplikator-
und Akzeleratorwirkungen) und wirtschaftspolitischer (über-
zogener, zu spät einsetzender und zu einseitig monetär aus-
gerichteter restriktiver Kurs) Faktoren bewirkt ( Tichy 1976). 
Die wirtschaftliche Rezession führte zu einem deutlichen Rück-
gang der Abwanderung aus der Land- und Forstwirtschaft; 
Gewerbe und insbesondere Industrie erfuhren einen drastischen 
Produktions- und Beschäftigungsrückgang, während es dem 
Dienstleistungssektor gelang, die Gesamtbeschäftigung annähernd 
zu stabilisieren ( Biffl 1977). Das späte Erkennen der Rezession 
führte erst Mitte 1975 zu einem wirtschaftspolitischen Kurswandel, 
der später als "Vollbeschäftigungspolitik unter widrigen welt-
wirtschaftlichen Bedingungen" charakterisiert wurde (. Seidel 
1979, S.42). Er bestand im wesentlichen aus einer expansiven 
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Budget-- und Geldmengenpoli t:ik, unterstützt von direkt arbei ts-
marktwirksamen Maßnahmen wie Abbau der Gastarbeiterkontin-
gente, Verkürzung der Arbeitszeit, Umschulungen und Struktur-
beihilfen. 
Der Bund setzte an neuen regionalpolitischen Anstrengungen in 
dieser Phase lediglich ein einziges Maßnahmenpaket, nämlich 
das 1974 eingeführte Sofortprogramm zur Stärkung der regionalen 
Wirtschaftskraft im Niederösterreichischen Grenzgebiet ("Wald-
viertelplan"). Dieses Programm bestand aus einer Palette be-
fristeter, unaufschiebbarer Sofortmaßnahmen in Form von Re-
servierungen bzw. Koordinierungen ressortintern bereits vor-
handener Instrumente und Mittel; darüber hinausgehende Ressourcen-
widmungen mit längerfristiger Wirkung betrafen vor allem Infra-
strukturinvestitionen in Schulungseinrichtungen der Arbeits-
marktverwaltung, im beruflichen Bundesschulwesen, im Bundes-
straßennetz sowie die nachfolgend noch gesondert behandelten 
Maßnahmen. Das von Bund und Land gemeinsam finanzierte Agrarische 
Grenzlandsonderprogramm stellte weiters beträchtliche zusätz-
liche Mittel für einzelbetriebliche (hauptsächlich Bau-Maßnahmen) 
und gemeinschaftliche Förderungsmaßnahmen (Wegebau, Elektrifi-
zierung, Kommassierung) zur Verfügung, die in ähnlicher Form 
allerdings auch jedem anderen land- und forstwirtschaftlichen 
Betrieb zuteil werden können. Die ebenfalls von Bund und 
Land gemeinsam getragene Niederösterreichische Grenzland-
förderungsgesellschaft beruht auf einem alten und im Grund-
sätzlichen (wenn auch nicht immer im Konkreten) durchaus be-
währten Konzept, dessen Effektivität infolge der Personal-
union mit der landesweit tätigen Niederösterreichischen Raum-
ordnungs-, Betriebsansiedlungs- und Strukturverbesserungs-
ges.m.b.H. möglicherweise abgeschwächt wird. Infolge der 
alleinigen Ausrichtung auf Betriebsansiedlungen in Zeitenwirt-
schaftlicher Rezession, in denen das Potential mobiler Be-
triebe ein Minimum erreicht, war ihre Wirkungsmöglichkeit wohl 
noch zusätzlich eingeschränkt. 
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Das von der Niederösterreichischen Landesregierung eingeführte 
Grenzlandsonderprogramm verteilte von 1974 bis 1975 Budget-
mittel an Gemeinden, ohne damit explizite strukturelle Ziel-
setzungen zu verbinden. Der 1975 installierte Zinsenzuschuß 
für Merkantildarlehen erfolgte als Reaktion auf die Schrumpfungs-
prozesse im Lebensmitteleinzelhandel und weist eine nur sehr 
untergeordnete, in den Richtlinien nicht operationalisierte, 
räumliche Zielsetzung auf. 
Durchschlagendes Charakteristikum dieser Phase ist der vor 
allem von Bundesseite her eingeleitete kooperative und 
direkt koordinierte Förderungsansatz des "Waldviertelplans", 
der darin gipfelte, daß sich praktisch sämtliche Anstrengungen 
für dieses Gebiet in einem ressort- und sektorübergreifenden 
Programm vereinten. Das Land Niederösterreich leistete dazu 
wesentliche Beiträge und verankerte außerdem das Anliegen 
der Entwicklungsgebietsförderung in sektoralen Raumordnungs-
programmen. Dabei ist der Novellierung des Gewerbe- und 
Industrie-Programmes höhere Bedeutung beizumessen als der (mög-
licherweise wahltaktisch bestimmten) alibihaften Erstellung des 
Grenzland-Raumordnungsprogramms. Berücksichtigt man neben den 
in dieser Phase neu konzipierten Maßnahmen die Schwerpunkt-
setzungen im Rahmen bestehender Programme (ERP-Groß- und 
Mittelkredite, ERP-Sonderprogramm, Arbeitsmarktförderungs-
und Gewerbestrukturverbesserungsgesetz), dann dürfte es sich 
wohl um einen der massivsten regionalpolitisch motivierten 
Mitteleinsätze der Zweiten Republik handeln. 
Auch die räumliche Ausrichtung war in der Phase des Konjunk-
tureinbruchs am strengsten. Als einzige Förderungsart waren 
nur die niederösterreichischen Merkantildarlehen nicht explizit 
regional definiert. Alle übrigen Maßnahmen kamen exklusiv dem 
Grenzland zugute, wobei durch die Anpassung der niederöster-
reichischen Fördergebietsabgrenzung an jene der ÖROK, darüber 
hinaus eine Vere~nheitlichung der Zielgebiete erreicht werden 
konnte. In Bezug auf Wirtschaftssektoren und Förderungswerber 
kann kein offensichtliches Muster erkannt werden. Erwähnens-
wert ist einzig die erstmalige Einbeziehung des Dienstleistungs-
bereichs (bei Ausklammerung des Fremdenverkehrs) in Form der -
allerdings nicht regionalspezifischen - Nahversorgungsförderung 
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sowie die (sehr kurzfristige) Einbeziehung der Gemeinden in 
die Förderung zum Zwecke der Verbesserung ihrer Grundausstattung. 
Gegenüber den vorangehenden Phasen läßt sich ein ~ewisser Wan-
del der Absatz- bzw. Verflechtungsorientierung von extra- zu 
intraregional erkennen, was zwar nicht an den Zielsetzungen 
oder Richtlinien abgelesen werden kann, aus den abschätzbaren 
Primäreffekten der Instrumente (etwa Verbesserung der Nahver-
sorgung und kommunalen Grundausstattung) aber hervorgeht. 
Abgeschwächt erscheint der bisher dominante Wirkungsansatz 
der direkten Förderung der Kapitalmobilität zu Zwecken von 
Betriebsgründungen oder -verlagerungen, wenngleich die Ver-
billigung des Kapitaleinsatzes nach wie vor im Mittelpunkt 
der Bemühungen steht. Das Arbeitsplatzziel erreichte die Stufe 
oberster Priorität, fand aber nur in seltenen Fällen einen 
Widerhall in direkt arbeitsplatzabhängigen Förderungen. Der Ziel-
konflikt mit dem Anliegen der Produktivitätssteigerung mittels 
Rationalisierung blieb unverändert aufrecht. Neue Aspekte 
wie Energieeinsparung, Recycling und Umweltschutz gewannen 
langsam an Bedeutung. Der bereits früher eingeleitete Wandel 
in der Förderungsart zugunsten verlorener Zuschüsse, der in der 
Hochkonjunkturphase ein Ausdruck des relativen Ressourcenüber-
flusses gewesen sein mag, mußte nun zwecks Erzielung einer 
wenigstens bescheidenen Wirkung beibehalten und sogar ausge-
baut werden. Die Koordination erlebte eine erste Blüte in Form 
des ressortübergreifenden und zwischen Verwaltungsebenen ab-
gestimmten Waldviertelplans, der als Ansatz eines echten quer-
schnittsbezogenen Regionalprogramms eingestuft werden kann.' 
Darüberhinaus zeitigte die Tätigkeit der ÖROK mit der Vereinheitlichung 
der Fördergebiete zumindest formale Erfolge. 
Behält man den Systemzusammenhang im Auge, dann können die 
Rezessionsjahre 1974/75 als erste Phase echter österreichi-
scher Regionalpolitik bezeichnet werden. Dies trifft vor 
allem für den Bund zu, während das Land Niederösterreich wesent-
liche Akzente mit einigen Jahren Vorsprung setzte. Gemeint sind 
damit die Vornahme allgemeingültiger Zielsetzungen und Gebiets-
festlegungen und der Versuch einer Zusammenschau und Koordina-
tion der Verwirklichung und nicht mehr nur völlig bruchstück-
hafter, sektoraler Instrumenteinsatz. Der durch die Rezession 
akut gewordene Problemdruck ließ die Unwirksamkeit des einge-
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setzten Instrumentariums, dessen bisheriger Erfolg auf der 
Expansionsdynamik des Marktsystems beruht hatte, deutlich her-
vortreten, erzwang aber gleichsam ein unmittelbares Handeln, 
ohne auf die Erarbeitung einer konzeptkonformen Lösung warten 
zu können (vgl. Kohlbacher 1975, S.72 , zur Dringlichkeit 
des Waldviertelplans). Der Anspruch der Regionalpolitik wandelte 
sich damit von der Initiierung sich selbst tra.genden Wachs-
tums hin zum regionalen Krisenmanagement. 
5.7 1976-1980: Leichte Konjunkturerholung 
Die 1976 einsetzende konjunkturelle Erholung der österreichi-
schen Wirtschaft erreichte nicht die gewünschten Ausmaße. 
Gegenüber dem längerfristigen Trend kam es zu einem Rückgang 
der Investitionen und des Produktivitätswachstums. Hand in 
Hand damit gingen Marktanteilsverluste bei der inländischen 
Industriegüternachfrage und Rekordwerte des Handelsbilanzdefi-
zits ( Kramer 1978). Im Agrarsektor blieb bei stark steigen-
der Arbeitsproduktivität die Zahl der land- und forstwirt-
schaftlichen Betriebe praktisch stabil. Im sekundären Sektor 
führte das Ausbleiben eines kräftigen internationalen Konjunk-
turaufschwungs zu massiven Schwierigkeiten der Grundstoffindustrien 
und zu deutlich herabgesetzten Produktionszuwächsen (, Schenk 1978). 
Allein der Tertiäre Sektor schaffte - am Durchschnitt der Ge-
samtwirtschaft gemessen - befriedigende Wertschöpfungs- und 
Beschäftigungszuwächse. Der Wirtschaftspolitik war infolge 
hoher Budget- und Handelsbilanzdefizite die Einschlagung eines 
merklich expansiven Kurses verwehrt. Investitionspolitische 
Anreize wie etwa die Zinsenstützungsaktion 1978 standen 
daher im Schatten einer stabilitätspolitisch motivierten restrik-
tiven Geldmengen- und Hartwährungspolitik. 
Der Instrumenteneinsatz dieser Phase läßt kein einheitliches 
Schema erkennen. Die 1977 eingerichtete Existenzgründungsaktion 
der Bürges bezweckte ursprünglich die Erleichterung der Neu-
gründung und Übernahme von Betrieben, die der Nahversorgung 
dienen oder in abwanderungsgefährdeten Gebieten liegen. Diese 
regional-branchenmäßige Einengung wurde in späterer Folge 
jedoch wieder fallengelassen. Die 1979 initiierte Gemeinsame 
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Grenzland- und Arbeitsmarktförderung stellte den bemerkens-
werten Versuch einer Kombination von Arbeitsplatz- und Investi-
tionssummenförderung dar und hätte theoretisch hohe finan-
zielle Signifikanz annehmen können, kam aber infolge inner-
administrativer Kompetenz- und Verfahrensschwierigkeiten nur 
sehr begrenzt zum Einsatz und wurde Ende 1980 durch die Gemein-
same Sonderförderungsaktion Bund und Land Niederösterreich 
zur Schaffung von Arbeitsplätzen im Waldviertel ersetzt. 
Die ebenfalls 1979 vom Bundeskanzleramt vorgestellte Sonder-
aktion zur Stärkung entwicklungsschwacher ländlicher Räume 
im Berggebiet brachte eine bemerkenswerte Neuerung im Hinblick 
auf den Ausbau lokaler und regionaler Wirtschaftskreisläufe 
unter dem Gesichtspunkt der regional eigenständigen Entwick-
lung, bezog sich nur auf sehr kleine "extrem periphere" Gebiete 
und hatte naturgemäß mit beträchtlichen Anlaufschwierigkeiten 
zu kämpfen. Auf Landesebene setzte das Niederösterreichische 
Landwirtschaftsgesetz von 1976 die Tendenz zur Verteilung von 
Erhaltungssubventionen (zu Zwecken der teilweisen Abgeltung 
nicht-vermarktbarer Leistungen) in seinem Kompetenzbereich 
weiter fort. Die 1978 angelaufene Pro-Industrie-Aktion be-
teiligt sich mit Zinsenzuschüssen an Niederösterreich betreffen-
den Aktionen der Investitionskredit AG., ist demnach vorwiegend 
funktional ausgerichtet, kaum selektiv und von der regionalen 
Ausrichtung her eher vernachlässigbar. Die mit dem Jahr 1980 
begonnene Innovationsförderungs-Zinsen-Zuschußaktion versucht 
auf Landesebene dem Phänomen der Innovationslücke entgegen-
zutreten und weist ebenfalls nur einen leerformelartigen 
regionalen Bezug auf. Die im Entwurf zu einer neuerlichen 
Novelle des Gewerbe- und Industrie-Raumordnungsprogrammes 
angeführten Maßnahmen der Pro-Gewerbe-Aktion und der Regional-
förderung sind einer näheren Einschätzung noch nicht zugänglich. 
Betrachtet man die Aktivitäten dieser Phase näher, dann muß 
man die mit beträchtlichem Mitteleinsatz verbundene Initiative 
des Landes Niederösterreich anerkennen, dem der Bund mit der 
"Sonderaktion" ein richtungsr,.eisendes, internationale Beachtung 
findendes Pilotprojekt entgegenzusetzen hat. Das Ausmaß der 
direkten räumlichen Ausrichtung wurde stark abgeschwächt. Ein 
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Großteil der Maßnahmen ist eher "unter anderem" regional 
orientiert bzw. definiert Fördergebiete, die von den in der 
Rezessionsphase festgelegten ÖROK-Ostgrenzgebiete abweichen. Analog dazu erfolgte 
neuerlich eine starke Aufsplitterung der förderbaren Wirt-
schaftssektoren und eine Hinwendung auf den sekundären Sektor. 
Die weitgehende Unspezifiziertheit der Absatzbereiche wird nur von 
der Sonderaktion durchbrochen, die erstmals die Erhöhung 
intraregionaler Verflechtungsbeziehungen als expliziten 
Wirkungsansatz wählte. In Hinblick auf die Beschleunigung 
'des sektoralen Strukturwandels wurde wieder voll auf die direkte 
Förderung der Kapitalmobilität abgestellt, wobei dem bislang 
vernachlässigten Aspekt der Diversifikation bzw. der 
sektoralen Lenkung der Investitionstätigkeit verstärkte Auf-
merksamkeit zuteil wurde. Vor dem Hintergrund des Anwachsens 
des Arbeitskräftepotentials bis zum Jahr 1985 infolge der 
demographischen Entwicklung gewann das Arbeitsplatzschaffungs-
und -erhaltungsziel noch eine Nuance an Dringlichkeit. Ihm 
wurde eine breite Palette sonstiger Anliegen wie Innovation, 
Energieeinsparung, Recycling, überbetriebliche Kooperation 
und Konzentration u.a.m. zur Seite gestellt. Bei den Förderungs-
arten wurde fast völlig auf die Gewährung von direkt steuer-
baren verlorenen Zuschüssen übergegangen, die teilweise von 
Haftungsübernahmen begleitet werden können. Zurückzuführen 
ist diese Erscheinung wahrscheinlich auf das mit dem Anschwellen 
der Förderungswünsche einhergehende Erfordernis der Verwal-
tungsvereinfachung bzw. auf den Wunsch nach einem möglichst 
hohen und unmittelbaren Begünstigungseffekt. 
Im Zusammenhang betrachtet lassen sich Parallelen zur Um-
strukturierungsphase in der ersten Hälfte der sechziger Jahre 
erkennen. In ähnlicher Weise ließ eine Veränderung der welt-
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen das Problem der Bewältigung 
des strukturellen Wandels vorrangig werden und drängte regional-
politische Bemühungen in den Hintergrund. Gleichzeitig kam es 
zu einer tiefgreifenden Desillusionierung und Erschütterung 
des Glaubens an die Effektivität der "planenden Vernunft". 
Die Erstellung leitbildhafter Konzeptionen wurde in den Hinter-
grund gedrängt (etwa das bereits zur Unzeit erschienene österr. Raumordnungs..,. 
konzept 1981); zur Vorgangsweise des trial & error bzw. radikalen 
Strategiewandels wurde übergewechselt. So kam es zur Durch-
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führung stärker projekt- und aktionsbezogener kooperativer 
Regionalprogramme, die durch punktuelle Auswirkungen sektoraler 
Krisen in Form immer häufiger werdender Betriebszusammen-
brüche erforderlich wurden. Dementsprechend erfolgte eine 
Vornahme sektoraler, kleinräumiger Förderungsgebietsab-
grenzungen, eine Hinwendung der Koordinationsbemühungen von 
der formalistischen Ebene auf die des konkrekten Problem-
anfalls und des Versuches der ad-hoc Koordinierung von Bund, 
Land, Banken und allenfalls verstaatlichter Industrie zur 
Lösung akuter Lokal- und Regionalkrisen mittels "Feuer-
wehrprogrammen". 
Tab.1 Anzahl der Förderungsfälle und Höhe der Zuschüsse in Nieder~sterreich 1970-1980 nach Instrurrent und Jahr 
ncnt·~~ Yr l.1t NJ: 1.1\!,D eo 7'l 18 17 16 ~ 74 n 12 71 70 ~,IF, 
1 
lllJol. l'Al:ltl,(l. ß 
- - - - - - - - - - -
kclne D.ltcn vcrCtkJb.u 
2 
1-1:1'~~ 5 5 
l<J(UJlT ,~ 8 p 2 1 5 6 7 9 8 4 5 27,0 17,5 Geschäftsbcridlt:o d.l<cr.munallcn!dl.t IG 
I\V 8,75 50,0 J6,5 35,S 48.8 • 78,0 Sfl,0 2S,2 JO,0 
3 
F.AG-STRA S~N , 4,2S6 3, 994 !edvlungsabschltlsse d. Landes NO 
u.ru~ ß zv 0,017 1,G67 
- - -
2,143 2,447 ,,,.46 ),023 1,419 1,3)1 
L 0,506 0,822 0,482 1,roe 
4 
FI\G-OE-md B zv 0,465 0,485 0,'45 0,618 0,518 0,41] 0,498 1,521 0,306 ~dllU,,... d. Londo3 Ntl crr . .sss.t-ß.....~ 0,507 0,,02 
= L 
o,on 0,17) 0,138 0,166 
5 
F/CrBESITZ- B zv 
- - - - - - - - - - -FlSl"Ior.G L 
-
- -
- - - -
- - - -
6 
FJG-L u, F- B zv 1,053 1,053 1,053 1 ,OSJ 1,053 1,053 1,386 1,449 1,077 l«m_.,gsabsdllllsse d.Landos Ntl 
W>X,El!Al.."l'UI L 
- - - - - -










0,031 0 ,085 0,127 0,103 0,282 0,)04 O,l39 
-
. 8 





0.212 0,470 0,825 0,644 0,490 0,447 0 , 208 
-9 
FJvt"ll!XlE:>- B 'IN 0,05 1,256 1,474 1,915 1,767 1, 723 2, 19' 1, d43 1, 8&.J . , ,938 2,772 Rechmngsabsd1 lilsse d .I..arde3 NÖ 




0. 274 0,474 0,733 0 ,610 0 , 648 
10 F 30 272 108 5 13 195 J) 99 24 
~1 3 
GMEINSA."1E I\V 70,47 340,92 78,0 8,4 l0,15 151,3]4 J1 ,4Sl 138,42 38,665 18,895 1,812 Mgaben a,s ,... f.Handel,Gewemc fVK zz - B 
. u . Industrie, .Abt . III/C-9 
N<TIQI zv S,5J1 14,232 4,464 . 0,907 2,232 13 , 635 6,06] 7,054 2,772 1,94 o, 179 nähcnrigs,,,,cise Scred.inLilgen 
L LZ J,008 1,414 1 , 452 1,225 0,612 J, B 2,H2 1,301 1,0 0 , 250 A:x:lwußqsabsdllOssc d.Landcs ltl 
-
11 





56,2 72 , 2 116,S 1S7, 706 104,865 273,306 228,975 140,6 151,S 
12 
23 8 ERP-:-!ITI'EL- p 6 7 14 ,e 18 , 13 lD Geec:häftsbcridltC des ERP-Faid!I B KRIDITE I\V 2,88 3,5 6,99 8,42 8,61 J,5 10,68 J,4S 6 , 1 8,22 
. 
13 
t?V-f\f; ~J'!.- F ) 2 
' 
1 4 , 2 , 
' 
2 -·-8 





t::RP-VL-:RYJ·J I FG- F - - - - -
-·-0 
' 
-wun~:;ow·r KV - - - - - 2,0 4,0 - 2,0 3 ,0 
-
,s 
47 28 25 El<l'-IJ..111;--u. I' 
-
47 4, )0 GI 57 )(,, 4, 
-·-1-\)IC;I .... IUJ'- D 11Ci,Jl4 64,':ill 56,28• KV 
-
88,9') 9],00 0:.8,S'jCi 89,941 92,1':,7 8(), 22li fJJ, 77 SCIVJ't 
Tabelle 1 (Forsetzung): 
Anzahl der Förderungsfälle und Höhe der Zuschüsse in Niederösterreich 1970-ßO nach Instrument und Jahr 
JN$"1U.IMINf ll.tlO 11\N\) IO n 78 77 76 75 74 7] 72 71 70 c,1,11cN.}JCW< 
16 F 171 107 82 7S 73 100 92 J9 37 41 J? 
J.311r\AhJ1cr do!r 11.-u11~li;Jc..:11f\L•r ~ 
NÖ llt :'nllll.-:J· 
Il'Nl~'J',l·\l~ll: l<V 155,24:e 88,85 52,0 GG,J 54,] 69,2 65.0 31,B 3?,O 25,7 27,0 
J. ~V 98,~I 8~,739 64,J~4 Gl,8!)2 C.7,7~ 46,756 S5,45'J 4G,6!:I J(~,(,'Ä] 16,980 23,6 ~'Cf\n\n(f.i~dlll~~ U.."':t L.v.cbl NÖ 
LZ 19,8 33,42 34, ~,09 41 ,2)8 44,lil':I JS,O 37,0 ll,O :.!~.o 18,5 13,0 
17 
NO U\lJLES- F 7 13 s 8 7 1J J 2 5 ) 6 JahrbUdtcr d.11.lncl.?lsk~r NU 
HAPlWG . UV 77,O 170,0 147 ,O 61,7 217,8 190,0 48,0 ss ,o 78,O 62,0 8S,9 
L LZ 17,083 8,927 9,M1 ,, ,8 12,451 15,299 17,506 S,448 1 ,427 2,202 1,573 P.cdlnu,9sabsdiHlsse d. ldnd..""S NÖ 
18 
ER!"-SQlll::R- a F 
-
7 5 8 12 17 10 18 
-
- -
Gcsdl5ftsbcrichte <r9 EPP--Falds 
PF0::;n11.."M l<V 
-
53,5 15,3 23,95 29, 7 56,4 51,2 73,3 
-
19 
BEFÖS!ER St(; ; 
B 
- - - - - - - - -
- -
keine D:iten vcrfUgbar 
20 
A",'G B F 20 141 32 22 18 60 11 18 9 - 2 
Jahresberichte d . Landesarbeitsamtes NO 
l<V 
-




%V 16,778 28,99 2),447 6,045 7,426 18,096 0,830 7,83) 9,7 - -
HV )7,0 38,5 
- - - - - - -. 
L LZ 3,850 4,710 8,7 2,063 2,)65 ,o,o 
- -
-
Rec:hnungsabschlUsse d.Landes tt) 
21 
=- • F 317 381 279 282 296 342 J02 135 100 13! 162 
Statistik ..:ld lnformatioo des &naS 
S'ffl.IK'r\.'R-
\lüW.GS. l<V 617,469 669,4 407,6 J34,C 329,822 317 ,3ll 326,H! 133,C 117, 1 127,6 
160,776 
zy 62,867 67 ,11:)7 42,109 )5, 575 34,645 ll,299 )5,501 15,9 12,6 9,9 18,0'll 
HZ 0,533 0,554 0,335 0,281 0,)1) 0,121 0,120 . . 
22 




106,SS 94,5 16,6 90,O 74,O 111,4 75,O 46,SS 65,9 50,05 45,0 
zy 13,638 20,795 9,6D 5,565 5,067 5,!)21 J, 758 l,257 1,918 0,703 o,sco Jlec:hnungsabschltlsse d.~ ?t, 
23 Bergbaucrnzus:::'luJl 
BE:lGWJER,i B F 
1 
10.567 10.558 4.908 4 134.i 4.642 ).1)4 2.999 3.162 368 26.4)0 
'rnt..lgkcltsbcric::hte d.EM f. 
sa.:>rnrro- zy 
Land- u. Fonbo'irt.sdlaft 
rai\..'-M 35 ,237 30,006 18,147 15,672 12,207 4,381 3,361 3,533 0,736 
7,929 • 
~ionalfü1·1Enx,.g 
B F 2.241 2.443 2.138 2.415 2. 724 2.335 1.276 1.285 1.646 1.132 
-
-- -
zy 27,652 32,469 24,BSO 28,906 30,818 )1,365 14,244 15,156 17,4 10,99 . 
L zv 11,3013 8,475 9,003 12,':>IJS 11,602 11,417 0,626 0,605 0,891 o,~, 
-
l<V 701,340 785,102 688,)56 733,386 697,426 602,8)6 184,415 164,211 175,867 119,950 
Q( 740,30'.) 826,046 722,215 774,377 739,847 645,618 199,305 179,978 194,157 1)1, 746 
24 
NÖ Q.-W. 1 L F 73 101 96 42 31 20 )0 10 . 
- -
JahrbUdlcr d.U.ll'delsk.-::rmcr NO 
INO,RFR zy 44,150 )J,170 22,011 ,o.o 15,462 10,843 10,646 5,0 
-
- -
Scdu,u,qsabsaüUsse d .L'.lr<lco NO 
25 
NOIUS L SK 5,0 ,o.o 10,0 1O,O - 6,0 6,0 7,42':i 2,475 . t:53,8 
(z1.nsonloacs D.J.rldtcn) Rcd'"i,,l'l1J9aboa'lll.1sso d , L'.lrlres NÖ 
Rll - - - - - 4,0 2, 1 - - ( 7,0 
S 1 -1()C9 D.ll'lchcn) 23/1/79 





U:) 1ii:1·n L F . - . - - 121 121 - - -
Ra 1H 8n)/2"r-0 






WNJi✓11W1•:t.,- II tV n,•u,• Sd11il1u1•1•1k;1r,.,1.lt.:ltM1 lrn111. 4'J,H'l8 
,l,Jl1n•:1l.•·rld1tn d.l.irY~-=t:,'l.t1,o?Un.: lllt~"I ?1' 
l'lA'~ 
ni·u• · l\lu10lo -:1; il r .,r..•n ltU.11J . l6,6 Mr„1·:• 1:it.11 •r,, !:. , v, 





Tabelle 1 (Fortsetzrmg): 
Anzahl der Förderungsfälle rmd Höhe der Zuschüsse in Niederösterreich 1970-80 nach Instrument rmd Jahr 
; 
1N:..-mtr-uNr Bltm l.A'ID eo 79 78 77 
28 
/l(;UAH.ljtl-~Z- u zv X>,O X),0 28,4 JO,O 
lA~ln~lU{-- KV 87,S 80,0 80,0 80,0 
r10.;1v'\.'N 
L LZ JO,O JO,O JO,O JO,O 
29 




L SK 10,0 10,0 10,0 10,0 
X, 
NÖ zz L F 280 174 147 275 
MERKA.Vl'IL XV 69,33 38,66 32,5 58,0 Dl\R!l:lll:..~ 
zv 7,125 6,95 10,946 4,068 
31 
NÖ IA'lCWIRl'- L F 20.423 20.237 20.226 19.345 
SOil'J"ISG. zv 37,527 37,264 37,403 34,623 
32 
EXIS'll-:-lZ- B F 133 116 42 29 
rnu:,,u..r..;G KV 87,203 66,99 13,9 10,4 BU!U:S 
33 
NÖ-Pro- L F 33 24 89 
I!-iD!JSI'RIE- KV 220,7 145.3 576,S AKTIO< 





SO."U:J:rA.ii..,' lQl B F 4 
zv 2,2 
36 
NÖ D.."Dl. L F 19 
!'ORIEIWG KV 40,0 
zv 2,0 
37 






F • Fälle (A(lzahl der Förderfälle pro Instrument und Jahr 
KV „ Kc-cditvolurnt:?_n (Höhe der gef~I'dcrten Kredite in Mio S 
pro Instrument und Jahr 
ZV „ Zu!lchußvolumcn (Höhe der effektiven oder berechneten 
öffentlichen zuschLlsse in Mio S (vergl. Tab. 2,Sp.2 u,3) 
LZ • Landcszuschuß flll.:Ohe dos effektiven o<ler berechneten 
Landcszuschu!J~1!S in Mlo S) 
IIV • J1.1ftun•pVQlum,.•n (llülw d1!r Kre11ltc fUr die clno 
öf!l.!ntlichc 11..i(tuntJ zu,,l.!s.J.qt wurdu in !-Ho S) 
IIZ • ll,1rtunq~ko~t••r,,:11:1d1uß (ll~ht.• clnr In /moriruch ,,cnnrnMoncn 
(H!etitlicl1t!n 11 •. dturiiJ in Mio SI 
76 75 74 7J 72 
JO,O JO, JO,O ~::pob~lhlunc.JJ 
80,0 80,0 6S,O minua 72 ,2J Mlo 
JO,O JO,O JO,O Dtippcl:,.!lhJ~1 
m..l.nua 67 ,6d M.io 
-
10,0 ( 51,8 zinsoolosca Cb.rlchcn) 






GK • Gcsamt«ik,osten der gef~cdecten Projekte 
in Mio s 
) 
IV „ Investltion!!volwncn {Höhe der qca:i..'fltcn 
qC!föC"derlcn Investitionen) 
SK • Stammkapital (!-:tnlaqcn und deren 
Erhöhun(l'~" in f'/Jrdo rung:>yosc 1 hch4f tcn 
in Hio SJ 
Rß • RUcklolrJcnlitldunq 
VI\ • Vcrluetahdeckunq 
- • koino D.3Len vcrftltJl>a.r 
71. 70 DMUQJCI.LE 
IN f.Ja!Uu1-und Forstwirtsdlaft 
T.'.itic;keil.Dbcridit 1979 
Arbe 1 t.s tab:-llc d . NÖLR, 
llbt.VI/12-/1-90 
Pechmr1gsabschlUsse d.~ NO 
,_,_ u o\ 1 1 1/"M 
JahrcsbUdler d.llandelsk.amier NO 
Rechnungs.ilisdilüsse d.La.-rlcs NÖ 
NöLR-Berichtc i.lbcr die wirtsd\aft-
lidle u. soziale Lage der L:m~ u. 
Forstwirtsd1a.ft 
Statistik u.lnfoIIMtion BURZS 
Jahrl,lk:her d.Handel.skamer NÖ 
Anm., in 20) und 24) beinhaltet 
Schrl!tenreihe des BKA 
Nc.2/1981 





Tabelle 2 KONDITIONEN DER FÖRDERUNGSINSTRUMENTE UND BASISDAJEN FUR DIE BERECHNU~G DER SUBVENTIONSÄQUIVALENTE 
1. 2. 5. 6. 7. 8. 9 . 10. 
!'Ö~ERC~GS-
- ~'TIVERill TILG,NGSFREIE SEl.llSTBE- Ft)!IDERl,."C,-- TJ\BELLEN- 3) :n-~ 2:l~~..:.E 
!XS7RL~tE~:T:S zusaruss BZW ZEIT IN 1) r:r IN % 1) ~"ZE WERT zu.sa::JSSG""- S..E'JE:~:S-
zrnszusoruss1 JAHREN 
IN MIO. S l) !'.Ai:.r z:: i -,1 ;; ~ .. -;J..::-:: 5) 
IN% 
3C:-,, .::cü:IP..G., 2,0 6 ) 
EStG„ ( 1957) 
2. !':c~-~-~:_::_.;.:.!\~E:D!T 
J_6,8 1 1 
1 AG. ( 1953) 2,1 20 1 2 1 33,3 1 1 6,74 1 14,2 1 9,5 
,;. =~s-s~~;ssE~ UND 
a?.'.;C:ZEN ( 1959) 
.. ?.:...G-3~- LXD 
;;::;:::,~.SS2Rt.:~GE~ ( 19 59) 









;;~c~·-::c O."T"'" ( 19 59) 
=';\.G-,-;c,:ER3~ ( 1959) 5,0 5,0 6 0,35 1 2,84 1 14,2 1 14,2 
s . FAG-IXCUSTRIE (1959) 
5,0 5,0 6 1,0 2,84 14,2 14,2 
~. F«E::'.J:'.~"\'E;:;..«:EHR ( 19 59) 1 1 4,0 _4,0 10 30,0 4,05 16,2 11, 3 
iO. 'SE..'i.:'VK.ZZ. 
;.3-:-rc:. l 1960) 3,5 3,5 s 
33,3 2,0 2,49 8,7 5,8 
l, . s?..?-~~oss- 50,0 4,05 15,8 7,9 
1 
,:~.c:::I'!':: ( 1962/63) 5,0 3,9 10 
1 
;2. E:~-~!:7':'~L-
K?.=:JITE (1962/63) 5,0 3,9 10 . 25,0 0,5 4,05 15,8 1 i , 9 
1 
13. - -:, ___ !>-_._J _ _ . - 2 40,0 5,21 20,3 12 ,2 1 
'/2,U<EHR ( 1962/63) 5,0 3,9 12 1 
1 
Tabelle 2 (Fortsetzung) KONDITIONEN DER FÖRDERUNGSINSTRUMENTE UND BASISD~TEN PUR DIE BERECHNUNG DER SUBVENTIONSÄQUIVALENTE 
1. 2. 3. 4. s. fi. 7 . 8. 
~.:5RDE:<L~GS- CURQI- E:FFEKrlVER~ B!:mXllNEl'ER IXJIO!- r~rnim: isELBSTBE- FORD..~- TABELLEN- 3) 
ISS:'Rt:Y.E~'l'E -_;:::~J.,.LQIE ZUSO!USS Bl'l-1 ZJNSZUSOltJSS2) SCllNITI'LIO!E ZEIT IN 1) W;LT IN % 1) CBE!U~ZE l) \\'ERi' 
::REDITKCSTEN zINSzcsoruss1 IN% l:.AfJnEIT fN )A.'IRl:N IN MIO. S IN % 1) IN t J l\HRlll 1 
1 ~. E?.P-\'ER.'::EHRS- 5,0 3,9 
...-~~sc~.:;FT ( 1962/63) 15 2 40,0 5,85 
· ; . E:\.!.,-L_;__~D- & 4,o 4,9 12 
FC:l:3:'~,·r R':'SCH.?\FT 2 30,0 5,21 
( 1962, 63) 
16. ~~L 0:7I'RI2SS-
:X'."ES':'. FQ)IDS 4,0 4 ,9 . 10 
(1962) 2 33,3 2,0 4,72 
'~ . ,. );~ . L;.."c::s-
::.~:-;:~,:; ( 1962) KV 20,2 
IV 33,3 
: a. E:"?-SC-'.•:DER- 1% bzw 7, 9 bz~ P3:_0,.:;R.~t:-! ( 1~66/67) 5% 3,9 15 2-5 30,0 anders berech."Jet 
!9. BS:"?)RD~~i.:~GS-
S-cG. (1%7) 
( 1968) S'! 3,9 10 
KV 70,0 9 ) 4 ,OS 
.10. A:·::'G • zv 90,0 
IV 33,3 
,, G::::-1.;E:?3E-i.L ,_ 
S':RL'KTüR\'ERB. G. 4,0 4 ,o 7,5 3,4 anders 
< 1909 > berechnet 
--- . 
);:l. :: . I~'\'EST- anders 
D.".~EEX ( 1970) 4,0 4 ,o 10 2 33,3 3,0 berechnet 
23. S:::'.~G3hCER:-•-
S0:;::i. PROG:l.. (1970) 
"' 4. ~;j.G~-1. & 
IV 90,0 9 1:;:;i. -?.O?R (19'11) 
,-
~ -5.R3S ( 1972) 0 bzw. 8 ,9 bzw .o . 
5 3,9 10 . 75,0 4,08 
!26. ~~- GRE::z~'\..'>D-










































Tal:ielle 2 (Fortsetzu.~g) KONDITIONEN DER FÖRDERUNGSINSTRUMENTE UND BASISDATEN FUR DIE BERECHNUNG DER SUBVENTIONSÄQUIVALENTE 
, . 2. 3. ~- s. 16. 7. 8. 
«ö!l.:JE,>_l,:lGS- DJ!;'Of- EFFEJcr'IVER9) ßEREillNE:l'ER UJJOJ- rna,NGSFREIE 1s El.BSIBE- 1 ) FÖ~- TI>.BELLEN- 3) 
IS"S:'RL'Y2~TE ~::..'ITIUOIE zusoruss BZW :1, JNSZ\JSODJSS2 lsaJN=.ra!E ZEIT IN 1) tHAL:r IN% CßERGRENZ"" WERT 
t--'"R!'DITKCS'I'DI 1 ) ZINSZIBQlUSS l IN\ lµt;nErr 1 fN JAHREN IN MIO . S- l) 
!D; t IN % lJAHFEN 
-,-
- , . ~)-~:'.!VIERTEL-
PL;~ ( 19 74) 
28. AG? ... ~R GRE~Z- KV 40,0 9 ) 
:.;..::J. S0'.,DER- 4,5 4,5 15 2 zv 66,6 5, S5 
P?...JG:{..;.~-1 ( 1974) IV 33, 3 
29. ~'.iG. ( 19~5) 0 bzw . 8 ,9 bzw 10 
5 3,9 75, o 4,08 
30 . KÖ. ~:. '-!ERKA1'TIL-
D.:\.,ll.E::lE~ ( 1975) 5,0 5,0 5 1 33,3 o, 267 2,89 
31. XÖ. L.'L,CWIRT-
s~::_;_=-:-.sG. ( 1976) 
3~ . BURG ES- 13,5 30,0 1, 25 
::::x:s:-2~;ZGRU~D -
:lK, .... r 1 q77 l 
33 . ,-.~. ':):::,("'\_ 
I'.:J'..:S';'RIE-AKT. ( 1978) 2,5 2,5 5 1 33,3 10,0 2,89 
3..; ~ G:2:-~. G~-XZ-
L:;..>;D- u:rn A-'IF ( 1979) 
35. S0):JE~_;..!..(TI0~ 
r::c:s 2::-:...:\. (1979) 50,0 1 ,o 
",6. ~=ö. zz. r~:~:oT,.r. 2,0 2,0 5 
=::i?D. ( 1980) . 2 10,0 4,72 
37. X:l. PRO-GE:",-IERBE- 5,0 5,0 5 1 25,0 0,5 2,89 
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Anmerkungen zur Tabelle 2: 
1) Die hier ausgewiesenen Kernzahlen sind die gerundeten Mittel-
werte je Instrument über die Bestandsjahre im Zeitraum 
1970 bis 1980. 
2 ) Im fall von Sonderkrediten mit im Vergleich zu r1a.rkt-
ko:1d.itio:'!en geringen durchschnittlichen Kreditkosten mußte 
de.r Zinszuschuß errechnet. werden : Dieser wurde hier als 
Dif=ere:1Z zwischen den in Spalte 1 ausgewiesenen durch-
schn ittlichen Kreditkosten µnd einem durchschnittlichen 
;-1arktzinssatz für längerfristige Inve st.itionskredi te von 
8 , 9% ermittelt . Diese Größe entspricht nach Angaben der 
Kreditabteili.:.nc; der CA dem 1-littelwert der monatlichen 
Prillle-rates über den Zeitraum 1970 bis 19 80. 
3) Da sich die einzelnen Kreditförderungen nach der Höhe der 
Zinsstützung, der Laufzeit, dem Eigenmittelanteil u.a.m. 
be~rächtlich unterscheiden, ist ein Umrechnungsvorgang zur 
Feststellung des tatsächlichen Förderungsausmaßes sowie 
zur Herstellung der Vergleichbarkeit der betrachteten 
Förderungsmaßnahmen erforderlich: Diesem Zweck dient die 
Ermittlung eines no!ninalen Zuschußgehaltes (Sp . 9) bzw . 
eines :tominalen Subventionsäoui valentes (Sp . 10) m:i. ttels 
eines Hilfsgröße , nä:nli ch des Tabellenwertes (Sp . 8) . 
Dieser Tabellenwei::-t entstammt den Tabellen , die von de-r 
EG- Korra'llission , Generaldirektion Wettbewerb (EG- Dokument 
1973/IV/70-D) zur leichteren Berechnung des nominalen zu-
sch ußge!laltes he"Iiausgegeben wurde. Er entspricht dem ab-
gezinsten Zuschußgehalt eines Zinsenzuschusses von 1% 
und er kann für alle realistischen Kombinationen der 
instrumentspezifischen Bedingungen Laufzeit und tilgungs-
freie Zeit abgelesen werden. Den Tabellen liegen folgende 
Annahmen zugrunde: 
a) Es erfolgt eine lineare Kredittilgung mit gleichbleibenden 
Ann ui täten . 
b) Kreditlaufzeit und Dauer der Zinsvergütung stimmen 
überein. 
c) Der Abzinsungsfaktor beträgt 8,5% (dieser Satz entspricht 
der durchschnittlichen Rendite österreichischer Bundes-
anleihen im Zeitraum 1970 bis 1980). 
In den Fällen, in denen eine von der Kreditlaufzeit ab-
weichende kürzere Dauer der Zinsvergütu'ng aus den 
Förderungsbestimmungen hervorging, wurde der nominale 
Zuschußgehalt durch jahresweise Summation ennittelt. 
. 
4) Der nominale Zuschußoehalt (Sp. 9) entspricht somit dem 
Produkt des Zinszusch uß und Tabellenwert bzw. bei davon 
abweichender Berechnung der Summe der diskontierten Zins-
zuschüsse über die Dauer der öffentlichen Zinsvergütung, 
ausgedrückt in Prozent des Kreditvolumens. 
5) Das no~inale Subventionsäquivalent (Sp. 10) ergibt sich 
durch P.bminderung des nominalen z uschußgehalts mittels des 
Eigenanteils, aus1edrückt in Prozent des Investitions-
volumens. 
6) Differentieller Vorteil einer 60 %-igen vorzeitigen Ab-
schreibung für Abnutzung gegenüber einer 45 %-igen vor-
zeitigen Abschreibung, bezogen auf die lineare Normalab-
schreibung. Die Berechnung erfolgt unter den Annahmen 
bewegliches Anlagegut, Abschreibungszeitraum 8 Ja~re, 
Barwert - Abzinsungsfaktor 8,5% und Grenzsteuersatz 50% 
durch Abzinsung der aus beiden Varianten resultierenden 
Steuerersparnissse auf das Investitionsjahr. Die ermittelte 
Größe stellt den minimalen Steuergewinn, ausgedrückt in 
Prozent des Investitionsvolumens, dar (zur verwendeten 
Methode siehe auch E. Haas 1980, S. 76). 
7) Auf Plausibilitätsannahme beruhender Schätzwert in An-
lehnung an K. Sämann 1967, S. 25 ff. 
8) Verdoppelung des eingesetzten Eigenkapitals bis zum Ausmaß 
von maximal 50% der Gesamtkosten im Sinne der Richtlinien 
des BKA, Sektion IV/ Abteilung 6 auf Basis eines Minister-
ratsbeschlusses vom 11. August 1981. 
9) Die hier ausgewiesenen Kennzahlen der induzierten Kredit-
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